Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



o// 



I«, ^'' 



// ^ •^' 



I 



*•*--' 



'♦ 



TJeber 



li 



i 

* 



^ 



I 



::•■ 



Vieh- Versicherung 



■' 



Inaugural-Dissertation 



zur 



Erlangung der Doktorwürde 



der 



hohen philosophischen Fakultät der Universität Bern 



, vorgelegt von 



Hermann Hülsemann 

aus Ehrentxnp b. Lage i. Lippe. 



Berlin 1899. 

Druck von W. Bttxenstein. 



l 



MHÜI 



■i 



Vgn der pliiliisopliischttn Fakultät auf Antrag des 
Herrn Prof. Dr. Oncken angenommen. 



Bmi, den 4. .luni Ih^T. 



Der Dekan: 
Prof. Dr. F. Vetter. 



1 



lieber 



Vieh- Versicherung 



Inaugural-Dissertätion 



zur 



Erlangung der Doktorwürde 



der 



hohen philosophischen Fakultät der Universität Bern 



vorgelegt von 



Hermanii Hülsemanii 

aus Ehrentrup b. Lage i. Lippe. 




Berlin 1899. 

Druck von W. Biixen stein. 






• • • *. 
. • " 



I, • ■■ k 



• • • (> 



mm • •• •»•b 



• "•• • •» » 



< '►■••»• 






Dem veterinänviasenschaftlichen Verein 



Unitas 



zu Hannover 



in treuer Freundschaft gewidmet 



vom 



Verfasser. 



256149 



lühalts -Verzeichnis. 



Seite 

I. Die yiehTerslcherung im Allgemeinen .... 1 
n« Die statistischen Unterlagen für die Yiehrer- 

sicherang 15 

1. Viehzahl und Viehkapital 15 

a) Der Viehstand der Welt 15 

b) Der Viehstand im Deutschen Reiche ... 17 

c) Der Viehstand im Königreich Preussen . . 19 

d) Der Viehstand der Niederlande 20 

e) Der Viehstand der Schweiz 21 

2. Viehseuchenstatistik 22 

a) Deutsches Reich 22 

b) Oesterreich-Üngarn 27 

c) Die Niederlande 28 

d) Die Schweiz 29 

3. Normale Sterbefälle 31 

III. Die Bedeutung der Yiehrersicherung für Land- 

und Volkswirtschaft 36 

IT. Die rerschiedenen Organisationsformen derVieh- 

yersichernngen 46 

A. Die Viehversicherung gegen Seuchen 46 

1. Die Gesetze für das Deutsche Reich .... 51 

2. Die Gesetze in der Schweiz 59 

3. Vorgänge im Kaisertum Oesterreich .... 66 

B. Versicherung gegen Viehverlusfe, hervorgerufen durch 
sporadische Kranicheiten und Ungiuclcsfälie .... 71 

I. G egen s ei tigkeits- Gesellschaften. 

a) Orts-Versicherungen auf Gegenseitigkeit . 72 

b) Grössere Gesellschaften auf Gegenseitigkeit 79 
II. Aktien-Gesellschaften ....'.. 83 

III. Staatliche Versicherungen 87 



VI 

Seite 

y. Berechtl^ng des Obligatoriums 101 

YI. Yorbereitnng des Obligatoriums 103 

TU. Organisation des Obligatoriums 105 

Anhang 109 

I. Normalstatut für Orts-Viehversicherungs-Vereine 

in Bheinpreussen 109 

IL Normalstatnten für Orts-, Amts- und Kantonal- 
Yiehversicherungs- Genossenschaften und Ver- 
bände, entworfen von Prof. Anderegg -Bern . . 118 
lll. Referat über einen Vortrag über Viehversicherung, 
gehalten von Prof. Hess -Bern auf der Jahres- 
versammlung des Verbandes schweizer, amtlicher 
Statistiker und der schweizer, statistischen 
Gesellschaft, Lausanne am 8. Nov. 1898 . . . 183 









I. Die Yiehversicherung im All- 

gemeineD. 

Die Viehversicherung ist nicht, wie häufig dar- 
gestellt wird, die jüngste oder eine der jüngsten 
Formen, in welchen Sicherung gegen pekuniäre Nach- 
teile aus möglichem Eintritt von Unglücksfällen ge- 
sucht wird; jedenfalls aber ist sie unter diesen die 
schwierigste und diejenige, für welche noch ein leb- 
hafter Kampf über die Organisationsfragen geführt 
werden muss. 

Versicherungen jeder Art können nur dann be- 
friedigend organisiert werden, wenn zuverlässiges 
statistisches Material in genügender Menge zu Gebot 
steht. Nur dann können in zuverlässiger Weise die 
Wahrscheinlichkeits - Berechnungen über die zu er- 
wartende Häufigkeit der Unfälle, über die Höhe des 
dadurch entstehenden Schadens und über die An- 
gemessenheit der zu verlangenden Geldopfer als 
Gegenleistung für diejenigen, welche den Schadens- 
ersatz zu leisten versprechen, angestellt werden. 
Für die Viehversicherung ist in den letzten Jahr- 
zehnten viel gutes Material dieser Art gesammelt 
worden, aber noch bei weitem nicht genug; und 
auch dieses konnte noch nicht genügend gesichtet 
werden. 

Selbst diejenigen, welche in den letzten Jahren 

Vorschläge zu vollkommenerer Organisation der Vieh- 
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Versicherung machen konnten, mussten sich darauf 
beschränken, nur für das Rindvieh das zu thun, für 
andere Haustiere aber eine solche erst dann in Aus- 
sicht zu stellen, wenn aus der besser organisierten 
Versicherung für Eindvieh genügende Erfahrungen 
gevi^onnen wären. 

Von den Versicherungs - Gesellschaften hatten 
einige allerdings schon seit längerer Zeit jede Art 
von Vieh zu versichern zugesagt, sie waren aber 
dann gezwungen, eine so grosse Menge von Klassen 
oder Abteilungen für die Beitragszahlungen zu 
machen, dass die darüber vorgelegten Tarife mehr 
von der Versicherung abgeschreckt, als dazu an- 
geregt haben. 

Seitens der Viehbesitzer werden noch immer 
die lebhaftesten Klagen über die Geschäftspraxis 
dergrösseren Versicherungs-Gesellschaften, besonders 
hinsichtlich der Höhe der Regiekosten, und ebensa 
über die nur geringe Berücksichtigung ihrer Wünsche, 
wie über die Höhe der von ihnen verlangten Bei- 
träge geführt, so sehr auch die meisten Gesell- 
schaften sich bemüht haben, immer weiter reformato- 
risch vorzugehen, und so bereitwillig sie sich zeigten, 
mit Viehbesitzern eingehend zu beraten und zu ver- 
handeln über Verbesserungen. 

Die Viehstatistik, welche die ersten Unter- 
lagen für das Viehversicheningsgeschäft liefern muss, 
bietet noch zu grosse Lücken. 

Es giebt nur erst wenige Staaten, in welchen 
jährliche Erhebungen über die gesamten Viehbestände 
stattfinden — aus Deutschland liegen solche in Voll- 
ständigkeit bis einschliesslich von Geflügel und Hunden 
nur für das Grossherzogtum Baden, zurückgehend bis 
zum Jahre 1855, vor; für ganz Deutschland gab es 
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bis jetzt nur zehnjährige Perioden, aber ohne Aus- 
dehnung auf das Geflügel; neuerdings hat man kürzere 
Zeiträume gewählt und die letzte Zählung auch auf 
Geflügel ausgedehnt. Jährliche Erhebungen werden 
in' den Niederlanden und in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, im ersteren Lande in aller Voll- 
ständigkeit, in den Vereinigten Staaten ganz voll- 
ständig erst seit einigen Jahren, gemacht; dasselbe 
gilt auch filr Grossbritannien und Irland. 

Erhebungen mit Ermittelung des Kapitalwertes 
der Viehbestände giebt es erst wenige, für Deutsch- 
land erst seit 1883, und Erhebungen über die Ge- 
wichtsverhältnisse der Tiere, hier auch zum ersten- 
mal 1883 versucht, fehlen noch fast überall. 

Die Zeiten, in welchen statistische Aufnahmen 
der Viehbestände vorgenommen werden, sind in den 
einzelnen Ländern so sehr verschieden, dass ver- 
gleichende Betrachtungen immer nur für Jahrzehnte 
möglich sind; im Verlauf eines Jahrzehnts ändern 
sich aber die Bevölkerungen, die Art der Boden- 
benutzung und anderes von Wichtigkeit so sehr, 
dass richtige Vergleichungen noch gar nicht mög- 
lich sind. 

Angaben über den Viehbestand der Welt giebt 
es erst seit ganz kurzer Zeit und nur so, dass noch 
an der Richtigkeit der Zahlen gezweifelt werden 
muss. üeber den Kapitalwert des Weltviehbestandes 
fehlen zuverlässige Angaben noch ganz. 

Eine weitere für die Organisation der Viehver- 
sicherung wichtige Unterlage ist die der normalen 
Sterblichkeit beim Vieh, d. h. die Feststellung 
der jährlich unter normalen Umständen für Vieh- 
bestände zu rechnenden Todesfälle. Es giebt darüber 
allerdings viele Angaben, besonders von land^ 

1* 
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wirtschaftlichen Schriftstellern, von Gestütsver- 
waltungen für Pferde, von verschiedenen Gesell- 
schaften und Privaten, welche Vieh in grösserer 
Zahl halten. Die von all diesen angegebenen Zahlen 
weichen aber noch zu sehr von einander ab, um als 
zuverlässige Unterlagen dienen zu können. 

Eine ganze Fülle von Streitfragen in Sachen der 
Yiehversicherung harrt noch ihrer befriedigenden 
Lösung, in erster Linie die, ob der Viehwert, soweit 
er im Unglücksfall verloren ging, ganz oder nur 
teilweise, mit oder ohne Abzüge, vergütet werden 
soll. Die zur Anwendung kommenden Sätze gehen 
noch weit auseinander. Als Folge der noch fehlenden 
zuverlässigen Unterlagen und der noch immer ge- 
gebenen Ursachen zur Unzufriedenheit der Vieh- 
besitzer mit der bestehenden Organisation der Vieh- 
Versicherungen ist die im ganzen noch viel zu 
geringe Beteiligung der Viehbesitzer zu beklagen, 
welche es unmöglich macht, mit den zu fordernden 
Beiträgen weit genug herunter zu gehen. Die Vieh- 
versicherung hat die nur sehr geringe Beteiligung 
mit der Hagelversicherung gemein; bezüglich beider 
Versicherungen nimmt deshalb in neuester Zeit die 
Agitation für Zwangsversicherung und mit dieser die 
für staatliche Regelung zu, wobei allerdings nur 
selten daran gedacht wird, ausschliesslich dem Staate 
•dieses Gebiet der Versicherung zu überweisen. 

Es gehen die Bemühungen vielmehr dahin, nur 
die staatliche Versicherung in passender Weise mit 
in das Organisationssystem hinein zu bringen, und 
zwar hauptsächlich als dessen oberste Spitze und 
als Rückhalt für die private Versichening. 

Dazu musste man um so mehr kommen, je mehr 
die Veterinärpolizei, die Seuchengesetzgebung ins- 
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besondere, im Interesse des wirksamen Schutzes 
gegen Gefährdung der Gesundheitsverhältnisse 
strenger genommen werden musste, und je umfang- 
reicher und gefährlicher für die Viehbestände und 
selbst für die Bevölkerungen die Ausbreitung verderb- 
licher Seuchen geworden war. 

Je ernster die Regierungen es nehmen mussten, 
die Grenzen ihrer Gebiete vor der Einschleppung 
bedrohlicher Seuchen zu schützen und im Inland die 
Verbreitung ausbrechender Seuchen rasch und wirk- 
sam zu verhindern, um so näher lag der Gedanke^ 
die Entschädigungen für Verluste an Viehwert, ent^ 
standen durch die polizeilichen Anordnungen, vom 
Staate selber zu verlangen, eine Forderung, welcher 
auch überall mehr oder weniger umfassend Rechnung 
getragen worden ist. 

Es lag damit dann nahe, das gesamte Viehver- 
sicherungswesen besser und umfassender durch den 
Staat ausbilden zu lassen und die Bedenken, welche 
einem weitgehenden Eingreifen der Staatsgewalt in 
das wirtschaftliche Leben entgegen standen, mehr 
und mehr aufzugeben. 

Von Anfang des Jahrhunderts an hat in allen 
Ländern die freie und freiwillige Viehversicherung 
sich ausgebreitet, mit dem Ende des Jahrhunderts 
zeigt sich das Bestreben, die staatliche und die 
Zwangsversicherung an deren Stelle entweder aus- 
schliesslich treten zu lassen, oder diese doch als die 
Krone des ganzen Gebäudes der Viehversicherungs- 
Organisation auszubilden. 

Das geschieht jetzt hauptsächlich im Interesse 
derjenigen Viehversicherungs-Verbände, welche nur 
die Viehbesitzer einzelner Gemeinden oder höchstens 
solche aus einer kleinen Anzahl von Nachbargemeinden 
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umfassen und unter dem Namen Lokal- oder Orts- 
vereine, bezw. Ortskassen, Kuhladen (in den 
Rheinlanden u. a. 0.) und Kuh- oder Rindvieh- 
kassen (in Hannover, der Altmark und anderwärts) 
bekannt sind. Sie sollen nach den neuen Organi- 
sationsplänen als die Unterstufe erhalten und bestens 
gekräftigt werden, zu welchem Zwecke ihr Zu- 
sammenschluss zu Kreis-, Orts- oder Provinz- 
Verbänden erfolgen soll; an diese hätten sich dann 
als Oberstufe die Landesanstalten anzuschliessen, 
bezw. in Ländern, welche einen Staatenbund haben, 
die Bundes- oder Reichsanstalten als Schluss- 
stein (Schweiz, Oesterreich-Ungarn, Deutsches Reich). 

In den ersten Anfängen arbeitete die Viehver- 
sicherung, über welche sehr weit zurückgehende 
Nachrichten vorliegen, nur mit solchen Ortsver- 
einen; und es ist bemerkenswert, dass jetzt nach 
sorgfältiger Prüfung aller möglichen Systeme 
dieser Volks einrichtung wieder allseitig das Wort 
geredet wird. In dem Zusammeiischluss der ein- 
zelnen Vereine glaubt man das Mittel gefunden zu 
haben, sie vor der leicht möglichen Gefahr, im Falle 
umfangreicher Verluste die Leistungsfähigkeit ein- 
zubüssen, bewahren zu können. In der Viehver- 
sicherung liegen also die besten Leistungen in den 
Vereinigungen vor, welche wegen der geringen Zahl 
der Teilnehmer gerade den Grundsatz, auf welchem 
das ganze Versicherungswesen sonst beruht, dem 
der üebertragung der Schäden auf möglichst weite 
Kreise, nicht ohne weiteres zur Geltung bringen 
können. 

Es wird gezeigt werden, wodurch sich dieser 
anscheinende Widerspruch erklären lässt. Dass die 
Ortsvereine auch Nachteile haben, verkennt niemand, 
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die kleineu und mittleren Viehbesitzer als die in 
erster Linie beteiligten Interessenten sind aber. über- 
einstimmend der Ansicht, dass die Ortsvereine weit 
mehr Vorzüge als Nachteile haben, und dass bei 
grösseren Gegenseitigkeits- oder Aktien - Unter- 
nehmungen für Viehversicherung die Sache umgekehrt 
liegt, dass also hier die Nachteile das Gute überr 
wiegen. 

Die zunehmende Neigung für staatliche Vieh- 
versicherung wurzelt wesentlich mit in dieser Ueber- 
zeugung, und dass überall da, wo in der letzten Zeit 
beachtenswerte Vorschläge für eine neue Organi- 
sation der gesamten Viehversicherung gemacht 
wurden- oder solche Vorschläge schon zur Ausführung 
gekommen sind, auf Erhaltung und Kräftigung der 
Ortsvereine das Hauptgewicht gelegt wird, spricht 
hinreichend dafür, dass die erwälinten Ansichten der 
Viehbesitzer wohl berechtigte unter den gegen- 
wärtigen Verhältnissen sind. Ob das immer so 
bleiben wird, mag dahin gestellt bleiben. Entscheiden 
sich die Majoritäten der Viehbesitzer mehr und 
mehr dafür, dass nur der Staat mit der Zwangs- 
versicherung das gesamte Viehversicherungswesen 
unter Mitwirkung seiner Organe, der Provinzial-, 
Kreis-, Regierungsbezirks-, Amts- oder Gemeinde- 
verwaltungen, zu befriedigender Ent Wickelung lühren 
könne, und gelingt es diesen Majoritäten, dafür auch 
genügende Zustimmung in den gtjsetzgebenden Körper- 
schaften zu finden, dann bildet in Zukunft die Ge- 
meinde für sich oder zu mehreren vereinigt die 
Unterstufe und den Ausgangspunkt der ganzen 
Organisation. Von gesellschaftlichen privaten Unter- 
nehmungen wird dann bald nicht mehr die Rede 
sein. 
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Zur Zeit überwiegt nur das Bestreben, Landes- 
Viehversicherungsanstalten unter staatlicher Leitung 
mit denjenigen Orts - Viehversichemngsvereinen, 
welche ein aufgestelltes Normalstatut annehmen, 
zu bilden, ein Vorgang, wie er z. B. im König- 
reich Bayern durch das Gesetz vom 11. Mai 1896 
und in der Schweiz bereits in vielen Kantonen auf 
Grund der neueren Bundesgesetze schon seit einigen 
Jahren sich vollzogen hat, und über dessen thun- 
lichste Nachahmung zur Zeit in Oesterreich-Ungarn 
noch verhandelt wird. 

Eine Geschichte der Viehversicherung 
hier 'mit anzufügen, wird nicht beabsichtigt; es muss 
genügen, darauf zu verweisen, dass die erste Form, 
in welcher Entschädigungen für Verluste am Vieh- 
bestand durch Unfall oder Krankheiten gewährt 
wurden, die der blossen Unterstützungen war. 

Orts- Viehversicherungen sollen schon sehr früh- 
zeitig in Island als sog. „Repps**, über welche Dahl- 
mann in seiner Geschichte Dänemarks Mitteilungen 
brachte, vorgekommen sein; von Dänemark aus sind 
im Jahre 1799 die ersten Gründungen der Art in 
Holstein gemacht worden. Auch Holland hatte 
schon sehr frühzeitig solche Ortsversicherungen, 
und von hier aus haben sie sich in den Rheinlande 
früher als in anderen deutschen Gebieten verbreitet. 
Aus der Schweiz werden sie zuerst von Graubündten 
zu Anfang des jetzigen Jahrhunderts erwähnt. 

Ansätze zu Versicherungen gegen gewisse seuchen- 
hafte Krankheiten kommen zuerst gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts vor; so in Holland, in Schlesien 
und in der Schweiz. Holland hatte nach dem sieben- 
jährigen Kriege schon Gesellschaften auf Gegen- 
seitigkeit mit Zwangsbeitritt, und für die Provinz 
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Schlesien war von Friedrich dem Grossen im Jahre 
1775 eine Versicherungsanstalt als Regierungsinstitut 
mit Zwang für alle Rindviehbesitzer gegründet 
worden; sie gab Entschädigungen im Falle der 
Rinderpest und ist noch im Januar 1842 einer Revi- 
sion unterzogen worden. In der Schweiz hat im 
Jahre 1780 der ., Sanitätsrat" der damaligen Republik 
Bern eine Versicherungskasse gegen Lungenseuchen- 
Verluste mit Beitrittszwang für alle Rindviehbesitzer 
errichtet, welche im Jahre 1796 wieder einging* 
Private Viehversicherungsgesellschaften gab es im 
vorigen Jahrhundert schon in England und in Frank- 
reich, in Deutschland dürften wohl die in der Ge- 
meinde Scheidt, Kr. Solingen, 1802, und in Anhalt, 
1803, die ersten gewesen sein, worauf es dann bald 
solche auch in Mecklenburg und in Bayern gab. 
Der erste Versuch mit Errichtung einer Viehver- 
sicherung auf Gegenseitigkeit von Masius in Leipzig 
1833 misslang; die noch bestehenden Viehver- 
sicherungsgesellschaften grösseren Umfangs sind alle 
erst nach 1840 entstanden, i) 

Wie bei jeder Art von Versicherung gilt auch 
bezüglich des Abschlusses einer Viehversicherung, 
dass sie als Vertrag zwischen zwei Parteien erscheint, 
und zwar zu dem Zweck der Entschädigung der 



^) Masius: „Lehre von der Versicherung", Leipzig 
1846. — OaUitis: „Grundlagen des ges. Versicherungs- 
Wesens", daselbst 1884. — - E, Werner: „Das Viehver- 
sicherungswesen im Deutschen Reich", BerHn 1876. — 
A. Jaeger: „Geschichte der deutschen Viehversicherung" in 
No. 42, Jahrgang 1890 der „Zeitschrift d. Landw. Vereins für 
Eheinpreussen". — Denkschrift im Auftrag des Kongresses 
Norddeutscher Landwirte über „Das Genossenschafbsprinzip 
in Anwendung und Anwendbarkeit in der Landwirtschaft*', 
bearbeitet von K. Birnbaum^ Leipzig 1870, mit Verzeichnis 
von 280 eingegangenen Schriftstücken, Statuten und sonstigen 
Nachweisen. 
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einen Partei für die pekuniären Nachteile, welche 
ihr aus möglichem Eintritt von Unglücksfällen mit 
dem Viehbesitz entstehen können (Sterbe- oder Unfall, 
Tötung, Notschlachten, Wertverlust, polizeiliche Be- 
anstandung auf Schlachtviehhöfen, Verletzung u. s. w.). 
Diese Partei, welche versichert werden will, wird 
als die der Versicherten bezeichnet. Ihr gegen- 
über steht die der Vers fc herer, welche gegen 
Empfang regelmässiger Zahlungen, Prämien ge- 
nannt, die Haftung für die Schäden übernimmt, also 
sich verpflichtet, in vorkommenden Fällen, so lange 
die Geschädigten die bedungenen Verbindlichkeiten 
erfüllt haben, Ersatz nach Massgabe der Verlusthöhe 
zu leisten. Ausgeschlossen ist dabei, dass die Ver- 
sicherten durch den Vertragsabschluss auch noch 
durch Ueberversicherung oder mehrfache Versicherung 
Gewinn erzielen können; sie sollen nur Ersatz für 
wirklich erlittenen Schaden erhalten. Der Anspruch 
darauf geht demgemäss auch verloren, wenn absieht^ 
lieh oder durch grosse Fahrlässigkeit der Unglücks- 
fall herbeigeführt wurde, und Abzüge an der Ersatz- 
summe giebt es für Zuwiderhandlungen gegen die 
in den Verträgen bezeichneten Bestimmungen. Art 
und Höhe des Schadens müssen in jedem Falle der 
Inanspruchnahme von Ersatz durch Schätzung Sach- 
verständiger ermittelt werden, und zwar hat diese 
so zu erfolgen, wie ebenfalls in den Verträgen fest- 
gesetzt wui'de. Der Vertragsabschluss erfolgt schrift- 
lich, und die darüber ausgestellte Urkunde, Police 
genannt, wird dem Versicherten ausgehändigt. Da 
jeder Vertragsschluss der Art nur auf bestimmt in 
der Urkunde genannte Zeit abgeschlossen wird, muss 
nach deren Ablauf eine Erneuerung oder eine Ver- 
längerung vor Ablauf der festgesetzten Zeit statt- 
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finden, bezw. wieder ein neuer Vertragsabschluss 
erfolgen, wenn der Versicherte auch fernerhin noch 
versichert bleiben will. 

Versichert sind immer nur die einzelnen Vieh- 
besitzer oder Gruppen von solchen, Versicherer aber 
entweder Vereinigungen von Personen, welche dis- 
ponibles Kapital gewinnbringend anlegen wollen — 
Aktiengesellschatten — oder Vereinigungen der Ver- 
sicherten selbst, welche durch genossenschaftliche 
Selbsthilfe die Verluste, welche den Einzelnen zu 
hart belasten würden, gemeinsam zu tragen sich 
verpflichten in der Erwägung, dass solche Verluste 
jeden Einzelnen treffen können. In diesem Falle 
erfolgt der Abschluss einfach durch die Beitritts- 
erklärung auf Grund der Statuten, in der darin 
vorgeschriebenen Form. Das Statut tritt an die 
Stelle des Vertrages. 

Es übernehmen aber auch, geleitet von gemein- 
nützigen Bestrebungen, öffentliche rechtliche Kor- 
porationen, Gemeinden, Kreise, Provinzen, Staaten 
die Stelle der Versicherer, und zwar entweder zum 
Zwecke der Unterstützung von Versicherten oder um 
höherer Interessen willen, bezüglich der Viehver- 
sicherung in der wirksamen Bekämpfung von Vieh- 
seuchen und der Förderung der Gesundheitspolizei 
überhaupt. Dieses Interesse ist jetzt das vorwiegende 
und hat es bewirkt, dass die tJebertragung der 
gesamten Viehversicherung auf den Staat mit Durch- 
lührung des Zwanges für alle Viehbesitzer immer 
mehr Zustimmung findet, weil nur dadurch eine 
gründliche Bekämpfung der Verseuchungsgefahr für 
möglich gehalten wird. Mit der zwangsweise durch- 
geführten Versicherung geht der Charakter des 
Vertrags verloren. 
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Auch für die Viehversicberung gilt, dass die 
„Sicherung" vor Verlusten durch Ereignisse, 
deren Eintreten noch ungewiss ist, durch das 
Zusammenwirken dreier wirtschaftlicher Faktoren 
erreicht wird. 

Zunächst ist dafür Sorge zu tragen, dass die 
Gefahr, gegen die versichert werden soll, überhaupt 
nicht eintritt; man hat diesen Teil der Versicherung 
die „Meidung" genannt. Aber man ist trotz 
grösster Vorsicht, trotz aller Präventivmassregeln 
nicht immer im stände, dem gefürchteten Ereignisse 
zu entgehen; dann muss man sich darauf beschränken, 
den Umfang des Schadens, der durch das Ereignis 
veranlasst wird, auf ein möglichst kleines Mass 
herabzudrücken. Es ist dies die „Unterdrückung" 
der Gefahr. 

Wenn es gelänge, in allen Fällen so vorzügliche 
Massregeln zu treffen, dass entweder der gefürchtete 
Schaden gar nicht einträte, oder doch immer auf 
ein Minimum beschränkt bliebe, würde damit die 
Aufgabe des Versicherungswesens erfüllt sein. Aber 
schon die tägliche Erfahrung lehrt, dass dies nur 
in den allerseltensten Fällen im Bereiche der Mög- 
lichkeit liegt; einzelnen Naturmächten steht der 
Mensch in dieser Beziehung vollkommen hilflos 
gegenüber (z. B. Hagelunwetter). Es musste also 
für diese unvermeidlichen Verluste Ersatz geschaffen 
werden. Die „Bereitstellung dieser Ersatz- 
werte" ist der dritte Faktor der Versicherung. Die 
Art und Weise der Bereitstellung ist verschieden; 
fast allen Systemen liegt jedoch das Assoziations- 
prinzip zu Grunde. In den primitiven Anfängen des 
Versicherungswesens traten gewöhnlich mehrere 
Personen zusammen, um durch regelmässige Geld- 
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beitrage einen Fonds zu schaffen, welchem ein- 
tretenden Falles die Ersatzsunimen entnommen 
wurden. Die jeweilige Höhe dieser Beiträge richtete 
sich nach den zu deckenden Verlusten ; später sollten 
Erfahrung und Statistik besser lehren, wie hoch 
diese Beiträge sein mussten, um allen Anforderungen, 
die an das Institut herantreten können, gerecht zu 
werden. Man erhob deshalb die Beiträge, deren 
Höhe in einem bestimmten Verhältnis zu dem Werte 
der zu versichernden Objekte stand, und die im 
Voraus bezahlt oder nachträglich durch Umlagen 
erhoben wurden. 

Als Versicherungen mit „festen Prämiensätzen" 
waren alle unsere modernen Versicherungsanstalten 
entstanden, wobei jedoch ein grosser Unterschied 
zu konstatieren ist in der Ausdehnung, welche die 
yerschiedenen Versicherungszweige erfahren haben; 
im grossen und ganzen kann man sagen, die Inten- 
sität, mit welcher eine Versicherungsbranche be- 
trieben wird, steht im allgemeinen im gleichen Ver- 
hältnisse zu den pekuniären Vorteilen, die erfahrungs- 
gemäss die praktische Beschäftigung mit derselben 
yerspricht. 

Die neuerdings sich zeigende grössere Neigung 
für staatliche Viehversicherung ist wesentlich durch 
die zuerst in Deutschland durchgeführte Kranken-, 
Unfall-, Invaliditäts- und Altersversicherung be- 
günstigt worden. Durch diese wurde zuerst der 
Beitrittszwang auf einem anderen Versicherungs- 
gebiete als auf dem der Immobilienversicherung ein- 
geführt. 

Gerade bei der Unfall- ,u. s. w. -Versicherung 
tritt am deutlichsten hervor, wie neben der Bereit- 
stellung von Ersatzwerten das Versicherungswesen 
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in seinen verschiedenen Zweigen noch anderen 
wichtigen Zwecken dient. Wenn auch der Haupt- 
zweck immer ein materieller sein wird, so würde 
man doch den Wert der Versicherung viel zu gering 
anschlagen, wollte man verkennen, welch eminent 
sozialen, moralischen und ethischen Wert diese In- 
stitution in sich birgt. 

Dass auch die Viehversicherung solchen Zwecken 
dient, wird noch des Näheren dargethan werden. 



IL Die statistischen Unterlagen 
für die Viehversicherung- 

1. Viehzahl und VielikapitaL 

a) Der Viehstand der Welt.2) 

Für das Jahr 1890 waren im Bericht aus 
Washington angegeben in Millionen Stück : 









davon für Europa 


für die Ver. Staaten 


Pferde 




60456 


33 254 


14 214 


Esel, Maultiere, 








Maulesel 




9 332 


3 728 


2 331 


Kinder 




293 381 


97 240 


52 802 


Schafe 




497344 


186 557 


44 336 


Schweine 




99 687 


44 718 


51603 


Ziegen 




29167 


19 000 


? 


Zus. Mill. 


Stück 989 367 


384 497 


165 286 



2) Die Viehstatistik der Welt und die der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika findet sich in den Jahresberichten 
des landwirtschaftlichen Departements in Washington („Exports 
of the Department of Agriculture. U. S. A."). Zusammen- 
stellungen über den Weltvieh-Bestand oder den von Europa 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika wurden auch 
auf Internationalen Ausstellungen in besonderen Tabellen vor- 
gelegt, zuerst in Paris 1878, aber nicht vollständig genug. 

Die „üebersichten der Weltwirtschaft" von K X. Neu- 
mann-Spallart brachten im Jahrgang 1883/1884 unter „Vieh- 
stand und Fleischversorgung'' für die Zeit von 1828—1869 
Zusammenstellungen, aber nur für Kinder, Schafe (mit Ziegen) 
und Schweine und nur/ für vierzehn europäische Staaten; 
Fr, V. Juraschek gab im Jahrgang 1888/89, erschienen 1892/93, 
auf Seite 184 bis 197 eine besser vervollständigte Ueber- 
sicht über Europa, aber auch ohne die Pferde, Esel, Maul- 
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Für das Jahr 1897 sind angegeben: 

davon für Europa fUr die Ver. Staaten 



Pferde . . . 


73 309 


38 369 


15124 


Esel, Maulesel, 








Maultiere 


8 953 


3199 


2 279 


Rinder . . . 


318 989 


110 238 


48 223 


Schafe . . . . 


532 230 


184 778 


38 299 


Schweine . . 


104 157 


53 628 


42 843 


Ziegen . . . , 


32 209 


19436 


? 



Zus. MiU. Stück 1 069 847 409 648 146 768 

Aus den Vereinigten Staaten liegen ferner als 
Angaben vor: 

Mill. Stuck Mill. Doli. Mill. M. 

96 384 zum Wert von 1 344 598 = 5 647 312 

1 571 541 = 6 600 472 
1 576 923 = 6 623 077 
2 261 243 = 9 497 221 
2 424 487 = 10 182 846 
2 406 388 = 10 108 830 

Der Wert des Geflügels ist für 1897 zu 
290 Mill. Doli. = 1128 Mill. M. verzeichnet. 



Für 1866 


96 384 


„ 1876 


. 104 668 


„ 1879 


. 120 989 


„ 1883 


. 149 389 


„ 1890 


. 165 286 


„ 1891 


. 163 266 






esel und Maultiere; die Zieg:en sind darin besonders an- 
gegeben. Auf den Seiten 198 bis 236 folgen Angaben aus 
einigen aussereuropäischen Staaten, vollständig sind die 
ganzen Mitteilungen nicht 

Es wird zu Europa bemerkt, dass die Zahl der Rinder, 
Schafe und Schweine sich von 1828 ab bis 1889 wie folgt 
vermindert habe: 

Die der Rinder von 35.5 (1852/57) bis 30.0 Stück f. 100 Einw. 
Schafe „ 76.4 1 ..ß^o qo\ » 5^.9 do. 

Schweine,, 19.41 ^^^^^'"^"^^ „ 13.7 do. 

Da die Angaben nicht vollständig sind und auch nicht 
ganz korrekt, können diese Zahlen nicht als sichere Grund- 
lagen benutzt werden. 

Von landwirtschaftlichen Werken, welche Tabellen über 
Viehzahlen aus verschiedenen Ländern gebracht haben, ist 
zuerst zu nennen: Fr, X. v, Hlvheck, „Die Landwirtschafts- 
lehre in ihrem ganzen Umfang nach den Erfahrungen der 
letzten 100 Jahre". 2. Aufl. 1851/53, Wien, im Bd. III; ferner: 
„Fr. Thiels Lexikon der Landwirtschaft", Bd. VU, S. 992 bis 
994, mit Tabellen über alle europäischen Staaten und über 
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b) Der Viehstand im Deutschen Reich. 
Es wurden für ganz Deutschland gezählt in 
den bezeichneten Jahren: 

10. Januar 1873 

Pferde . 3 352 271, auf 100 Einw. 8,2 

Esel, Maultiere, Maulesel . 6475 „ ., „ — 

Rinder 15 776 702 ,,. „ „ 38,4 

Schweine 7124 088 „ „ „ 17,4 

Schafe 24 944 406 „ „ „ 61,0 

Ziegen . . 2 320002 „ ., „ 5,7 

Zusammen Stück ... 51 509 944, auf 100 Einw. 130,7 
Dazu Bienenstöcke 2 333 484. 



die Vereinigten Staaten von Nordamerika für die Zeit von 
1875 bis 1880. — Leipzig 1877/82 erschienen. 

Aus Italien sind in „Statistica del Bestiame'^ besondere 
Zusammenstellungen für die hauptsächlichsten Staaten Europas 
und für die Vereinigten Staaten von Nordamerika veröffent- 
licht worden, zunächst für die Zeit von 1865 bis 1874. 

Auf die Erwähnung statistischer Werke kann hier ver- 
zichtet werden, weil in solchen keine vollständigen Angaben 
für die neueste Zeit vorliegen, und soweit Material daraus 
zu entnehmen ist, an Ort und Stelle dieser Werke gedacht 
wird. 

Für Deutschland brachte bis zum Jahr 1866 Bienengräber 
in „Statistik des Verkehrs und Verbrauchs im Zollverein", 
Berlin 1868, Zusammenstellungen. Jetzt erscheinen solche 
jährlich im „Jahrbuch für das Deutsche Reich" nach sorg- 
samster Eevision des bis dahin vorgelegenen Materials unter 
Benutzung der „Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen 
Reichs*', Berlin, und der statistischen Veröffentlichungen der 
staatlichen Aemter oder Bureaus. Da für die Viehversicherung 
der Haiiptwert auf das Kapital, welches die Viehbestände 
darstellen, zu legen ist, werden nur aus solchen Ländern, 
aus welchen es zuverlässige Angaben der Art giebt, Zahlen 
gebracht. 

Für die Niederlande finden sich sehr ausführliche Mit- 
teilungen in den Jahrgängen des im ministeriellen Auftrage 
in Gravenhage erscheinenden Werkes „Verslag over den 
Landbouw in Nederland"; benutzt wurde besonders der Jahr- 
gang 1893. Für die Schweiz sind die Veröffentlichungen des 
Eidgenössischen Departements des Inneren in Bern, die des 
statistischen Amtes, kantonale Berichte und diejenigen 
statistischen Werke, welche im weiteren an geeigneter Stelle 
genannt werden, zu erwähnen. 

Viele wertvolle Angaben sind auch aus statistischen und 
anderen Zeitschriften gesammelt worden. 



„ 100 




34,5 


„ 100 




20,1 


„ 100 




42,0 


„ 100 




5,8 



100 


>> 


35,5 


100 


)» 


24,6 


100 


)> 


27,5 


100 


V 


6,3 
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10. Januar 1883. 

Pferde 3 522 545, auf 100 Einw. 7,7 

Esel, Maultiere, Maulesel . . 9 795, „ 100 

Rinder 15 786 764, 

Schweine 9 206195, 

Schafe 19 189 715, 

Ziegen . . 2 640 994, 

Zusammen Stück 50 356 008, auf 100 Einw. 110,1 

Bienenstöcke 1911748. 

1. Dezember 1892. 

Pferde 3 836 256, auf 100 Einw. 7,8 

Esel, Maulesel, Maultiere . . 8 230, „ 100 „ — 

Rinder 17 555 694, „ 

Schweine 12174 288, „ 

Schafe. 13 589612, „ 

Ziegen . . 3 091287, „ 

Zusammen Stück 50 255 365, auf 100 Einw. 101,7 

Bienenstöcke 2 034479. 

1. Dezember 1893 (ausserordentliche Zählung). 

Rinder. 16 372 594 

Schweine 12 205 825 

Die Ergebnisse der letzten Viehzählung sind 
noch nicht vollständig und noch nicht nach letzter 
Revision veröffentlicht worden. 

Kapitalwert des Viehstandes. 

1883 1892 

M. M. 

Pferde 1680144 732 1880 839 200 

Esel, Maultiere, Maulesel . 988 380 671560 

Rinder 3 078 137 790 3 547 297 700 

Schweine 478 701 132 684 647 400 

Schafe 306965792 217747500 

Ziegen . 39 599 910 48 038 900 

Zusammen 5 584 537 736 6 379 242 260 

Bienenstöcke 19 11 7 480 20 344 790 

Im ganzen 5 603 655 480 6 399 587 050 
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Ermittelte Lebendgewichte. 

Alles Rindvieh 1883 . . . 5062039 t 

1892 . . . 5 986089,, 

mehr 924 050 t 

Alle Schweine 1883 ... 625 501 „ 

1892 . . . 723013 

mehr 



7> 



97 512 t 

c. Der Viehstand im Königreich Preussen.^) 

Viehzahl. 
10 Jan. 1873 10. Jan. 1883 l.Dez.l892 



Pferde . . 
Esel, Maultiere 
Rinder . . 
Schweine . 
Schafe . . 
Ziegen . . 

Zusammen Stück 
Bienenstöcke . 



Maulesel 



2 278 724 
9 708 
8 612 150 
4 278 531 
19 634 758 
1 477 335 



2 417 367 
7 038 
8 737 641 
5 819 136 
14 752 328 
1680 686 



2 653 044 
4 511 
9 871 381 
7 725 447 
10 109 544 
1 963 909 



36 371127 33414196 32^28 436 
1 453 764 1 249 500 1 238 040 
Lebendgewichte. 

1883 1892 

Rinder 2 912 680 3 452 906 t 

Schweine . . . . 469126 542 260 

3 381 806 3 995 166 t 

Viehkapital. 



Pferde 

Esel, Maultiere, Maulesel 

Rinder 

Schweine 

Schafe 

Ziegen 

Zusammen 



1883 
M. 

1 124 368 409 

646 322 

1 701 439 996 

311 437 131 

222 887 603 

25 354 927 



1892 
M. 

1 238 817 271 

359 361 

1 951 084 879 

439 059 920 

157 399 764 

31 347 486 



3 386 134 388 



3 818 068 681 



3) Für die Zeit von 1870/71: Dietriei, „Handbuch der 
Statistik des Preuss. Staates", Berlin 1858/61, für später: 
„Zeitschrift d. Kgl. Preuss. Statist. Bureaus", Berlin, ver- 
schiedene Jahrgänge. „Jahrbuch für die amtliche Statistik des 
Peuss. Staates" ; desgl. „Monatshefte zur Statistik des Deutsch. 
Reichs", 1884 VI, S. 1. 1894 II, 71. 

2* 
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Viehzahl auf 100 Einwohner. 

1873 1883 1892 

Pferde . , 6,55 6,94 8,90 

Esel, Maultiere, Maulesel . . 0,03 0,02 0,03 

Rinder 24,80 25,08 33,00 

Schweine 12,33 16,71 25,80 

Schafe 55,46 42,38 33,70 

Ziegen ...... 4,25 4,82 6^ 

Zusammen Stück 103,42 97,95 108,03 

d) Der Viehstand der Niederlande.*) 

Statistische Angaben über den Viehbestand ent- 
hält das in Anm. 2 erwähnte Werk mit nur einzelnen 
Zahlen von 1804 an, vollständig von 1852 an und 
mit Angabe des Geldwerts von 1860 ab. 

Die Zahl der 

Pferde war am kleinsten im Jahre 1817 mit 186 400 Stuck 
Rinder „ „ „ „ „ 1851 „ 773 400 „ 

Schweine „ „ „ „ „ 1853 „ 233 200 

Schafe „ „ „ „ „ 1817 „ 552400 

Ziegen „ „ „ „ „ 1853 „ 99 600 

Die Zahl der 

Pferde war am größßten im Jahre 1879 mit 278 700 Siück 
Rinder „ „ „ „ „ 1890 „ 1532 200 „ 

Schweine „ „ „ „ „ 1890 „ 578 700 ., 

Schafe „ „ „ „ „ 1866 „ 1077 800 „ 

Ziegen „ „ „ „ „ 1891 „ 187100 

Die Zahl der Pferde ist von 1840 an stetig ge- 
stiegen, die der Kinder von 1861 an ; die der Schweine 
zeigt von 1851 an Ab- und Zunahme im Wechsel, 
von 1880 an nur Zunahme; bei den Ziegen war der 
Wechsel zmschen Ab- und Zunahme noch häufiger 
bis zum Jahre 1882, von wo an ein stetiges Wachs- 
tum sich zeigt. 

*) In dem unter Anm. 2 erwähnten Werke, S. 365—415, 
auch mit genauen Angaben über Viehkrankheiten, Viehsterbe- 
fälle und Viehversicherung (S. 379—390). 



?» 



?» 
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Mit Einschluss von Geflügel und Bienenstöcken- 
ergiebt sich für das letzte Jahr zum Vergleich mit 
den Angaben für das Deutsche Reich, über welches 
ausführlichste Angaben vorliegen (1893er Jahrg.), 
folgende Statistik: 

Zahl der 

Pferde 

Esel u. 8. w 

Binder 

Schweine 

Schafe 

Ziegen 

Geflügel. ...... 

Bienenstöcke 







Marktpreise 


271 923 Stück 


59 881 600 G. 


1973 


1» 


53 267 „ 


1 532 153 


>» 


196 578 957 ., 


547 417 


>' 


10045101 „ 


810 631 


)) 


9 241 193 „ 


187068 


>» 


1 309 476 „ 



3 463 053 
99 059 



3 205 455 
372 957 



Zusammen ohne Geflügel und 

Bienen . • 3 351167 Stück 277 109 594 G. 

Mit Geflügel und Bienen . 280 688 006 G. 

in M. 491 169 610 

Auf 100 Einwohner kommen: 



Pferde . 


. 6.01 




Rinder 


. 33.5 




Schweine . 


. 11.9 


Zusammen 73.3 


Schafe 


. 17.8 




Ziegen 


. 4.1 




Geflügel . 


. 75.8 


Bienenstöch 


:e 2.1 





e) Der Viehstand der Schweiz.^) 

Aus der Schweiz liegen nach den zehnjährigen 
Aprilzählungen vor: 



^) Fr. And&regg, ^^Statistischer Atlas der Viehzucbt und 
Milchwirtschaft der Schweiz", Zürich 1887. „Volkswirt- 
schaftliches Lexikon der Schweiz'S Bern 1885. „Zeitschr. f. 
Schweiz. Statistik", Organ d. Schw. Stat. Gesellschaft, Bern; 
verschiedene Jahrgänge; für 1896 den 32. Jahrg., S. 361. 
„Statistisches Jahrbnch der Schweiz^S 6. Jahrg. 1896, Bern 1897, 
S. 97—102. 
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Jahr 1876 1886 1896 

Pferde 100933 98 622 108 529 

Esel u. s. w 5 258 4 788 — 

Rinder 1035930 1212538 1304788 

Schweine 334 907 394 917 565 781 

Schafe 367 549 341804 271432 

Ziegen 396001 416323 414968 

Zusammen Stück . . . . 2 210 578 2 468 992 2 665 498 

Bienenstöcke 177 120 207 384 253108 

Auf 100 Einwohner kommen: 

Pferde 4.9 3.4 3.6 

Rinder 50.8 41.8 43.5 

Schweine 16.4 13.6 18.5 

Schafe 18.0 11.8 9.1 

Ziegen 19.4 14.1 12.8 

Esel u. s. w 0.26 0.16 ? 

Zusammen Stück 109.76 84.86 87.5 

Für 1876 war der Viehwert zu 260 Mill. Frank 
d. i. 208 Mill. M. berechnet worden. 



2. Viehseuclienstatistik. 

a) Deutsches Reich. 

Für das Deutsche Reich liegt vom Kaiserlichen 
Gesundheitsamt folgende Zusammenstellung für das 
Jahr 1895 vor. Es waren durch Rotz (Wurm) der 
Pferde erkrankt 590, gefallen oder getötet 710 und 
weitere 60, welche bei der Sektion frei von Rotz 
befunden wurden; durch Maul- und Klauenseuche 
erkrankt 195 120 Rinder und ausserdem 207 105 
Schafe, 3855 Ziegen, 58566 Schweine; durch Lungen- 
seuche des Rindes erkrankt 940, gefallen oder ge- 
tötet 2194, ausserdem 7, welche sich als frei erwiesen. 
An Bläschenausschlag erkrankten 6232 Rinder, 
ausserdem 329 Pferde. An Räude erkrankten 
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78 820 Rinder, ausserdem 500 Pferde. An Rausch- 
brand erkrankten 772 Rinder, ausserdem 30 Schafe 
und 1 Schwein. Infolge von Tollwut erkrankten, 
fielen oder wurden getötet 431 Hunde, als ver- 
dächtig getötet 1142, ausserdem 4 Pferde, 35 Rinder, 
8 Schafe, 8 Schweine, 2 Ziegen, 1 Eatze, 10 ver- 
dächtige Katzen. 

Nach der bis 1887 zurückgehenden Statistik gab 
es ohne die unter „ausserdem" angeführten Fälle 
als geringste und als grösste Zahlen: 

Für erkrankte Tiere Stück Stück 

Durch Rotz 516 (1894) — 1 337 (1889) 

„ Maul- u. Klauenseuche 12 723 (1887) — 1 504 308 (1892) 

„ Lungenseuche ... 626 (1890) — 2 156 (1887) 

„ Tollwut 387 (1892) — 590 (1890) 

„ BläschenausschlaßT 4 739 (1891) — 8 147 (1895) 

„ Räude 65 047(1893)— 287 026(1887) 

„ Rauschbrand ... 207 (1889) — 798 (1893) 
Für getötete u. gefallene Tiere 

Durch Rotz 710 (1895) — 1 771 (1889) 

„ Lungenseuche ... 985 (1890) — 2 252 (1891) 

„ Tollwut 1 142 (1895) — 2 164 (1890) 

Die Zahlen für Maul- und Klauenseuche und für 
Bände der Schafe gelten als Vieh-Bestand in neu 
betroffenen Gehöften. 

In dreijährigen Perioden ergiebt sich zu- 
sammen für 

1887/89: 

erkrankt gefallen od. getötet 

Stück Stück 

AnBotz 3 747 4 770 

„ Maul- und Klauen- 
seuche .... 312268 — 
„ Lungenseuche . . 4 597 3 802 
„ Baude .... 639256 — 
„ Bläschenausschlag 17 331 — 
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1887/89: 




erkrankt 


gefallen od. getötet 




Stock 


Stttck 


„ Bauschbrand . . 


724 




,. Tollwut .... 


1230 


4 061 




1890/92: 


An Rotz 


2 770 


3 708 


,, Maul- und Klauen- 






seuche .... 


2 331 183 




„ Lungenseuche . . 


3 081 


5 459 


„ Räude .... 


361 722 




„ Bläschenaasschlag 


15 490 




„ Rauschbrand . . 


1235 




„ Tollwut .... 


1422 


4 722 




1893/95: 


An Rotz 


1660 


2185 


., Maul- und Klauen- 






seuche .... 


493 871 




„ Lungenseuche . . 


2448 


4 911 


„ Räude .... 


221 831 




.. Bläschenausschlag 


19 678 




,, Rauschbrand . . 


2 350 




., Tollwut .... 


1312 


3 726 



Es gab ferner: im Dezember 1895 Kotz in 36 
Gemeinden und 40 Gehöften; in den einzelnen 
Monaten des Jahres 1896 Rotz in 31 bis 51 Ge- 
meinden und 36 bis 57 Gehöften; in den einzelnen 
Monaten des Jahres 1897 Rotz in 28 bis 36 Gemeinden 
und 30 bis 40 Gehöften. Für Maul- und Klauen- 
seuche schloss das Jahr 1895 mit verseuchten 1006 
Gemeinden und 3204 Gehöften; im Jahre 1896 ging 
die Verseuchung im Juni zurück bis auf 960 Ge- 
meinden und 3502 Gehöften, dann wieder hinauf bis 
November mit 2977 Gemeinden und 12000 Gehöften; 
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das Jahr 1897 begann im Januar mit verseuchten 
2368 Gemeinden und 8678 Gehöften, im Juli gab 
es nur noch verseuchte 408 Gemeinden und 1595 
Gehöfte. 

Für Lungenseuche zeigte der Dezember 1895 
als verseucht 27 Gemeinden und 56 Gehöfte, der 
Januar 1896 20 Gemeinden und 40 Gehöfte, der 
Februar 30 Gemeinden und 62 Gehöfte, der November 
26 Gemeinden und 44 Gehöfte; im Jahre 1897 
zeigten sich als verseucht 28 bis 36 Gemeinden und 
30 bis 40 Gehöfte (Juli). 

Im Königreich Preussen sind von 286 verseuchten 
Kreisen mit 1410 Gemeinden im Dezember 1896 bis 
April 1897 verseucht geblieben 130 Kreise .mit 297 
Gemeinden. 

Infolge der neueren verschärften Gesetze haben 
die Seuchen, gegenüber welchen sehr energisch vor- 
gegangen wird, schon viel von ihrer Gefährlichkeit 
verloren; von der Rinderpest ist in Deutschland 
kaum noch die Rede; in Russland gab es dafür in 
der Zeit von 1870/79 noch einen Gesamtverlust von 
36 Mül. Rubel und von 1885/89 noch 14 MiU. Rubel für 
141000 Stück, 1890/94 aber nur noch 1882200 Rubel 
für 18000 Stück, nachdem auch dort das Gesetz die 
allgemeine sofortige Tötung anbefohlen hat. 6) 

An Entschädigungen sind im Jahre 1896 aus 
Anlass der Bekämpfung von Tierseuchen bezahlt 
worden in Deutschland: 

Für 718 wegen Rotz getötete Pferde .... 280550,58 M. 
,, 1682 „ Lungenseuche getötete Rinder 245192,70 „ 

Znsammen 525743,28 M*. 



6) Nach Bericht in der „Berliner Tierärztl. Wochen- 
schrift*^ 
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Anf Grund landesherrlicher Bestimmunf^en für 

Verlust von 136 Pferden und 3567 Ri ndern 827576,36 M. 

Im ganzen 1353919,64 M. 

Versagt wurde nach dem Gesetz die Ent- 
schädigung für 42 rotzkranke Pferde und für 
10 lungenkranke Einder. 

Vollwertig entschädigt wurden 179 Pferde mit 68383,99 M. 

zu 3/4 des Wertes 539 „ „ 212175,59 „ 

vollwertig ........ 167 Rinder „ 25258,95 ,, 

zu Vs des Wertes . . . . 1515 „ „ 219933,81 „ 

Die durchschnittliche Entschädigung war f ilr 
Pferde als vollwertig 382,03 M., der höchste Betrag 
entfiel in Schleswig mit 1000 M. auf ein Pferd, der 
geringste in Hildesheim mit 95 M., für Kinder war 
der Durchschnitt 223.84 M.^) 

Für 1887 bis 1891 sind als an Maul- und Klauen- 
seuche erkrankt anfangs 12723 und zuletzt 821130 
Rinder angegeben worden bei durchschnittlich 40 M. 
Schaden direkt und indirekt, wodurch sich für 1891 
als Verluste der Viehbesitzer 32845200 M. und 
durchschnittlich für die angegebene Zeit jährlich 
12545060 M. berechnen. ») 



^) Nach Veröffentlichnn gen im „Reichs- und Staats- 
anzeiger'S welcher anch fortlaufend Über den Stand der Ver- 
seuchungen in Oesterreich-Ungarn berichtet. 

^) In den Materialien zu den Verhandlungen im Deutschen 
Reichstag und dem Preussischen Landtag über die Notwendig- 
keit schärferer Grenzsperren, worauf zurückzukommen ist. 
Oberamtmann Ring als Antragsfeiler. 

Nach A, Johne in: ,.In welcher Weise können sich die 
Landwirte an dem Kampfe gegen die Maul- und Klauenseuche 
wirksam beteiligen?'^ in Mentzel und v. Lengerke's landw. 
Hilfs- und Schreib-Kalender, 27. Jahrg. 1894, S. 76. 

W. Kiey giebt auf S. 26 ff. seiner Schrift: „Die Schwind- 
sucht im Lichte der Statistik und Sozialpolitik mit besonderer 
Berücksichtigung der staatlichen und privaten Versicherung'^ 
an^ dass die Tuberkulose jetzt die verbreitetste Rinderkrank- 
heit sei, und dass nach Ostertag durchschnittlich 5—10% 
aller Rinder tuberkulös seien, bei Kühen aber bis zu 86 % 
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b. Oesterreich-Ungarn. 

Im 1. Halbjahr 1896 waren 3200, im 2. Halb- 
jahr 5005 Ortschaften in der Monarchie verseucht. 
Aus den monatlichen Feststellungen geht hervor, 
dass im Ma; 1896 an Maul- und Klauenseuche 
42 Orte mit 186 Höfen, an Rotlauf der Schweine 
48 Orte mit 103 Höfen und an Schweinepest 315 Orte 
mit 822 Höfen verseucht waren, zusammen 405 Orte 
mit 1113 Höfen; am 31. Oktober wurden 12733 Höfe 
verzeichnet. 

Ende März 1897 wurden 134 Bezirke mit 
328 Gemeinden und 1381 Höfen angegeben, am 
30. April 480 Orte mit 2524 Höfen für oben genannte 
Krankheiten. 

Für Ungarn sind verzeichnet für Ende Oktober 
1896 betr. Maul- und Klauenseuche 14099 und 
Schweinepest 1477, zusammen 15571 Höfe als ver- 
seucht. 



an einzelnen Orten. Für eine grössere Beibe von Schlacht- 
häusern war der Durchschnitt der geschlachteten Ktlhe 6,9 %, 
für Ochsen 3,6 % und für Bullen 2,6 %. Nach den Betriebs- 
ergebnissen von 219 öffentlichen Schlachthäusern in Preussen 
ergaben sich für Rinder 8.2 % (0,8 bis 26 %) als Durchschnitt 
im Jahre 1896 aber 13,19 %; in Leipzig war eine Steigerung 
vom Jahre 1888 bis zum Jahre 1891 mit 11 zu 26,7% 
konstatiert worden, und für das Schlachthaus zu Schwerin 
sind in Prozenten unter besonderer Tabelle (14) angegeben : 
1886 alle Rinder 10,70, Ochsen und Bullen 8,4, Kühe 12,83 % 

[tuberkulös. 
1894 alle Rinder 35,00, Ochsen und BuUen 34,0, Kühe 35,7 % 

[tuberkulös. 
Die letzte Zahl gilt nur für das 1. Halbjahr; bei Ochsen und 
Bullen gab es nicht wie sonst stetige Zunahme bis 1894, 
sondern das Minimum im Jahre 1887 mit 4,9%, dann noch 
bis 1891 zwischen 5 und 6,9 %, von da ab dann die rapide 
Steigerung bis zuletzt 34 %> ^^so über ein Drittel der ge- 
schlachteten Tiere, während im Bremer Schlachthause von 
1882/83 bis 1886/87 eine Abnahme für alle Rinder von 2,81 
auf 1,58 % stattfand und die Prozentziffer stetig abgenommen 
hat. In den Vereinigten Staaten soll nach Bryden für alle 
Rinder der Prozentsatz 5—10 % sein. 
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Ende April 1897 gab es für 
Maul- und Klauenseuche . 45 Orte und 296 Höfe 
Rotlauf der Schweine . . 27 „ „ 66 „ 
Schweinepest . . . . . 558 „ 

Zusammen verseucht 630 Orte, 



c. Die Niederlande. 

Nach S. 379 ff. im Bericht für den Jahrgang 
1893 des in Anm. 2 erwähnten Werkes hatten im 
Jahre 1891 zusammen 22457 Viehhalter 252788 Tiere 
(251771 Einder, 580 Pferde, 391 Schweine, 46 Ziegen 
nachgewiesen) in 440 Kassen mit 13941581 M. ver- 
sichert (8200930 G.). 

Von 1881 bis 1891 gab es Schweineseuche in 
hohem Grade in 11 bis 99 Gemeinden, in mittlerem 
in 33 bis 90, in geringem in 225 bis 344, und frei 
davon waren je nach Jahrgang 272 bis 533 Ge- 
meinden. Gefallen oder getötet waren von 1919 
(1890) bis 9439 Stück (1889). 

Für alle anderen Seuchen und Krankheiten sind 
angegeben je nach Jahr 531 bis 1666 verseuchte 
Gemeinden und 3388 bis 13066 gefallene oder ge- 
tötete Tiere. 

Als Entschädigungen der Kassen bei Unfall 
oder Tötung sind angegeben für Rindvieh 50 — 55 
bis 60—67,5—75—80—87,5—90 und 100% des 
Wertes, bei geniessbarem Fleisch 33 und 40% oder 
75% und 1/4 des Erlöses oder 100 G. = 170 M. 
— oder die Hälfte des geniessbaren Fleisches; die 
Geldsätze sind durchschnittlich 96,56 G. = 165 M. 
15 Pf. in allen Abstufungen von 300 G. -= 510 M. 
bis herab zu 90 G. = 153 M. 
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In einem früheren Jahrgang waren für die 80 er 
Jahre in den einzelnen Jahren als an Lungenseuche 
erkrankt anfangs 157, zuletzt bis 1851 Stück und 
als verdächtig getötet 195 bis 913 Stück angegeben 
worden, wofür 33715 bis 243746 G. als Entschädi- 
gung gezahlt wurden. Abzüglich von Haut- und 
Fleischerlös waren aus der Staatskasse für 599693 G. 
Schätzungswert der getöteten Tiere 400000 G. ge- 
zahlt worden, welcher Betrag später von der Kammer 
auf 300000 G. im Jahre reduziert wurde. 

d. Die Schweiz. 

Für das Jahr 1890 gab Kummer 9) einen Bericht 
über 21 in der Zeit von 1803 bis 1888 gegründete 
staatliche Versicherungskassen: den Viehseuchen- 
fond der Eidgenossenschaft und 20 kantonale Kassen 
in 16 Kantonen — die Rechnungsergebnisse an, woraus 
hervorgeht, dass sie zusammen bei 555475,24 Fr. 
Einnahme 354 948.88 Fr. Ausgaben und 4 147 846,75 Fr. 
Vermögen hatten. Unter den Ausgaben sind: 
88686,50 Fr. für Viehschäden, 512,90 Fr. für Des- 
infektion, 149828,79 Fr. für Viebgesundheitspolizei, 
1381,80 Fr. für Impfstoff; unter den Einnahmen 
stehen 520175,86 Fr. aus Gesundheitsscheinen, Zinsen 
und Strafgeldern, 21020,16 Fr. Beiträge der Vieh- 
besitzer, 12036,97 Fr. der Kantone und 290,40 Fr. 
des Bundes. 

Eine Uebersicht über die Verluste durch Vieh- 
seuchen in den sieben Jahren von 1889 bis 1895 
giebt an: 



9) „Die staatlichen Versicherungskässen in der Schweiz.** 
Separatabdruck aus „Zeitschrift filr Schweiz. Statistik", Jahr- 
gang 1891. 
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Gefallen 
oder getötet 


Verdächtig 
als verseucht 


1 


Zu- 
sammen 


geringste höchste 
Zahl 


Zu- geringst höchste 
sammen Zahl 


für 














Lungenseuche 


81 


keine 

(1893/94) 


47 

U890) 








RauBchbrand . 


3138 


327 


675 


1 








(1890) 


(1895) 








Milzbrand . . 


1960 


202 


364 








Maul-u.Klauen- 




(1889) 


(1893) 








seuche . .. ' 


3 550 


153 


1267 


118805 


4120 


27 789 


I.otz u. üaut- 




(1892) 


(1893) 




(1895) 


(1891) 


wurm, Pferde 


275 


21 


81 








Rotlauf- und ' 




(1892) 


(1894) 








Fleckfieber, 
Schweine . 


11395 


641 

(1889) 


4 947 

(1895) 








Räude . . . 


68 


keine 


50 


4392 9 


1385 


! 




(1891/98) 


(1895) 


(1892) 


(1889) 


Wut . . . . 


195 


O 


129 


122 


4 63 


1 




(1890) 


(1895) 




(1889) 


(1895) 


Zus. Stück 

1 


20 662 

1 


1349 


7 560 


123319 


4133 


29 237 



In sieben Jahren betrafen im Ganzen die Ver- 
luste durch Seuchen 143981 Stück Vieh, demnach im 
Durchschnitt jährlich 20569 Stück.i^) 

Aus den einzelnen Kantonen liegen in Gesetz- 
entwürfen und in Botschaften den Behörden sehr 
weit auseinander gehende Angaben über die Ver- 
luste an Vieh durch Unfall bezw. Tötung infolge 
von Seuchen und Krankheiten vor. Es werden z. B. 



^ö) „Statistisches Jahrhuch der Schweiz " 6. Jahrgang 
1896, Bern 1897, S. 230 n. s. w. 
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angegeben aus Chur^^) für den Kanton 27o, für 
Graubünden allgemein 2,57o, für St. Gallen 3,03 %, 
für Zürich 2%, für Luzern bei Rotlauf der Schweine 
2,5 7o, ferner für einzelne Gemeinden mit Viehver- 
sicherungskassen von 1,2 — 37o. Aus anderen Ländern 
gehen die Angaben nicht minder weit auseinander. 
Fr. Müller^2) giebt für ausgewachsene Rinder 
in der Schweiz 3% als tuberkulös an, für den Kanton 
Freiburg im Jahre 1890 von den Verlustfällen ver- 
sicherter Tiere 8,7 % durch Tuberkulose, für Basel- 
Land von geschlachtetem Rindvieh im Schlachthaus 
zu Liestal 3,78 "/o, im Kanton Appenzell A. Rh. 3,3 % 
tuberkulös. 

3. Normale Sterbefälle. 

In Bezug auf die Viehversicherung wird überall 
beklagt, dass die grossen Viehbesitzer an den am 
weitesten verbreitetenOrts- Versicherungsvereinen sich 
nicht beteiligen und überhaupt es vorziehen, „die 
normalen Verluste*^ selbst zu tragen, indem sie 
dafür entsprechende Beträge bei ihren Viehkonten 
in Ausgabe stellen. 

Die landwirtschaftlichen Schriftsteller, welche 
sich mit dem Rechnungswesen befassen, bringen 
deshalb auch immer Anleitungen darüber, wie viele 
Prozente für Sterbefälle in Ansatz kommen sollen. 

Es geben z. B. an: 

R. Veit ^3) von der Geburt bis zum Abgewöhnen 
für Rind 3, Schaf 10, Schwein 2%; 

^^) «^Botschaften des El. Kates an den Grossen Bat, betr. 
Vieh Versicherung." Chur 1897, S. 30 flf. 

13) Fr, Müller: „Die Tuberkulose des Rindviehs und 
die Viehversicherung", Bericht an das schweizerische Land- 
wirtschaftsdepartement. Bern 1892, S. 11 und 18. 

13) „Lehrbuch der Landwirtschaft". 2. Aufl. Augsburg 
1837, a. V. Stellen. 
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im Alter von 1—2 Jahren 

für Rind 2, Schaf 7, Schwein 3^/o; 

im Alter von 2 — 4 Jahren 

für Rind 1,5, Schaf 5, Schwein 3% und 

für Pferde zur Zeit der Nutzung 5 7o- 

Bei A. Block 1^) finden sich als Ansätze: 

1 . Pferde 4,7 % der Jahres- oder 5 % der Ver- 
pflegungskosten, Rind 6,07, Schwein 3, Schaf 5% 
aller Kosten oder Milchvieh 5, Ochsen bis zu 3 Jahren 
22/3, Zugochsen 5, Pferde 5 bis 7,7%; 

2. Auf den Gestüten in Württemberg Hengste l^/g, 
Stuten 3. Bei der französischen Militärverwaltung je 
nach der Rasse der Pferde 6,8 bis 9,3%; 

Ferner nach A. Hoppenrath-Beckentin auf Grund 
24 jähriger Erfahrungen :^ö) Stuten 5, Fohlen bis 1 Jahr 
15,52, von 1 — 2 Jahren 8,62, von 2—3 Jahren 3,1, von 
3—4 Jahren 0,7 und von 4—5 Jahren 2,6 oder als 
Durchschnitt bei Pferden 6,1 %, bei Schafen 5 bis 6 
und seltener 10, bei Schweinen 3 bis 8% Verluste. 

Es rechnen dafür ferner von Honstedt i^) : Milch- 
vieh 4, Zugochsen 6, Lämmer bis 1 Jahr 12, Schafe 
im allgemeinen 8 und Pferde 4%; L. Kleemann ^ 7): 
Rind bis zum dritten Jahre 3, Zugochsen 5, Milch- 
vieh 4, Pferde 5 bis 6% und Buddeus^^): Rinder 
im allgemeinen 5, Schafe 10, Mastvieh 5%. 



1*) „Mitteilungen landwirtBchaftlicher Erfahrungen und 
Grundsätze. Breslau, ältere Auflagen und 4. Aufl. 1885/87. 
III. Bd. a. V. Stellen. 

1^) „Landw. Annalen des Mecklenburg. Patriot. Vereins'*. 
No. 51. 1876. 

1^) „Anleitung zur Beurteilung landwirtschaftlicher 
Schätzungen". Hannover 1834. 

1^) Encyklopädie landwirtschaftlicher Berechnungen". 
Sondershausen 1844. 

18) „Die Zeitpacht grösserer Landgüter". Magde- 
burg 1838. 
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Aehnlich weit aoseinander gehend sind die An- 
gaben neuerer Schriftsteller; sie bewegen sich bei 
Bindvieh 

für Kälber zwischen 1 und 10 % Sterbefälle, 
,, Jungvieh „ 2 „ 6 7o r 

„ ältere Tiere „ 1,5 „ 5% „ 

Bei Pferden, je nach Alter, zwischen 0,7 bis 15 %, 
,, Schafen, „ „ „ „ 3,0 „ 12 „ 

„ Schweinen, „ „ „ „ 3,0 „ 8 „ 

Sterbefalle. 

Wie sehr die „normalen" Sterblichkeiten und 
Erkrankungen von Rasse, Gebrauchsalter, Gebrauchs- 
zeit, Tagesleistung, Art der Arbeit, lokalen Ein- 
wirkungen, Fütterung, Behandlung, Stallung u. a. m. 
beeinflusst werden, ist bekannt; prozentische An- 
gaben haben demnach nur Wert, wenn sie aus be- 
stimmten Verhältnissen gewonnen worden sind. Für 
die Landwirtschaft lässt sich allerdigs eine gewisse 
Gleichförmigkeit der Einwirkungen annehmen; mit 
Ausnahme der Bestell- und Erntezeit ist hier für 
Arbeitstiere der Dienst kein überanstrengender, für 
das eigentliche Nutzvieh aber bedingen Stallfütteruug 
und Weidegang, besonders hinsichtlich der Aufzucht, 
ferner die Art der Züchtung — Spät- und Frühreife, 
Natur- und Kulturrassen — die grössten Unterschiede. 
Der überwiegende Teil des Nutzviehs wird wegen 
der Verwertbarkeit beim Ausrangieren nicht bis zu 
der Altersgrenze gehalten, in welcher die grössere 
Sterblichkeit und häufigeres Erkranken sich ein- 
stellen. 

Die Lebensversicherung hatte eine grössere 
Sicherheit erst durch die bekannte „Siebzehnerliste' S 
Sterbetafeln für die Zeit von 1762 bis 1840, heraus- 
gegeben von 17 Versicherungs-Gesellschaften, ge- 

3 
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Wonnen; jetzt stehen überall genaue Sterbetabellen 
für jede Altersstufe durch statistische Aemter zu 
Gebote ; für die Vieh Versicherung fehlen solche noch, 
und gehen deshalb die Angaben noch zu weit aus- 
einander. 

Gutes Material lieferte eine wertvolle Arbeit 
über den „Pferdebestand und das Fuhrwesen der 
Reichshauptstadt** 1^) insofern, als hier für eine be- 
stimmte Oertlichkeit (Klima u. s. w.) und für Ge- 
brauch der Pferde fast nur auf dem Pflaster unter 
fast durchweg guter bis reicher Fütterung die An- 
gaben gemacht sind; es wird allenthalben hohe 
Leistung verlangt; die Behandlung ist meistens eine 
gute, und die Stallungen dürfen vielfach als muster- 
hafte bezeichnet werden. Bei einem Pferdebestand 
von durchschnittlich 40 bis 50 000 Stück kommen 
Haltungen zu mehreren Tausend in einer Hand vor 
(Pferdebahn-, Omnibus-Gesellschaften, Kaiserl. Post), 
und solche zu Hunderten giebt es viele (Paketfahrt- 
Gesellschaft, Brauereien, die berittene Schutzmann- 
schaft, Zirkus Renz und Zirkus Busch, die Feuerwehr, 
grosse Speditionsgeschäfte und der Kaiserl. Marstall). 
Das Militär mit etwas über 4000 Pferden verwendet 
diese zeitweise auch ausserhalb Berlins. Die Tausende 
von Pferden für Lohn- und Mietsfuhrwerke, ein- 
schliesslich Droschken, stellen ein zu ungleiches 
Material dar und über die von Privaten, in Reit- 
bahnen u. s. w. gehaltenen Luxuspferde konnten Er- 
hebungen nicht stattfinden. 

Soweit sichere Angaben gemacht wurden, er- 
geben sie: Bei der Paketfährt - Gesellschaft für 

19) „lUustrierte Landwirtschaftliche Zeitung". Schöne- 
berg-Berlin, No. 100 und 101 d. Jahrg. 1895 und No. 2, 4, 6, 
8, 10, 14, 16, 18 u. 20 d. Jahrg. 1896. 
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Krankheit 5 7o, Unfälle gar nicht; bei dem Speditions- 
fuhrwerk Erkrankung bis 12%, Unfälle nur wenige; 
bei der Schutzmannschaft mit 271 Pferden für Er- 
krankung 100 Stück mit durchschnittlich 24 Krank- 
heitstagen, an Unfällen 46, worunter 25 nur vorüber- 
gehende ; bei der Kaiserlichen Post für Erkrankungen 
durchschnittlich 8,55 % und iür Sterbefälle, aber mit 
Ausmusterung, 14,4, in den letzten Jahren nur 
10^75%; bei dem Militär für Krankheiten 1,39 bis 
3 %, als Sterbefälle 2,34 % und für Tötungen 1,47 %; 
bei der Feuerwehr als Sterbefälle 4,17 %. 



8* 



III. Die Bedeutung der Vieh- 
versicherung für Land- und Volks- 
wirtschaft. 

So wenig genaue Angaben über das Viehkapital 
in den einzelnen Ländern zu verschiedenen Zeiten 
vorliegen, ergiebt sich doch aus den im vorigen Ab- 
schnitt gebrachten Mitteilungen, dass es sich bei 
den Viehbeständen um grossartige Kapitalwerte 
handelt, und dass diese meistens bei den neuesten 
Erhebungen weit grösser sich zeigen als in den 
Vorjahren. 

Allerdings gewinnt man aus den blossen Vieh- 
zahlen nicht die üeberzeugung, dass die Viehzüchter 
den Bedürfnissen der wachsenden Bevölkerungen 
überall Rechnung tragen konnten; die Ansicht aber, 
welche Lambl in seiner Depekorationstheorie^^) ent- 
wickelt hatte, dass der Vermehrung der Menschen 
eine Verminderung des Viehs als Naturgesetz folgen 
müsse, ist doch nicht richtig; sie hat seiner Zeit 
einen sehr lebhaften Meinungsaustausch hervor- 
gerufen, zu welchem bestätigende und gegenteilige 
Zahlen aus Viehstatistiken geliefert worden waren. 
Die Verhältnisse liegen in den einzelnen Staaten zu 



^) Zuerst im Vortrag, dann in besonderer Schrift und 
versch. österr. landw. Zeitschriften der Jahrgänge 187G 
und 1877. 
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verschieden, um derartige „Gesetze*' daraus bilden 
zu können. Es ist im vorigen Abschnitt gezeigt 
worden, wie sich die Viehzahten in den angeführten 
Ländern zwischen den zehnjährigen Zählungen ge- 
ändert haben. 

Für Deutschland ergab sich von 1883—1892 
bezw. 1893 allerdings eine kleine Verminderung der 
Viehzahlen um etwa 103 000 Stück, aber für Rinder 
und Schweine eine Gewichtsvermehrung um über 
1 Million Tonnen bei einer Zunahme der Bevölkerung 
um 41/4 Million Köpfe und eine Vermehrung des 
Geldweites des gesamten Viehbestandes um fast 
800 Millionen Mark. 

Für alle deutschen Staaten ergiebt sich eine 
starke Verminderung im Schafbestand, für Elsass- 
Lothringen auch noch eine um 1% Pferde und für 
Hamburg eine um 2.3% Rindvieh, im ganzen aber 
teils in ähnlicher Weise wie für das gesamte Reich 
etwas Abnahme, teils aber auch Zunahmen. Für 
den Köpf der Bevölkerung ist die Geldwertzunahme 
für das Reich von 6 M. (121 : 127) an sich nicht 
gross, aber bei der starken Zunahme der Einwohner- 
schaft ist sie immerhin nicht zu unterschätzen, und 
jedenfalls widerlegt sie die Annahme einer Abnahme 
des Viehstapels gegenüber der Bevölkerung. 

Die Schweiz zeigte für 189G gegen 1886 eine 
Zunahme von über 200 000 Haupt Vieh und eine 
beträchtliche Vermehrung des Geldwerts. Aehnliches 
gilt auch für die Niederlande, während für Oesterreich 
nach J. von Roschmann-Hörburg^J) allerdings von 
1869 bis 1890 im Verhältnis zur Einwohnerzahl mit 
Ausnahme von Schweinen überall etwas Abnahme 

31) „Die Viehzählung in Oesterreich v. 31. Dez. 1890." 
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sich ergiebt, indem er eiuschliesslich der Ziegen für 
100 Einwohner berechnete: 

Im Jahre 1869 Haupt Vieh 85,39 
„ „ 1880 „ ,. 79,78 
„ „ 1890 „ „ 74,99. 

Der Viehstand stellt jedenfalls im Deutschen 
Reiche, und in der Schweiz wie auch in anderen 
Staaten einen sehr ansehnlichen Betrag des Volks- 
vermögens dar; es ist nur zu bedauern, dass hierüber 
zuverlässige Schätzungen oder Erhebungen nicht 
vorliegen, so dass das prozentische Verhältnis nicht 
festgestellt werden kann. 

Bei den ungeheuren Werten, welche durch den 
Viehbestand repräsentiert werden, wird man ohne 
weiteres zu der Frage gedrängt : wie diese ungeheuren 
Summen des Volksvermögens am besten geschützt 
werden können, eine Frage, welche um so berechtigter 
ist, als es sich hier um den Besitz lebender Wesen 
handelt, die den Fährlichkeiten aussergewöhnlicher 
Naturereignisse ganz besonders ausgesetzt und von 
vornherein dem Gesetze von der Vergänglichkeit 
alles Lebenden unterworfen sind. 

Es tritt hier zunächst die Meidung der Gefahr 
in ihre Rechte. 

Zweifelsohne kann der einzelne Viehbesitzer 
durch Vorsicht beim Einkauf und durch Sorgfalt bei 
der Behandlung ganz ausserordentlich viel dazu bei- 
tragen, die Viehverluste einzuschränken. Doch gelingt 
dies selbst bei äusserster Anstrengung schon gegen- 
über den Verlusten durch sporadische Krankheiten 
und Unglücksfälle nur sehr unvollkommen, und wenn 
der einzelne gar meint, auch ansteckende Krank- 
heiten seinem Viehstapel fern halten zu können, so 
wird er bei dem ersten Auftreten einer Seuche nur 
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:&a.bald Gelegenheit haben, sich zu überzeugen, wie 
irrtümlich seine Auffassung ist. Es muss also auch 
hier für Bereitstellung von Ersatzsummen gegenüber 
den unvermeidlichen Verlusten gesorgt, d. h. es 
müssen auch hierfür Versicherungen ins Leben 
gerufen werden. 

Durch derartige Versicherungen würden zunächst 
die ganzen Summen, welche die einzelnen Nationen 
in ihrem Viehstand aufgespeichert haben, dem Spiel 
des Zufalls entrückt sein. 

Neben diesem wichtigsten Ziele der Viehversiche- 
rung bietet dieselbe aber auch noch eine Anzahl 
anderer grosser Vorteile, die in ihrer Gesamtheit 
dem erstgenannten an Wichtigkeit nicht nachstehen. 

Zunächst tritt der wohlthätige Einfluss hervor, 
den der Versicherer insofern auf den Versicherten 
ausübt, als er im Interesse seiner Selbsterhaltung 
auf die nachdrücklichste Durchführung der beiden 
ersten Faktoren jeder Versicherung dringt. 

Der Versicherer wird vor allem auf die ver- 
nunftgemässe Haltung des Viehs Gewicht legen, 
in diesem Punkte wird noch ausserordentlich viel, 
auch von sonst rationellen Landwirten gesündigt. 
Weit entfernt, sich die Fortschritte der Hygiene 
dienstbar zu machen, slellt man noch viel zu oft 
das wertvollste Vieh in Stallungen, die ihrer ganzen 
Bauart nach geradezu als der passendste Aufenthalts- 
ort für alle möglichen Krankeitserreger und ganz 
besonders für den Erreger der Tuberkulose sich 
erweisen. Durch die Versicherung können die Vieh- 
besitzer gezwungen werden, allmählich bessere 
Zustände in dieser Beziehung zu schaffen ; hat doch 
auch die Feuerversicherung mächtig dazu beigetragen, 
bei Baulichkeiten auf grössere Feuersicherheit hin- 
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zuwirken. Aber hierbei darf man ni<5ht stehen 
bleiben. Man muss sieh auch die Fortschritte der 
Veterinärmedizin zu Nutze machen, z. B. also die 
Impfung, sei es zu diagnostischen Zwecken (Tuber- 
kulinimpfung zur Erkennung der Tuberkulose), sei 
es aus prophylaktischen Gründen (Rotlauf-, Rauseh- 
brand- und Milzbrandimpfungen) allgemeiner an- 
wenden und sie deshalb als obligatorisch anordnen. 

Hiermit würden schon mit einem Schlage die 
Viehverluste auf mindestens die Hälfte herabgedrückt; 
es müsste aber auch die allgemeine Volksgesundheit 
eine unendliche Verbesserung erfahren. Erwähnt 
sei hierzu nur, dass mit dem Verschwinden der 
Tuberkulose unter unseren Haustieren voraussichtlich 
auch die Schwindsucht der Menschen allmählich an 
Ausdehnung verlieren würde. 

Ferner trägt der Versicherer stets für eine 
rechtzeitige tierärztliche Behandlung Sorge; 
— es ist nachgewiesen, dass hierdurch allein die 
Viehverluste infolge sporadischer Krankheiten auf 
ein Drittel der bisherigen Ziffern herabsinken 
würden. 

Bei seucheartigen Erkrankungen wird natur- 
gemäss die Aushändigung der Entschädigungssumme 
von einer möglichst frühzeitigen Anzeige bei 
der Behörde abhängig gemacht. 

Der Staat sieht in der Viehversicherung das 
einzige Mittel, erfolgreich das Heer der Seuchen zu be- 
kämpfen. Der Viehbesitzer wird nur in den seltensten 
Fällen seine staatsbürgerlichen Pflichten so ernst 
nehmen, dass er sofort nach Entdeckung seuchever- 
dächtiger Symptome die gesetzlich vorgeschriebenen 
Massregeln ergreift, vor allem also Anzeige er- 
stattet — , wenn nicht von der Erfüllung dieser 
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Pflicht der Ersatz des eveittnellen Schadens abhängig 
gemacht wird. 

Wieviel Kapital 'aber durch derartige Mass- 
regeln dem Volke erhalten bleiben kann, das be- 
weisen am eklatantesten die Erfolge des Rinderpest- 
gesetzes für das Deutsche Reich. 22) Dank den Ein- 
fuhrverboten und der strengen Handhabung dieses 
Gesetzes ist die Rinderpest in Deutschland voll- 
kommen ausgerottet. 23) Ein solches Seuchengesetz 
ist aber nichts anderes als eine Viehversicherung 
im grossen Stile, wie weiter unten noch näher 
gezeigt werden soll. 

In sozialer Beziehung würde eine allgemeine 
Viehversicherung ganz ausserordentlich segensreich 
wirken. Für die Kleinbauern und für die ländlichen 
Arbeiter macht jedes einzelne Stück Vieh einen 
hohen Prozentsatz ihres Vermögens, aus und der 
Verlust eines solchen ist immer nahezu dem Ruin 
gleich zu achten, wenn nicht durch Versicherung 
vorgebeugt worden war. Der Viehbesitzer muss, 
will er nicht thatenlos sich dem drohenden Unheil 
entgegentreiben lassen, auf sofortigen Ersatz des 
gefallenen Viehes bedacht sein. Mit Recht bemerkte 
ein Abgeordneter im Preussischen Landtag: „Mit 
dem Vieh ist dem kleinen Manne sein Betriebskapital 
genommen; die wenn auch noch so geringe Vieh- 
zucht ist eben neben dem Arbeitslohn für den kleinen 
Mann auf dem Lande das Hauptmittel, um sich das 



^ Gesetz betr. Massregeln gegen die Rinderpest vom 
7. April 1869 (ß.-Ges.-BL v. 13. April, S. 105) mit Ges. über 
Einführung in Bayern und Württemberg vom 2. Nov. 1871 
(R.'G.-Bl. S. 372) und Einführung in Elsass-Lothringen vom 
11. Dez. 1871 (R.-G.-B1. S. 471). 

^3) Friedherger und Fröhner, Pathologie und Therapie 
der Haussäugetiere, IL, pag. 842. 
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für , seine Wirtschaft, I seinen Hausbedarf und seine 
Familie notwendige Bargeld zu verschaff en.^'"^) 
Darum sucht (Jer wirtschaftlich Schwache auf dem 
Lande auf alle Fälle Ersatz zu finden für verlorenes 
Vieh, und wenn ihm die nötigen Barmittel fehlen, 
kauft er auf Borg, seinen Personalkredit in Anspruch 
nehmend. Damit ist gewöhnlich das Schicksal des 
kleinen Mannes entschieden. Langsam, aber sicher 
gerät der Unglückliche in die Gewalt des anfangs 
nur zu gefalligen Geldmannes, welcher sich schliess- 
lich ebenso hartherzig, wie er vorher menschen- 
freundlich that, erweist und ohne weiteres den 
Schuldner von Haus und Hof jagt. Die Kredit- 
genossenschaften auf dem Lande haben noch nicht 
überall dem Wucher ein Ende bereiten können. 

Dass die Viehversicherung auch für die Hebung 
und Erstarkung der Viehzucht Erhebliches 
leistet, ist wohl von vornherein einzusehen. Wie 
im Handel die Rechtssicherheit eines Staates gleich- 
sam das Rückgrat einer gesunden Entwickelung, die 
Vorbedingung jeder kaufmännischen Bethätigung 
ist — erst durch sie wird der Kaufmann seines 
schliesslichen Lohnes gewiss — so ist auch die Vieh- 
versicherung für die Viehzucht ein unbedingtes Er- 
fordernis — erst durch sie wird der Züchter in den 
Stand gesetzt, guten Gewissens sein Vermögen zur 
Beschaffung geeigneten Zuchtmaterials zu verwenden. 
Er weiss sich geschützt vor den Willkürlichkeiten 
blindwirkender Naturkräfte. Gerade in Gegenden, 
in denen wenig Verständnis für züchterische Inter- 
essen bei der ländlichen Bevölkerung zu finden ist, 
kann die Viehversicherung ein Hauptmittel zur 
Förderung einer rationellen Viehzucht bilden. 

^) Aus einer Rede im Preiissischen Abgeordnetenhause. 



— 43 — 

Deren allgemeine Ein- und Durchführung würd^ 
auch die wohlhabenden Viehbesitzer zwingen, die 
Verluste des kleinen Mannes mit tragen zu helfen, 
was bis jetzt nicht der Fall war. Im Zeitalter der 
sozialen Gegensätze ist dieser Zwang durchaus nicht 
gering anzuschlagen. 

Dr. Hagmaier schrieb schon im Jahre 1881 
hierzu: „Eine der Hauptaufgaben unserer Tage ist 
die Beschaffung wirksamer Abwehrmittel gegen 
drohende Massenverarmung, nicht auf Kosten der 
Besitzenden, sondern mit ihrer BeihiKe. In dieser 
Absicht, und hauptsächlich im Interesse unserer so 
stark vertretenen Kleingrundbesitzer, sind die hier 
niedergelegten Vorschläge (die Viehversicherung be- 
treffend) gemacht worden." 2-^) 

Auf die Entwickeluug der Volksgesundheit 
hat schliesslich die Vieh Versicherung den gross ten 
und wohlthuendsten Einfliiss. Zunächst kommen, 
wie schon S. 40 erwähnt, die von Tier auf Mensch 
Übertragbaren Krankheiten in Betracht, welche erfolg- 
reich zu bekämpfen nur mit Hilfe der in Frage 
stehenden Institution möglich sein wird.^e) Dann 
aber kann nur durch diese auch einer Unsitte ge- 
steuert werden, deren unheilvolle Folgen .von Zeit 
zu Zeit in die Oeff entlich keit dringen. Diese ist 
das in den Verkehr Bringen solchen Fleisches, 
welches von erkrankten Tieren stammt. Derartiges 
Fleisch wird entweder von dem Viehbesitzer selbst 
in seinem Haushalt verwendet, oder es wird als voll- 
wertige Ware sogar in den Handel gebracht und 

25) „Viehversicherung". Strassbarg i. Eis. 1881. C. J. 
Trübner. 

26) Vergl. auch F. Müller „Die Tuberkulose des Rind- 
viehs und die Viehversicherung", Bern 1892. Karl Stämpfli: 
& Cie. 
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auf diese Weise dem frevelhaften Leichtsinn noch 
das Vergehen des Betruges Mnzugeltigt. 

Weiss der Besitzer, dass er beim Todesfall 
seines Viehs eine entsprechende Entschädigungs- 
summe in genügender Höhe ausgezahlt erhält, dann 
fällt für ihn auch der Grund für derartige Mani- 
pulationen weg. 27) 

Ein anderer, sehr wesentlicher Vorteil der Vieh- 
versicherung ist die Förderung der Tierheil- 
kunde, die sich daraus ergeben muss. Der Tierarzt 
wird gleich bei den ersten Anfängen einer Krank- 
heit zugezogen, er kann das Tier oft und eingehend 
untersuchen, bei ungünstigem Ausgange der Krank- 
heit hat er Gelegenheit, sich von der Richtigkeit, 
bezw. „Unrichtigkeit" seiner bei Lebzeiten des 
Tieres gestellten Diagnose in allen Fällen zu über- 
zeugen. Besonders der letzte Umstand kann als 
Fortbildungsmittel für den Tierarzt gar nicht hoch 
genug angeschlagen werden. 

Wer die Wichtigkeit eines gut geschulten, auf 
der Höhe der Zeit stehenden Veterinärkorps für den 
Handel und die Landwirtschaft kennt, wird zugeben 
müssen, dass die Viehversicherung auch in dieser 
Beziehung auf die WohKahrt eines Volkes — aller- 
dings erst mittelbar — einzuwirken im stände ist. 

In Kürze lässt sich in Zusammenfassung des 
Ausgeführten sagen, dass die Viehversicherung bei all- 
gemeiner Anwendung für die Volkswohlfahrt und 
für das Volksvei mögen die folgenden Vorteile bietet: 

1. Die Verringerung und vielleicht selbst die 
vollständige Beseitigung sehr gefährlicher, 

27) Für das Deutsche Reich steht durch Einföhrung der 
aUgemeinen Fleischbeschau eine vollständige Umwälzung auf 
diesem Gebiete bevor. 



— 45 — 

durch Ansteckung verderblich wirkender Er- 
krankungen der Menschen. 

2. Die Vorbeuge und die bessere Wirksamkeit 
im Kampfe gegen Erkrankungen ganzer Vieh- 
stämme und besonders solcher, welche durch 
Seuchen veranlasst werden. 

3. Die Verringerung von Unfällen für das Vieh 
bis auf das unvermeidliche Minimum. 

4. Die Förderung der Viehzucht, der statistischen 
Erhebungen in der Landwirtschaft und der 
Tierheilkunde. 

5. Die Vervollkommnung in der Gewinnung 
tierischer Erzeugnisse. 

6. Die Beseitigung von Unterbrechungen der 
landwirtschaftlichen Thätigkeit bei Verlusten 
im Viehbestand. 

7. Die Erhaltung der landwirtschaftlichen Ver- 
mögen und damit auch die der Steuerkraft 
vieler Landwirte. 

8. Die Anregung zu Verbesserungen im land- 
wirtschaftlichen Betrieb, in der Anlage von 
Gehöften, besonders von Stallungen, in der 
Zucht und Haltung der Tiere. 

9. Der Schutz vor Verarmung und Mutlosigkeit. 

10. Die Rettung der von Unfällen beim Vieh- 
bestand betroffenen Viehbesitzer vor wuche- 
rischer Ausbeutung. 

11. Die Erhaltung und die Vermehrung des 
Kapitalwertes des Viehs, 



IV. Die verschiedenen örganisations- 
formen der Viehversicherung. 

Nachdem der Nutzen und die Notwendigkeit 
der Viehversicherung im vorhergehenden Abschnitt 
dargelegt worden ist, muss der weiteren Frage, 
was bis jetzt auf diesem Gebiete praktisch geleistet 
worden^ näher getreten werden. 

In erster Linie handelt es sich darum, fest- 
zustellen, gegen welche Arten von Viehverlusten 
der Viehbesitzer durch die Viehversicherung ge- 
schützt werden kann und soll. 

Zwei grosse Kategorien von Gefahren sind hier- 
bei auseinander zuhalten: Die Viehseuchen einer- 
seits und die sporadischen Krankheiten und 
Unglücksfälle andererseits. 

A. Die Versicherung gegen Seuchen. 

üie Regierungen, welche, geleitet von all- 
gemeinem Interesse, die wirksame Bekämpfung ge- 
fährlicher Viehseuchen selbst in die Hand nehmen 
und dazu auch ausser den Absperrungsmassregeln 
die Vernichtung der von gefährlichen Seuchen er- 
griffenen Tiere anordnen, verfahren nicht einheitlich 
in Bezug darauf, was sie unter solchen Seuchen ver- 
standen haben wollen und wofür sie Entschädigung 
gewähren. 
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Die Viehbesitzer wünschen in ihrem Interesse, 
dass der Staat darin recht weit gehe. Die Staaten 
müssen aber im allgemeinen Interesse mit Rück- 
sicht auf ihre finanzielle Kraft sich beschränken auf 
diejenigen Massregeln, durch welche grosse Schädi- 
gungen des Volkswohlstandes verhindert werden 
können. Die Gefährlichkeit der Ansteckung, be- 
sonders auch die Möglichkeit der Gefährdung von 
Gesundheit und Leben der Bevölkerung und die 
Heilbarkeit oder ünheilbarkeit von Seuchen müssen 
dabei entscheidend sein. 

Das Urteil über die Heilbarkeit und Unheil- 
barkeit der meisten Viehseuchen ist noch kein end- 
giltiges; der Nutzen von Impfungen, mit welchen 
jetzt verfahren wird, begegnet noch vielen Zweifeln. 
Eine umsichtige Veterinärpolizei darf sich durch an 
sich schätzenswerte Experimente nicht bestimmen 
lassen, sondern nur durch unzweifelhafte That- 
sachen; sie muss, solange die Heilbarkeit einer 
Seuche noch nicht vollkommen erwiesen ist, mit der 
Schärfe des Vorgehens fortfaliren. 

Zur Zeit bildet die Tuberkulose den Gegen- 
stand weit auseinandergehender Beurteilungen, und 
deshalb wird das Verlangen von ViehbesitzerUy diese 
mit aufzunehmen unter die Viehseuchen, für deren 
Bekämpfung der Staat die Sorge übernimmt und für 
welche er erforderlichenfalls Entschädigung gewährt, 
in der Regel noch zurückgewiesen. 

Es handelt sich hierbei um die Frage, ob die 
Tuberkulose heilbar ist oder nicht, darum, inwieweit 
durch tuberkulöses Vieh Menschen gefährdet werden 
können und auch darum, ob schwindsüchtige Menschen 
die Ansteckung auf das A^ieh zu übertragen ver- 
mögen. 
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W. Kley28) kommt nach ausführlichen Dar- 
stellungen über die verheerenden Wirkungen der 
Schwindsucht in verschiedenen Ländern bei den 
einzelnen Berufsklassen und Altersstufen der Be- 
völkerungen zu dem Urteil, dass deren Bekämpfung, 
weil diese Krankheit der gefährlichste Menschen- 
feind und unter dem Rindvieh die Tuberkulose die 
am meisten verbreitete Krankheit ist, für jeden Ein- 
zelnen, insbesondere aber für Volkswirte, Sozial- 
politiker und Gesetzgeber eine ernste Pflicht sei. 
Den Viehbesitzern und der gesamten Volkswirt- 
schaft füge sie den empfindlichsten Schaden zu. 
Die Heilbarkeit von Menschen hält er bei früh- 
zeitigem Eingreifen für sicher ; zur Bekämpfung ge- 
höre nur Geld, viel Geld, um in genügender Anzahl 
Volksheilstätten errichten zu können, und ausserdem 
eine angemessene Volksernährung und eine ver- 
nünftige Lebensweise. In Bezug auf das Vieh und 
insbesondere das Eindvieh erklärt er sich zwar 
gegen die staatliche Versicherung, weil diese die 
Krankheit nur noch mehr fördern, statt sie ein- 
dämmen würde, beschränkt aber diese Erklärung in 
einer Anmerkung (S. 34), weil inzwischen bekannt 
wurde, dass nach den Versuchen des Geh. Rats 
Professor Behring von den siechen Tieren 90 % 
zu heilen, bezw. zu sichern sein sollen. Er meint 
nur, dass die Reichsversicherung einen zu gewaltige» 
Beamtenapparat erfordern und den Landwirten durch 
die verschiedenen Kontrollinstanzen bald zu lästig 
werden würde. Staatlich subventionierte und be- 
aufsichtigte Gegenseitigkeitsversicherungen — Ortsr 
Versicherung — erscheinen ihm empfehlenswerter 

28) In der unter Anmerkung 8 erwähnten Schrift^ 
S. 1-25, S. 26—29, S. 37—38, S. 48. 
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und mit der besonders in Ungarn vertretenen An- 
schauung für Zweiteilung des Gesetzes über Vieh- 
versicherung in obligatorische gegen ansteckende 
Krankheiten der Pferde und Einder und in fakultativ- 
obligatorische gegen sonstige Krankheiten der Pferde 
und Rinder ist er einverstanden. 

Notwendige \^oraussetzungen sind aber die reichs- 
gesetzliche Regelung der allgemeinen Fleischbeschau, 
die Bestellung besonderer Kommissare oder Kommis- 
sionen in jeder Provinz, — jedem Kreis — zur Kontrolle 
und zum Studium und die Entschädigung aus öffent- 
lichen Mitteln für auf polizeiliche Anordnung wegen 
Tuberkulose getötetes Rindvieh. 

Im Bericht von Fr.MüUer^^^») an das schweizerische 
Landwirtschaftsdepartement aus Anlass eines am 
27. Juli 1889 an das Departement gerichteten Ge- 
suches des Vorstandes des Verbandes landwirtschaft- 
licher Vereine der romanischen Schweiz um Ab- 
speirung und Beseitigung der tuberkulösen Tiere 
unter Entschädigung der Beteiligten wird zunächst 
erwähnt, dass die Petenten von der Unheilbarkeit 
der Tuberkulose ausgingen und von ihrer üeber- 
tragbaikeit durch Fleisch und Milch der daran 
kranken Tiere auf den Menschen, sowie davon, dass 
der Ruf des Schweizer Viehs als tuberkelfrei mit 
allen Mitteln erhalten werden müsste. Das Gesuch 
wurde durch Kreisschreiben vom 28. Mai 1890 sämt- 
lichen Kantonsregierungen, dem Schweizer Landwirt- 
schaftlichen Verein und der Gesellschaft schweize- 
rischer Landwirte zur Prüfung und Begutachtung 
übermittelt. Geantwortet wurde nur zum Teil zu- 
stimmend. Die meisten antwoiteten ablelinend mit 

^*>) In der unter Anmerkung 12 erwähnten Schrift, 
S. 1 ff. 8, 14, 17, 19, 20, 28. 

4 
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Warnung vor übereilten Beschlüssen, gestützt auf 
besondere Gutachten von Tierärzten oder ohne solche 
und auch mit entschiedener Bestreitung der üeber- 
tragbarkeit der Krankheit auf Menschen, sowie mit 
Hinweis auf das sehr seltene Vorkommen in der 
Schweiz. Die Frage sei also noch nicht spruch- 
reif. 

Bei diesen Gutachten aus dem Jahre 1890 ist 
jedoch zu bedenken, dass sich seit jener Zeit die 
Ansichten über Erkennung, Heilbarkeit und Ueber- 
tragbarkeit der Tuberkulose wesentlich geändert 
haben. Dies kommt auch zum Ausdruck in einer 
der neuesten Veröffentlichungen über einen im Kanton 
Bern im Februar 1898 vorgelegten Entwurf, betreffend 
Viehversicherungsgesetz. '^9) Dort wird ohne weiteres 
die leichte Möglichkeit der Uebertragung von Vieh 
auf Menschen durch den Genuss roher Milch oder 
ungenügend gekochten Fleisches, sowie die Ueber- 
tragung der Krankheit von Eltern auf Nachkommen, 
wenigstens der Anlage nach, als erwiesen an- 
genommen. Immerhin wird selbst noch in diesem 
Entwuii die Tuberkulose noch nicht als zu den 
Seuchen im Sinne der Seuchengesetzgebung auf- 
geführt. Als solche werden nur Milzbrand, Rausch- 
brand, Lungenseuche und Einderpest genannt. 

Wie weit der Staat bei der Entschädigung von 
Viehverlusten und bei Abgrenzung des Begriffes 
„Viehseuche" geht, ist in den einzelnen Ländern 
durch besondere Gesetze festgelegt. 



^) Vortrag der Landwirtschaftsdirektion an den Re- 
gierungsrat z. H. des Grossen Hates, betr. den Entwurf eines 
Gesetzes über die Viehversicherung für den Kanton Bern vom 
Februar 1898, erstattet vom Direktor der Landwirtschaft 
F. Wattenwyl. — S. 1 ff., dazu der Gesetzentwurf. 
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1. Die Gesetze für das Deutsche Reich. 

1876, 25. Februar: Ges., betr. Beseitigung von An- 
steckungsstoffen bei Viehbeförderungen auf 
Eisenbahnen. — R. G. Bl. S. 163. 

1880, 23. Juni: Ges.. betr. Abwehr und Unter- 
drückung von Viehseuchen aller Art ausser 
Rinderpest, in Kraft a. 1. April 1881. — 
R. G. Bl. S. 153. 

1881, 24. Februar: Instniktionen dazu. 

1891, (). Dezember: Viehseuchen - üebereinkommen 
zwischen dem Deutschen Reich und Oesterreich- 
Ungarn, im Staatsanzeiger veröffentlicht. 

1894, 1. Mai: Ges., betr. Abänderung des Ges. vom 
23. Juni 1880. — R. G. Bl. S. 309. 

Die Anträge des deutschen Landwirtschafts- 
und die des Veterinärrates, der Wunsch, der auch 
in Deutschland vorhanden gewesenen Verschiedenheit 
des Verfahrens und der Vorschriften in Sachen 
Seuchenbekämpfung ein Ende zu machen wegen 
völliger Unzulänglichkeit der älteren Bestimmungen, 
hatten zusammengewirkt, um die Vorlage über ein 
einheitliches Reichsgesetz zur Abwehr und Unter- 
drückung von Viehseuchen ausser Rinderpest im 
Jahre 1880 an den Reichstag gelangen zu lassen, 
wo dann der Entwurf wesentlich verbessert worden 
ist. Das dazu im Mai 1894 erschienene Abänderungs- 
gesetz für einige Paragraphen findet in nachfolgender 
Besprechung Berücksichtigung. 

Die einleitenden §§ 1 bis 5 des Hauptgesetzes 
von 1880 setzten die Begriffe „der Seuche ver- 
dächtig" (schon Krankheitssymptome) und „der An- 
steckung verdächtig-' (noch ohne solche) fest, 

gestatteten , dass erforderlichenfalls auch nicht 

4* 
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beamtete Tierärzte von den Landesregierungen zu 
Ausführungen herangezogen werden könnten und 
überwiesen diesen mit Tragung der Kosten das 
Verfahren, dem Reichskanzler die Ueb erwachung 
der Ausführung des Gesetzes und die Sorge für 
Einheitlichkeit darin, eventuell durch besondere 
Reichskommissare. Die Einzelstaaten werden zur 
gegenseitigen Hilfe verpflichtet. Im neuen § 4 wird 
die Befugnis des Reichskanzlers den Landesbehörden 
gegenüber noch schärfer bestimmt. 

Unter L Abwehr der Einschleppung von 
Seuchen aus dem Ausland, §§ (J bis 8, sind Ein- 
und Ausfuhrbeschränkungen angegeben, wird die 
Einfuhr seuchenkranker Tiere bei schweren Strafen 
verboten, ebenso nach Befund die von Rohstoffen 
u. dergl. aus Gebieten, in welchen Seuchen in be- 
drohlichem Grade herrschen, und sind die Landes- 
behörden verpflichtet worden zur Mitteilung von 
Beschränkungen, Aufhebungen oder Veränderungen 
dieser Verordnungen an den Reichskanzler. Die 
Fragen des wirksamen Grenzschutzes haben in den 
Jahren 1896 und 1897 im Reichstag und in Land- 
tagen Veranlassung zu lebhaften Auseinandersetzungen 
und zu Anträgen für verschärfte Massregeln gegeben, 
weil im Westen, Norden, Osten und Süden des 
Reiches Einschleppung grassierender Seuchen drohte. 
Zur Zufriedenheit der Viehbesitzer ist der Grenz- 
schutz noch nicht gesichert. Anderen aber gehen 
Einfuhrverbote u. s. w. viel zu weit. Es wird von 
diesen übersehen, dass mangelhafter Schutz weit 
empfindlicher für die Preise wirken kann, als selbst 
volles Einfuhrverbot für die Dauer der Gefahr. 

IL Unterdrückung der Viehseuchen im 
Inland; die §§9 bis 65 brachten scharfe Be- 
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Stimmungen über die Anzeigepflicht und die Fein- 
hidtung der Tiere von Orten, in welchen die Gefahr 
der Ansteckung besteht, bezeichnen als Seuchen, 
deren Weiterverbreitung gehindert werden soll, 
Milzbrand, Tollwut, Rotz (Wurm), Maul- und Klauen- 
seuche, Lungenseuche, Pockenseuche, Beschälseuche, 
Bläschenausschlag, Eäude, verordnen die sofortige 
Zuziehung beamteter Tierärzte nach erhaltener An- 
zeige, ermächtigen diese zur x^nordnung von Ein- 
sperrungen, Absonderungen und Bewachung erkrankter 
oder als erkrankt verdächtiger Tiere und die Polizei- 
behörden auf Grund tierärztlichen Gutachtens nach 
Befund zur Tötung, gestatten den Viehbesitzern die 
Zuziehung anderer Tierärzte und schreiben bei 
Meinungsverschiedenheit die Einforderung eines tier- 
ärztlichen Obergutachtens durch die Behörden vor. 
§ 17 in neuer Fassung oidnet die Beaufsichtigung 
aller Vieh- und Pferdemärkte durch beamtete Tier- 
ärzte an. ebenso die von zu Zwecken des öffentlichen 
Verkaufs oder für Tierschauen und Ausstellungen 
zusammengebrachten Viehbeständen, nach Bedarf die 
von Gastställen, Schlachthäusern und Ställen von 
Viehhändlern und verpflichtet die Tierärzte zur 
sofortigen Benachrichtigung der Polizeibehörden im 
Falle dabei beobachteter Fälle übertragbarer Seuchen 
und zur Beantragung der erforderlichen polizeilichen 
Schutzmassregeln, in dringenden Fällen auch zu 
selbständigen Anordnungen vor polizeilichem Ein- 
schreiten. § 19 — Absonderung, Bewachung oder 
polizeiliche Beobachtung — verlangt jetzt von 
Besitzern verdächtiger Tiere die Einrichtung von 
dazu geeigneten Räumlichkeiten, welche das Tier 
nicht verlassen und in welchen es isoliert erhalten 
werden kann. § 20 schreibt Beschränkungen in der 
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Art der Benutzung, der Verwertung oder des Tians- 
ports der verdächtigen oder kranken Tiere, ihrer 
Produkte und der Gegenstände, mit welchen sie in 
Berührung gekommen waren, vor. § 21 verbietet 
den gemeinschaftlichen Weidegang, die gemein- 
schaftliche Benutzung von Brunnen, Tränken, 
Schwemmen, Strassen und Triften, und § 22 in neuer 
Fassung handelt von der Sperre von Stallungen, Ge- 
höften, Orten, Weiden oder Feldmarken, wenn die 
Seuche durch Gutachten des berufenen Tierarztes 
festgestellt ist, aber nur dann, wenn die Seuche eine 
grössere oder allgemeinere Gefahr einschliesst. Auch 
für Sperren müssen die Viehbesitzer die zur wirk- 
samen Durchführung erforderlichen Einrichtungen 
treffen. 

Die §§ 23 bis 26 handeln von Impfung bei 
Schafpocken, tierärztlicher Behandlung, Beschränkung 
von Heilversuchen, Tötungen, unschädlicher Be- 
seitigung von Kadavern oder Kadaverteilen, Streu, 
Dünger usw. In neuer Fassung des § 27 w^ird die 
Unschädlichmachung — Desinfektion — aller Gegen- 
stände, welche den Ansteckungsstoff verbreiten 
könnten, eventuell auch die Desinfizierung von Per- 
sonen und die Reinigung der von erkrankten Tieren 
benutzt gewesenen Strassen, Wegen, Standorten usw. 
auf polizeiliche Anordnung und unter polizeilicher 
Ueberwachung angeordnet, lieber die Art der Des- 
infektion und die dazu anzuwendenden Desinfektions- 
mittel geben die besonderen Instruktionen das Er- 
forderliche an. § 28 handelt von der Einstellung 
von Vieh- und Pferdemärkten, § 29 von tierärzt- 
licher Revision der Herden in betr..ffenen Gegenden. 
In § 30 wird eine besondere Instruktion des Bundes- 
rats für die einzelnen Seuchen angekündigt, in den 
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folgenden §§ sind aber schon Vorschriften gegeben, 

uud zwar wie folgt: 

In §§ 31 bis 33 für Milzbrand: Verbot 
des Schlachtens kranker oder verdächtiger Tiere 
und des Abhäutens von Kadavern, Vornahme 
blutiger Operationen nur durch approbierte Tier- 
ärzte, Unschädlichmachung von Kadavern. Diese 
Vorschriften gelten auch für Wild, wenn milz- 
brandig. In der Instruktion wird Unschäd- 
lichmachung durch Anwendung hoher Hitze- 
grade gestattet; 

in §§ 34 bis 39 für Tollwut: Einsperrung 
bei Verdacht, Verbot der Schlachtung, sofortige 
Tötungen auch aller anderen Tiere, mit welchen 
Beiührung stattgefunden hat oder vermutet 
wird, Festlegung aller Hunde, Anlegung von 
Maulkörben, Führen an der Leine oder voUe 
Einsperrung. Ausbruch sofort amtlich bekannt 
zu machen; 

in §§ 40 bis 44 lür Rotz (Wurm): Ab- 
sperrung, Tötung auf tierärztlichen Antrag, 
Unschädlichmachung der Kadaver, Verbot der 
Abhäutung, sofortige Anzeige durch die Polizei- 
behörde beim ersten Seucheverdacht an die 
Militärbehörden; 

§ 44a nach neuer Fassung für Maul- und 
Klauenseuche: Zulässigkeit sofortiger An- 
ordnung der Impfung aller dieser Seuche aus- 
gesetzten Tiere unter polizeilicher Ueber- 
wachung, des Verbots der Milchausfuhr aus 
davon betroffenen Gehöften oder Gestattung 
nur nach vorheriger Abkochung, des Verbots 
der Abgabe von ungekochter Milch aus Sammel- 
molkereien ; 
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§ 45 für Lungenseuche: Nach tierärzt- 
lichem Befund Impfung oder Tötung; 

§§ 46 bis 49 für Pockenseuche: Wenn 
festgestellt, Anordnung der Impfung aller noch 
gesund scheinenden Tiere der Herden, eventuell 
auch solcher in der Nachbarschaft, aber nur 
auf polizeiliche Anordnung; wenn Schlachtung 
der gesunden Schafe innerhalb von 10 Tagen 
nach Ausbruch, Impfung nicht geboten; 

§§ 50 bis 51 für Beschälseuche und 
Bläschenauschlag und § 52 für Räude: 
nur Verpflichtung zur angemessenen Behand- 
lung der kranken Tiere durch approbierte 
Tierärzte. 

Die §§ 53 bis 56 handeln von d. n Schlacht- 
viehhöfen und öffentlichen Schlacht- 
häusern, welche unter strenge Kontrolle ge- 
stellt sind und für welche alle Vorkehrungen 
zur Verhinderung von Seuchengefahr getroffen 
werden müssen. Nach Befund Absperrung, 
bezw. Schliessung. 

Die für Viehbesitzer wichtigsten Paragraphen 
sind 57 bis ()4 über die Entschädigungen für 
auf polizeiliche Anordnung getötete Tiere. 
Entschädigt werden sollen alle so getötete oder in- 
folge solcher ^Anordnungen gefallenen Tiere, soweit 
nicht Ausnahmen vorgesehen sind. Den Einzel- 
staaten ist überwiesen, anzuordnen, wer entschädigen 
soll, wie die Entschädigung aufzubringen, zu er- 
mitteln und festzustellen ist. Gestattet ist die Er- 
hebung von Beiträgen der Besitzer von Eindvieh 
nnd von Pferden — also die Zwangsversicherung — 
(z. B. in Preussen und in Baden 15 bis 20 Ptg. 
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jährlich für jedes Stück; das Qrossherzogtuin Hessen 
entschädigt aus der Staatskasse). 

Entschädigt werden soll der „gemeine Wert'* 
des Tieres ohne Rücksicht auf Minderwert infolge 
der Erkrankung, für rotzkranke Tiere aber nur -^4, 
für lungenseuchekrankes Kindvieh nur ^j^^^ davon, 
und in Anrechnung kommen die Erlöse aus verwert- 
baren Teilen und die etwaigen zahlbaren Ver- 
sicherungssummen aus Piivatverträgen, aber bei Rotz 
nur zu 'Y4, bei Lungenseuche zu ^'jq, in allen Fällen 
sonst voll. 

Nicht entschädigt wird: nachweislich erkrankt 
eingeführtes Vieh, solches, bei welchem nach der 
Einfuhr innerhalb von 90 Tagen Rotz oder in 180 
Tagen Lungenseuche festgestellt wird (ausgenommen 
bei erbrachtem Nachweis der Ansteckung im Reichs- 
gebiet), Vieh, von welcliem der Besitzer bei Erwerb 
wusste, dass es krank war, und in Fällen unter- 
lassener Anzeige vom Ausbruch einer Seuche oder 
von Seuchen verdacht. 

Versagt werden kann die Entschädigung für 
Tiere, welche unheilbar oder tötlich krank waren 
(ausgenommen Rotz und Lungenseuche), für in 
öffentlichen Schlachthäusern polizeilich * getötetes 
Vieh, für aus Anlass von Tollwut getötete Hunde 
und Katzen. 

Unter III sind in den §§ 66 bis 67 die sehr 
strengen Strafvorschriften enthalten für Einfuhr 
von seuchenkrankem Vieh (auch mit Konfiskation), 
für Nichtachtung aller im Gesetze erwähnten Ver- 
bote und für Zuwiderhandlungen aller Art. 

Nach dem deutschen Gesetze müssen demnach 
in den erwähnten Fällen Entschädigungen stattfinden 
und bleibt es den Einzelstaaten überlassen, in welchen 
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Fällen sie noch weitere Entschädigungen gewähren 
wollen; das Gesetz hat aber bewirkt, dass sie de 
facto für alle aufgeführten Seuchen, wenn sie in 
irgendwie bedrohlichem Umfange auftreten, Ent- 
schädigungen gewähren.^) 

''^) Der Zweck der Viehseuchengesetze — Abwehr und 
Unterdrückung von Viehseuchen — ist in Deutschland im ßrrossen 
und ganzen erreicht. Die verheerendsten Krankheiten, Rinder- 
pest, Tollwut und (zum Teil auch) Rotz sind von der Bild fläche 
verschwunden. Andere Seuchen haben keine, oder doch nur 
geringe Fortschritte gemacht, und das ist auch schon ein 
Erfolg. Letzteres gilt z. B. vom Milzbrand. Ein junger 
Autor, der Japaner Teyiro Yamamoio, kommt in seiner Preis- 
schrift ,,Staatliche Massregeln zur Förderung der deutscnen 
Rinderzucht" (1894 Merseburg, Friedrich Stolberg) allerdings 
zu dem Schlüsse, in Deutschland seien die Resultate des 
Viehseuchen-Gesetzes in Bezug auf den Milzbrand ungünstig. 
Er sieht das Nichtabnehmen, bezw. die geringe Zunahme 
dieser Seuche als ein ungünstiges Resultat an. Aber ein 
Stillstand ist hier auch schon ein Erfolg. Bei dem immer 
mehr sich entwickelnden internationalen Viehhandel ist es 
als sicher anzunehmen, dass die Seuche ohne gesetzliche 
Massregeln in dem letzten Jahrzehnt bedeutend zugenommen 
hätte. Yamamoto giebt selbst zu, zum Teil sei die Zunahme 
auch nur eine scheinbare. Er sagt: „Allein wir halten diese 
zunehmende Verbreitung teilweise für eine scheinbare und 
glauben, die Erklärung dafür suchen zu müssen, teils in dem 
Umstände, dass die Aussicht auf eine Entschädigung manche 
Viehbesitzer zur freiwilligen Anzeige reizte, welche letztere 
ohne diese Voraussetzung wahrscheinlich, wie in den früheren 
Jahren, unterblieben wäre, teils aber darin, dass die rasch 
verlaufenden Krankheiten von den Tierärzten a priori für 
Milzbrand gehalten und dann auch, da die Sektion nach dem 
Reichsgesetz untersagt ist, ohne jede weitere exakte Fest- 
stellung für solchen erklärt, entschädigt und schliesslich in 
die Veterinärstatistik aufgenommen worden sind.'* Der erste 
Teil dieser Erklärungen trifft zu, der zweite dagegen ist falsch. 
Die Diagnose auf Milzbrand darf nur auf Grund der mikro- 
skopischen Untersuchung gesteUt werden, und diese giebt in 
allen Fällen zweifellosen Aufscfaluss über die Natur der 
Krankheit. Zudem darf sehr wohl die Sektion der an Milz- 
brand gefaHenen Tiere vorgenommen werden; der § 32 Abs. 2 
des Viehseuchengesetzes sagt: eine Oeffnung des Kadavers 
(bei Milzbrandfällen) darf ohne polizeiliche Erlaubnis nur von 
:ipprobierten Tierärzten vorgenommen werden.*' Von einer 
leichtfertigen DiagnosesteUung kann also schlechterdings nicht 
die Rede sein. 
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2. Die Gesetze in der Schweiz. -^0 

Für die Schweiz gab es zuerst nur kantonale 
Gesetze über Viehseuchen -Bekämpfung und Yieh- 
versicherung; eine eidgenössische Gesetzgebung hat 
sich erst in den letzten Jahrzehnten geltend machen 
können, als ebenfalls im Interesse der Sanitätspolizei 
und in dem der Volkswohlfahrt eine einheitliche 
staatliche Regulierung für Vieh - Schutz und Ver- 
sicherung nicht mehr schroff zurückgewiesen werden 
konnte. In der Schweiz ist jetzt das Zusammen- 
^virken von Bundesregierung, Kantons- und Gemeinde- 
behörden mit den Vereinigungen von Viehbesitzern 
wohl am weitesten entwickelt und die Entschädigungs- 
frage am befriedigendsten gelöst. 

Von der bereits erwähnten ersten staatlichen 
Versicherungskasse in Bern, vom Jahre 1780 bis 1796 
an, ist aus der gesetzgeberischen Thätigkeit in Sachen 
Viehversicherung und Viehseuchen-Bekämpfung her- 
vorzuheben: 

Solange die Eidgenossenschaft noch nicht regu- 
lierend oder allein bestimmend wirken konnte, gab 
es einige liundert Viehversicherungs- Gesellschaften 
als Privatunternehmungen, welche entweder Seuchen 
überhaupt oder nur Rinderpest und Lungenseuche 
ausschlössen, oder für den Fall des Ausbruchs von 



Mit mehr Recht wird von einigen Seiten behauptet, die 
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche sei bis jetzt von 
nennenswertem Erfolge nicht begleitet. Nachdem der unter 
medizinischen Auspicien ersonnene und in den Verkehr ge- 
brachte Impfstoff „Seraphtin'* vollständig im Stich gelassen 
hat, erhofft man alles von einem von dem Tierarzt Hecker 
erfundenen Mittel, welches in nächster Zeit der allgemeinen 
Benutzung zugänglich gemacht werden soll. 

31) Vergleiche auch die Artikel „Viehversicherung** und 
„Viehseuchen" (C, Müller) im Sapplementsbande des Schweiz. 
Volkswirts chaftl. Lexikons. 
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Seuchen die Berechtigung zur Auflösung bestimmt 
hatten. 

Bezüglich der Seuchen wurden fast allgemein 
sofortige Tötungen und Absperrung angewendet, für 
Leistung von Entschädigungen aber und deren Höhe 
waren in den einzelnen Kantonen die Einrichtungen 
lind Bestimmungen sehr verschieden. Zuerst hatten 
nur Baselstadt und Uri staatliche Hilfe, aber ohne 
dafür an gesetzliche Bestimmungen gebunden zu sein. 

Am 8. März 1841 erschien im Kanton Bern ein 
Dekret über eine Viehentschädigungskasse; 
dazu kamen am 27. Juni 1853 und am 27. Sep- 
tember 1854 Beschlüsse des Grossen Rats über 
Pferdescheingebühren. 

Durch Dekret vom 12. April 1882 wurden diese 
Gesetze aufgehoben und trat an deren Stelle eine 
neue Organisation und Verwaltung der Viehent- 
schädigungs- und der Pferdescheinkasse, welche aber 
als getrennt bestehen blieben. Dieses Dekret kann 
als Vorbild für spätere Vorgänge ähnlicher Art in 
anderen Kantonen schon an dieser Stelle in den 
Grundzügen gezeichnet werden; am 18.Dezember 1884 
erhielt es einige Abänderungen bez. Art. 12, Milz- 
iind Rauschbrand betr., worüber es nur provisorische 
Bestimmungen gegeben hatte, in dem Sinne einer 
Ermässigung der Entschädigungen, nachdem die 
Impfung als ein Mittel zur Verringerung der Gefahr 
sich erwiesen haben sollte. 

In vier x\bschnitten und 23 Artikeln war das 
Dekret erschienen; diese bestimmten unter: 

I. Organisation. Die Unterstellung beider 
Kasssen, welche aber getrennt bleiben sollten, unter 
die Oberaufsicht des Regierunjrs - Rates und der 
Direktionen des Innern und der Finanzen, sowie 
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unter die Verwaltung der staatlichen Hypothekar- 
kasse, welche von ihren Guthaben das Maximum des 
jeweiligen Depotzinses an die Kassen zu entrichten 
hatte. Einnahmen durften nur sein: Kapitalzinsen, 
Stempelgebühren für Viehgesundheitsscheine, zu- 
fallende Bussenanteile, Rückvergütungen durch den 
Bund nach Massgabe des Bundesgesetzes und 
Gebühren für etwaige Rückversicherungen; — Aus- 
gaben nur: für Verwaltung, Beiträge zu den Schädi- 
gungen der Viehbesitzer infolge polizeilicher An- 
ordnungen gegen Seuchen, Herstellung und Lieferung 
der Gesundheitsformulare, die gesamte staatliche 
Viehgesundheitspolizei und, in Höhe von 30000 Fr. 
jährlich, für Rindviehprämien. 

Alle Entschädigungen mussten vom Re- 
gierungsrat bewilligt und dann sofort ausbezahlt 
werden, mit Ausnahme von Zeiten ausserge wohnlich 
grosser Inanspruchnahme, in welchem Falle es eine 
dreimonatliche Frist zur Regulierung gab. 

IL Art. 8 — 15 enthielt die Ansätze für die 
Entschädigungen, und zwar für Schäden durch 
nachbenannte Seuchen: 

a) Rinderpest und Lungenseuche: bei an- 
befohlener Tötung gesunder, für verseucht gehaltener 
Tiere den vollen, für erkrankte 74 Wert, bei Umfall 
oder Tötung vor erstatteter Anzeige von der Er- 
krankung nach Bundesgesetz aber nur dann dieser 
Betrag, wenn die Anzeige sofort nach dem Abstehen 
gemacht wurde, anderenfalls aber nichts; für infolge 
behördlicher Anordnung zerstörtes oder beschädigtes 
Eigentum gab es Anspruch auf Entschädigung bis 
znr Hälfte. 

b) Rotz und Hautwurm: für Pferde, welche 
mindestens sechs Monate im Kanton ununterbrochen 
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gestanden waren, den halben Wert, aber nur unter 
der Voraussetzung, dass allen polizeilichen Vor- 
schriften nach Ausbruch dieser Seuche richtig ent- 
sprochen worden war; für sonstige Schäden und für 
Kosten (Desinfektion u. s. w.) die Hälfte, lür Pferde 
im Eigentum des Staates oder der Eidgenossen- 
schaft nichts. 

c) Milz- und Rauschbrand: für über sechs 
Monate alte Pferde und Wiederkäuer auf Grund von 
Gutachten und Zeugnis des Kreistierarztes und nach- 
gewiesener genügender Sorgfalt: Pferde mit ^/s ^^^ 
Wertes Schafe und Ziegen mit je 10 Fr., Rindvieh 
nach Altersstufen mit 40 bis 150 Fr. und mehr als 
Maximalsätze unter Vorbehalt der Ermässigung bei 
erwiesener Minderwertigkeit. 

d) Wutkrankheit: \\, des Schadens im Falle 
angeordneter Tötung von Wiederkäuern, Schweinen, 
Pferden, Eseln und Bastarden. 

Art. 14 gestattete Abzüge für verwertbare Teile 
getöteter Tiere. 

III. Schadensermittelung (Art. 16 bis 21). 
Art der Feststellung des Schadens durch vom 
Regierungsrat sofort zu ernennende verpflichtete 
Schätzer mit der Beschränkung, dass für Pferde 
nicht über 1000 und für Rindvieh nicht über 500 Fr. 
gegangen werden durfte. 

IV. Schlussbestimmungen. Ankündigung 
eines besonderen Reglements für Rückversicherungs- 
verträge und Bestimmung der Giltigkeit des Gesetzes 
vom 1. Juli 1882 ab. 

Vor Erlass dieses Dekrets gab es im Jahre 1846, 
vom 5. Dezember, im Kanton Freiburg ein Dekret 
über fakultative Versicherung, aber nur gegen 
.2:e wohnliche Viehverluste, und die Errichtung einer 
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besonderen Kasse dafür ohne Inanspruchnahme des 
kantonalen Viehseuchenfonds. Sie ging aus Mangel 
an Beteiligung bald ein, wie im „Bericht des Eid- 
genössischen Versicherungsamtes", Jahrgang 1896, 
mitgeteilt wurde. 

Im Jahre 1853, am I.August, erfolgte der Ab- 
schluss eines Konkordats behufs gemeinsamer 
Massregeln beim Vorkommen ansteckender Vieh- 
seuchen von den Kantonen Aargau, Bern, Freiburg, 
Luzem, Neuenburg, Solothurn, Zürich und Zug 
als erster Schritt zur Einigkeit über kantonale 
Grenzen hinaus und als Vorbild für das spätere 
Bnndesgesetz. Verpflichtungen waren: Tötung von 
an Hautwurm, Rotz, Räude, Rinderpest und Lungen- 
seuche erkrankten oder als angesteckt verdäch- 
tigen Tieren; Einrichtung amtlicher Gesundheits- 
scheine für den Verkehr mit über 6 Monate 
alten Rindern und Pferden, welche bei jedem Ver- 
kauf vom Verkäufer dem Käufer übergeben werden 
mussten; Verbot des Verkehrs mit von ansteckenden 
Krankheiten ergriffenen Tieren; Verwendung des 
Mehrerlöses der Scheine (Stempel zu 0,15 Fr.) zum 
Fonds für Entschädigungen von auf polizeiliche An- 
ordnung getöteten Rindern und Pferden; sofortige 
Benachrichtigung des Bundesrats und der mit im 
Konkordat verbundenen Kantone von jedem zur 
Kenntnis gekommenen Seuchenausbruch, Bekannt- 
machungen darüber, Anzeigepflicht der Viehbesitzer, 
Sorge für tüchtige Tierärzte, Fleischbeschauer und 
Viehinspektoren in genügender Zahl, Entrichtung 
von Bussen für jede Art von Uebertretung amtlicher 
Vorschriften und von Vernachlässigungen bei Hand- 
habung der Abwehr, Ueberweisung der Bussen an 
die Kassen; Entschädigungspflicht der Regierungen 
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für angeordnete Tötungen und für Kosten und Zer- 
störung von sonstigem Eigentum. '^2) 

Von 1853 bis 1872 blieb in den siebzehn nicht 
am Konkordat beteiligten Kantonen die Mannig- 
faltigkeit in Bekämpfung von Viehseuchen, gab es 
wenig Fortschritte in dem Versicherungswesen und 
für den Bundesrat nur Inanspruchnahme gelegent- 
licher Unterstützungen oder eine Vermittlerrolle. 

Als im Jahre 1870 in der Schweiz die grosse 
Bewegung entstand für Verstärkung der Zentral- 
gewalt des Bundes und die Erweiterung seiner 
Kompetenzen auch durch Uebertragung der Gesetz- 
gebung über gesundheitspolizeiliche Verfügungen 
gegen gemeingefährliche Epidemien und Viehseuchen, 
erschien noch vor endgiltiger Einigung und Be- 
kanntmachung des neuen Verfassungsentwurfs*^-^) im 
Jahre 1872, am 8. Februar, das Bundesgesetz 
über polizeiliche Massregeln gegen Vieh- 

^'^) Aufsatz über „Viehseuchen- und Viebkrankheiten- 
Versicherungen in der Schweiz", gez. O. in ,,Georgica, 
Deutsche Monatsschrift für Landwirtschaft und einschlagende 
Wissenschaften", Jahrgang IV, S. 648, (Leipzig 1873) und 
Kummer, .,Die staatlichen Vieh Versicherungskassen in der 
Schweiz", Separatabdruck aus „Zeitschrift für schweizerische 
Statistik", Jahrgang 1891. 

^) Neues Grundgesetz für die Eidgenossenschaft vom 
29. Mai 1874. Im späteren Gesetz vom 22. Dezember 1893 
bestimmte Art. 13, Förderung der Landwirtschaft durch den 
Bund, dass aus den dafür lährlich festgestellten Suromen an 
diejenigen Kantone, welche obligatorische Viehversicherungen 
hatten, Beiträge dazu bewilligt werden sollten. In der Voll- 
ziehungsverordnung vom 10. Juli 1894 bestimmte dann Art. 75, 
dass diese Beiträge bis zur Höhe der kantonalen Leistungen 
unter den darin vorgeschriebenen Bedingungen geleistet werden 
könnten, dass aber Schäden, für welche nach den Bestimmungen 
des Bundesgesetzes vom 8. Februar 1872 die Kantone und 
der Bund Ersatz leisten müssen (Art. 17 bis 20), davon aus- 
zuschliessen seien. Für Bundesbeiträge Bedingungen: kantonale 
Unterstützung in gleicher Höhe, Uebernahme der Vieh- 
inspektion durch die Gesellschaften, Obligatorium kantons- 
oder gemeindeweise. 
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Seuchen. Dieses Gesetz brachte endlich die Ein- 
heitlichkeit für die ganze Schweiz und für alle Kantone 
den Zwang, sich als Ausführungsorgane der vom 
Bundesrat erlassenen Anordnungen und Vorschriften 
lügen zu müssen. In weiterer Konsequenz erschienen : 
am 19. Juli 1873 ein Bundesgesetz, welches die 
Eisenbahnen zur Verwendung nur vorschriftsmässig 
gereinigter Wagen zum Viehtransport verpflichtete, 
am 1. Juli 1886 das Gesetz, betr. die Uebertragung 
der Untersuchung aller über die Landesgrenzen ein- 
geführten Rinder, Pferde, Schafe, Schweine und 
Ziegen an vom Bundesrat ernannte und von diesem 
bezahlte Tierärzte mit der Bestimmung^, dass der 
Ueberschuss der dafür zu entrichtenden Gebühren 
über die Kosten des Grenzschutzes zur Anlage des 
eidgenössischen Viehseuchenfonds, aus welchem die 
Ausgaben für Bekämpfung ansteckender Tierkrank- 
heiten, soweit solche dem Bunde zufallen, zu ent- 
nehmen seien, verwendet werden sollte. 

Somit war nun der Grenzschutz ganz Bundes- 
sache geworden ; der Bund übernahm nun die Kosten, 
welche den Kantonen an den Grenzen aus dem 
Grenzschutz erwachsen, zur Hälfte, ausserdem ge- 
währte er nur noch Beiträge bei Ausbruch von 
Rinderpest und Lungenseuche, jedoch nur denjenigen 
Kantonen, welche den dazu gestellten Bedingungen 
entsprachen. 

Seit 1887 giebt es also den eidgenössischen 
Viehseiichenfonds und kantonale Vieh -Ent- 
schädigungskassen aus älterer und aus neuerer 
Zeit. Nach Kummer (vgl. Anra. ^^) sind für das 
Jahr 1890 zwanzig solcher Kassen erwähnt, mit 
Gründungszeit von 1802 bis 1889, und zwar 10 Vieh- 

und Viehseuchen-, 4 Viehentschädigungs- und 5 Vieh- 

5 
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v^nöcherungs-Kassen und die früher erwähnte Berner 
fterdescheinkasse.-^) 

Die Kantone gaben meistens nur so lange Bei- 
träge, bis das Kapital der Kassen genügend gross 
war; geklagt wird jetzt vielfach über ein zu starkes 
Kapitalisieren — abgesehen von dem eidgenössischen 
Seuchenfonds war am 1. Januar 1890 das Gesamt - 
vermögen der Kassen schon 4 025 944,31 Fr., am 
Jahresschluss 4 150 245,29 Fr. Es wurde deshalb 
eine grössere Zuwendung zu anderen gemeinnützigen 
Zwecken verlangt, weil längere Zeit hindurch keine 
grossen Ausgaben für Entschädigungen und Be- 
kämpfung von Seuchen nötig waren; da aber solche 
wiederkommen werden, ist die Schwächung der Kassen 
doch nicht rätlich. 

Neben diesen kantonalen Seuchenkassen hatte 
nur noch der Kanton Waadt seit 1888 eine staat- 
liche Versicherungskasse , fakultativ gegen Vieh- 
verluste durch Milzbrand. 

3. Vorgänge im Kaisertum Oesterreicli. 

In Oesterreich gewährt die Seuchengesetzgebung 
nur teilweise Entschädigungen für Verluste von Vieh 
durch den Staat - besonders bei Rinderpest und 
Lungenseuche — und haben die in den letzten 
Jahren in weiten Gebieten aufgetretenen Ver- 
seuchungen schon seit längerer Zeit den Wunsch 
erweckt, mit energischeren Massregeln zur Tilgung 
von Seuchen auch die gesamte Viehversicherung 
staatlich geregelt zu sehen. Die Wünsche für 
Reichs-Viehversicherung mit schärferen Reichs- 

3*) Vcrgl. Abschnitt II, 2. Viehseuchenstatistik : d) Die 
Schweiz. 
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gesetzen gegen Viehseuchen finden noch viele Gegner, 
und über die Einzelheiten der dazu notwendigen 
Massregeln giebt es noch einen sehr lebhaften 
Meinungsaustausch. Die Seuchengesetzgebung ist der 
deutschen ähnlich, die Vorschläge zur Verbesserung 
des Schutzes des Viehkapitals, deren Notwendigkeit 
allgemeiB. anerkannt wird, entsprechen vielfach den 
für die Schweiz gezeichneten Vorgängen. Es liegt 
nicht in der Absicht des Verfassers, so eingehend 
wie für die Schweiz und für das Deutsche Reich 
die Vorgänge bezüglich Seuchenbekämpfung und 
Viehversicherung auch noch in anderen Ländern zu 
besprechen; er begnügt sich deshalb mit kurzer Er- 
wähnung von dazu in Oesterreich gemachten Vor- 
schlägen. 

L* V. Schweitzer gab in eiuer Abhandlung über 
Viehversicherung ^^) unter hoher Anerkennung der 
V^irksamkeit der Ortsvereine und mit Bekämpfung 
der Forderung der einheitlichen gleichen Prämien, ^^) 
sowie einer Erklärung gegen Zwang für die eigent- 
liche Versicherung mit Ausschluss der Seuchen, „weil 
jeder Staatsbürger das Recht behalten müsse, frei 
über sein Eigentum verfügen zu können und anderer- 
seits etwaige Verluste aus eigener Tasche bezahlen 
solle", die folgenden Grundzüge für die gesamte 
Regelung des Viehschutzes und der Versicherung: 

1. Die Versicherung der landwirtschaftlich be- 
nutzten Viehbestände gegen Verluste durch Um- 
stehen und Notschlachtungen infolge von Krank- 
heiten oder Unglücksfällen ist auf öffentlich-recht- 
licher Grundlage zu ordnen. 

35) In „Wiener Landwirtschaftliche Zeitung" — Ende 
Februar 1897. 

^) Gestellt von Jos. Rtidowsky in „Die Viehversichenmg", 
Brunn 1896, und von CarlPrihyl in „W. L. Ztg.", No. 22, 1896. 

5* 
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2. Die Verluste aus seuehenartigen Krankheiten 
sind getrennt von den übrigen zu behandeln. Diese 
sollen aus einem Fonds entschädigt werden, welcher 
für ein oder mehrere Länder aus Beiträgen der 
Landwirte und sonstigen Zuflüssen gebildet wird. 
Diese Einrichtung soll für alle im Reichsrate ver- 
tretenen Königreiche und Länder obligatorisch sein, 
damit endlich der für unseren Viehverkehr so not- 
wendige Zustand möglichster Seuchen fr eiheit herbei- 
geführt werde. 

3. Die übrigen Schadenfälle sind auf Grund der 
Wechselseitigkeit durch Genossenschaften für lokal 
oder sachlich eng begrenzte Gebiete zu versichern, 
welche sich ihrerseits zu grösseren (Landes-) Ver- 
bänden vereinigen. Hierbei ist alles auszuschliessen, 
was mit der eigentlichen Viehversicherung in keinem 
unmittelbaren Zusammenhange steht. 

4. Von Zwangsmassregeln ist hier so viel als 
möglich abzusehen. 

5. Die Prämie muss stets nach dem Werte und 
soll womöglich nach Gefahrenklassen abgestuft sein, 
ohne in zu kleinliche Unterschiede einzugehen. 

6. Die Gesetze sollen klar und unzweideutig 
alle Beschränkungen anführen, welchen die Schaden- 
vergütung unterliegt. Diese sind jedenfalls auf das 
unbedingt erforderliche Mass zu beschränken. 

7. Die höheren Verbände haben die Ueber- 
wachung der kleineren und im Wege der Rückver- 
sicherung einen angemessenen Ausgleich der Risiken 
unter denselben zu besorgen. 

8. Die Grundzüge sollen durch Reichsgesetz, 
die Einzelheiten durch Landesgesetze festgestellt 
werden. 
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Der Anfang mit der Reichs-Seuchenversicherung 
soll zunächst nur mit dem wichtigsten Vieh der 
Monarchie, dem Rindvieh, gemacht werden und nur 
gegen tötlich endende Fälle unter Ueberlassung der 
Schlachtviehversicherung an die beteiligten Kreise 
mit Angliederung kleinerer Fleischer auf dem Lande 
an die Anstalten auf den Schlachthöfen und mit 
Erhebung der Prämien in der Art und Weise, wie 
die Verzehrungssteuern erhoben werden. 

In „Obligatorische Gemeinde- und Landes -Vieh* 
Versicherung'* verlangte Carl Hoderek^^) zu einem 
zweckmässig geordneten Veterinär-Sanitätswesen als 
wichtigster Grundbedingung für rationellen und in- 
tensiven Landwirtschaftsbetrieb die Verbindung von 
Bekämpfung und Hintanhaltung infektiöser Tier- 
krankheiten durch Tierseuchengesetze und Ent- 
schädigung der Viehbesitzer mit einer zu schaffenden 
obligatorischen Viehversicherung als Schutz gegen 
Schäden aus sporadisch auftretenden Erkrankungen 
und Unfällen. Diesen Schutz könne nur ein auf 
fester Basis aufgebautes Institut mit billigen Gegen- 
leistungen den Viehbesitzern gewähren und dafür 
wird empfohlen: Entschädigung nur für umgestandene 
oder wegen unheilbarer Krankheit geschlachtete oder 
getötete Rinder und Pferde im Alter von über sechs 
Monaten, abgesehen von einzelnen Ausnahmefällen. 
Entschädigungen höchstens bis zu 80% des Betrages 
für die Klasse, in welche das versicherte Tier bei 
der Aufnahme eingeschätzt worden war, weil die 
Viehbesitzer auch mit am Risiko interessiert bleiben 
müssten und gegen Erzielung von Gewinn aus der 
Versicherung zu steuern sei. Bekanntmachung des 

37) In „Oesterr. Landw. Wochenblatt*', No. 24, 1897 
(12. Juni). 
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zulässig höchsten Entschädigungsbetrages j«der Klasse 
für Rinder und für Pferde innerhalb der ersten acht 
Tage jedes neuen Versicherungsjahres. Jährliche 
Festsetzung auf Antrag einer Landeskommission 
durch den Landtag auf Grund der im Vorjahr ge- 
machten Erfahrungen und für das erste Versicherungs- 
jahr nach dem Durchschnitt der statistischen Er- 
mittelungen in den Gemeinden (Viehzahl für jede 
Klasse und Prozentsatz der Schäden). Erinnert wird 
zur Beitragsleistung daran, dass die seitdem auf- 
gelöste „Wechselseitige Viehversicherungs - Gesell- 
schaft" in Wien 5 bis 7\/.2% des versicherten Wertes 
von Pferden und 3\^2 ^^^ 5^2% ^®^ Rindvieh als 
Prämiensatz erhoben habe; für das Reichsinstitut 
sei aber nicht daran zu denken, einheitliche Sätze 
für die Versicherung gegen Schäden aus sporadisch 
auftretenden Erkrankungen und aus Unfällen zu 
machen. Denkbar sei dafür nur, dass das selb- 
ständige Viehversicherungs -Institut jedes Kronlandes 
einen Rückversicherungsvertrag eingehe mit einem 
oder mit mehreren gleichen Instituten in anderen 
Kronländern unter Aufsicht des Ministeriums. Er- 
läutert wird die Sache durch drei Berechnungen ohne 
Rücksicht auf die seitens des Staates zu leistende 
Subvention für Böhmen, Galizien und Nieder- 
Oesterreich, dort für Rindvieh, hier für Pferde, 
überall erste und zweite Klasse, dort für Zucht- 
rinder, hier für Luxuspferde. Die Zahlen sollen die 
grossen Unterschiede in den Kronländern oder 
Provinzen darthun. 

Für Böhmen ist z. B. die Einteilung nach je 
zwei Wertklassen für Rindvieh wie folgt gegeben: 

1. Zuchtrinder: I. Klasse = Wert bis auf 350 G. ö. W. 

11. >i = j) )» » 150 „ 



»» »> 
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2. Milchvieh: I. 


Klasse 


Wert bis auf 280 G. 


ö. W. 


II. 


11 — 






,, 140,, 




3. Zugvieh: I. 


11 






„ 250,, 




IL 


11 -~ 






11 125,, 




4. Mastvieh: I. 


11 






„ 400 „ 




II. 


11 






„ 200,, 




Die Höchstzahlen in 


den 


Wertklassen 


bilden 



gleichzeitig auch die Höchstziffern für die Ab- 
schätzungen. 

B. Versicherung gegen Viehyerluste, 
heryorgerufen durch sporadische Krank- 
heiten und Unglücksfälle. 

Durch die gesonderte Behandlung der Vieh- 
seuchen seitens des Staates hat man sich daran 
gewöhnt, als Viehversicherung im engeren Sinne 
immer nur die Versicherung gegenüber Viehverlusten, 
hervorgerufen durch sporadische Krankheiten und 
Unglücksfälle anzusehen. ^^) 

Diese Viehversicherung kann unter drei ver- 
schiedenen Formen in die Erscheinung treten. Diese 
sind : 
I. Gegenseitigkeits-Gesellschaften. 

a) Orts-Viehversicherungen, 

b) grössere Gesellschaften. 
IL Aktien-Gesellschaften. 



^) Nur die neuesten Refonnvorschläge in Oesterreich- 
Ungarn erstreben die Versicherung gegen beide Gefahren 
durch ein einziges Institut. 

Aus diesem Grunde mussten auch die betreffenden Be- 
strebungen schon im vorigen Kapitel mit abgehandelt werden. 

Sonst fallen nicht einmal alle Unglücksfalle allenthalben 
in das Gebiet der eigentlichen Vieh Versicherung. Die Vieh- 
verluste durch Brandunglück bilden oft nur ein Risiko fär 
die Feuerversicherungsanstalten, diejenigen beim Seetransport 
müssen durch die Transportversicherung gedeckt werden. 
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IIL Staatliche Vieh-Versicherungsanstalten. 

a) fakultative, 

b) obligatorische. 

I. Gegenseitigkeits-Gesellschaften. 

a) Orts -Viehversicherungen 
auf Gegenseitigkeit. 

Das Wesentliche dieser Versicherungen besteht 
darin, dass sie immer nur die Viehbesitzer eines 
einzelnen Ortes (oder doch nur weniger Nachbarorte) 
zu einer Viehversicherungs-Gesellschaft auf Gegen- 
seitigkeit vereinigen. Der ersten Anfänge dieser 
Verbände ist schon gedacht worden. 

Immer traten in ^einzelnen Orten die Einwohner 
zusammen, um sich dadurch vor empfindlicherem 
Schaden durch Viehverluste zu schützen, dass sie 
sich verpflichteten, eintretendenfalls den Schaden 
unter sich nach Massgabe ihres Viehstandes zu ver- 
teilen. Die im ersten Abschnitt erwähnten isländischen 
„Repps" waren Verbände, deren Mitglieder (gewöhn- 
lich 20) sich unter einander verpflichteten, die durch 
Viehverluste entstehenden Schäden des Einzelnen 
durch Verteilung weniger fühlbar zu machen, sobald 
ein Vierteil des ganzen Viehstandes der Vernichtung 
anheimgefallen war. 

Um die Wende unseres Jahrhunderts entstanden 
in rascher Reihenfolge ganz ähnliche Institute in 
den verschiedensten Ländern Deutschlands. Die 
Zahl der Orts -Viehversicherungen stieg beständig, 
so dass um das Jahr 1852 z. B. im Königreich Han- 
nover schon 472 lokale Vieh Versicherungen, in 
Baden über 60 vorhanden waren. 1883 zählte 
man in Preussen 4021 derartige Ortsvereine, im 
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Jahre 1894 5000 mit 600 000 Teilnehmern, welche 
zusammen l^o Mill. Stück Vieh zu 200 Mill. M. 
versichert hatten.-^^) Für ganz Deutschland soll es 
im Jahre 1896 über 6000 Vereine der Art gegeben 
haben. 

Besonders interessant ist die Entwickelung der 
örtlichen Viehversicherungen in Baden. In diesem 
Lande hat sich der 1819 gegründete „Landwirt- 
schaftliche Verein für Baden" gi'osse Verdienste um 
die Förderung dieser Einrichtung erworben, und die 
oben erwähnten 60 Lokalverbände verdanken aus- 
schliesslich dieser Korporation ihre Entstehung. Im 
Jahre 1863 arbeitete der Verein ein Normalstatut 
für Orts -Viehversicherungs -Vereine aus. Infolge- 
dessen wuchs deren Zahl ausserordentlich schnell. 
Eine hervorragende Bedeutung erhielten sie in dem 
badischen Kreise Lörrach insofern, als hier zum 
ersten Male das System der Rückversicherung 
angewendet wurde. Der Kreisausschuss kam 1868 
auf den Gedanken „eine Rückversicherung der Orts- 
vereine in der Weise zu organisieren, dass eine 
Kreis- Versicherungsanstalt sich aus den Ortsvereinen 
ganz in derselben Weise zusammensetze, wie der 
Ortsverein sich aus den Ortsbewohnern bildet."*^) 

Erst in neuerer Zeit, im Jahre 1884, hat der 
Trierer Bauernverein den Gedanken einer derartigen 
Rückversicherung wieder aufgegriffen, indem er 
neben den einzelnen lokalen Vereinen des Trierer 
Bezirks eine Rückversicherungskasse gründete. 

In beiden Fällen tritt die Rückversicherungs- 
Anstalt in die Pflichten der Ortsvereine, ' sobald die 

^) Nach „Ehrenberg's Assekuranz Jahrbuch". 1894. 
Wien. 

^) Dr. Victor Funk: „lieber Orts-Viehversicherungs- 
Vereine". Karlsruhe 1873. Friedrich Gutsch. 
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Entschädigungssummen eine gewisse Höhe tiber- 
schreiten. 

Die Rückversicherung bildet jetzt den Gegen- 
stand lebhaftesten Meinungsaustausches, bei welchem 
die Zahl der Befürworter stetig zunimmt. 

In der Schweiz haben die Ortsvereine trotz 
schon frühzeitigem Vorkommen (S. 8) im grossen 
und ganzen nicht die Bedeutung und Ausdehnung 
erlangt wie in Deutschland. Noch im Jahre 1894 
schrieb der Freiburger Bezirks- Tierarzt Strebel: 
„Leider sind in der Schweiz, mit Ausnahme der 
Ostschweiz und der Kantone Waadt und Frei- 
burg, die auf Gegenseitigkeit beruhenden Viehver- 
sicherungen viel zu wenig zahlreich.'**^) 

Die Orts-Viehversicherungen beschäftigen sich 
in den meisten Fällen ausschliesslich mit der Ver- 
sicherung des Rindviehs (Schweiz und Süddeutsch- 
land) oder der Schweine (Nordwest-Deutschland), 
nur in einzelnen Gegenden werden auch Pferde und 
Ziegen zugelassen. 

Was die Mitgliederschaft der in Rede stehenden 
Institute anbelangt, so macht sich entschieden eine 
Art passiven Widerstandes seitens der grösseren 
Grundbesitzer gegen diese Versicherungsanstalten 
geltend. Vor Verlusten durch Seuchen sind sie 
durch den Staat geschützt, und die Verluste durch 
sporadische Krankheiten und Unglücksfälle nehmen 
sie als regelmässige Geschäftsunkosten mit in den 
Kauf. Sie sagen sich ausserdem nicht mit Unrecht, 
dass die Häufigkeit der Viehverluste im umgekehrten 
Verhältnis zu der Sorgfältigkeit der Pflege, Fütterung 
und ganzen Haltung der Tiere steht; sie sehen sich 

*i) Schweizer Archiv für Tierheilkunde. XXXVI. Band, 
3. Heft. Zürich 1894. OreU Füssli. 
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also in der Lage, ganz wesentlich durch Aufmerk- 
samkeit und rationelle Haltung zur Verhütung von 
Viehverlusten beizutragen. Weshalb sollen wir — 
so meinen sie — also unser Vieh in eine Ver- 
sicherung geben und somit gezwungen sein, für 
andere, vielleicht weniger umsichtige und tüchtige 
Viehbesitzer den Schaden mit zu tragen? 

Ganz anders ist es dagegen mit den wirtschaft- 
lich schwachen Tierbesitzern bestellt. Je geringer der 
Viehstapel eines Kleinbauern ist, um so grösser ist 
der Prozentsatz seines Vermögens, welcher durch 
jedes einzelne Tier repräsentiert wird, und besteht 
gar sein ganzer Viehbestand nur aus einem einzigen 
Stück, so ist der Verlust dieses Stückes in den 
meisten Fällen gleichbedeutend mit dem Ruin seiner 
wirtschaftlichen Existenz, — wenn nicht durch Ver- 
sicherung diesem Schaden vorgebeugt ist. Diese 
Einsicht ist auch unter dem grössten Teile der 
ländlichen Bevölkerung vorhanden und gerade dieser 
Einsicht verdanken die meisten Ürtsvereine ihre 
Entstehung. 

Entsprechend dieser Thatsache findet man im 
östlichen Deutschland das Orts-Viehversicherungs- 
Wesen durchweg nur schwach entwickelt, weil hier 
der Grossgrundbesitz in der Landwirtschaft vor- 
herrscht; im Westen und Süden Deutsclilands da- 
gegen sind die Ortsvereine eine ganz gewöhnliche 
Erscheinung, denn hier ist der bäuerliche Klein- 
besitz die gewöhnliche ßetriebsform. 

Es liegt in der eigenartigen Natur der Vieh- 
versicherung begründet, dass man die Entschädigung 
nur selten eine vollständige sein lässst. Man sagt 
sich, wenn ein vollständiger Ersatz für gefallenes 
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Vieh dem Besitzer winkte, würde er aufhören, ein 
Interesse an der Gesunderhaltung seines Viehs zu 
haben. Er würde seine Tiere vernachlässigen. Ja. 
es könnte der Fall eintreten, dass der Besitz baren 
Geldes dem an Vieh vorgezogen würde, und dann 
hätte der Besitzer geradezu ein Interesse daran, 
den Tod der betreffenden Tiere so bald wie mög- 
lich herbeizulühren. Infolgedessen überlassen auch 
alle Viehversicherungen, ganz gleich nach welchem 
System sie eingerichtet sind, einen gewissen Bruch- 
teil des taxierten Wertes dem Versicherer zui* Selbst- 
versicherung. 

Was die Aufbringung der Entschädigungsgelder 
anbelangt, so besteht bei sehr vielen Orts- Viehver- 
sicherungen die Gepflogenheit, die Mitglieder zu 
verpflichten, von dem Fleisch der Tiere, welche 
wegen aussichtsloser Erkrankung geschlachtet sind, 
einen verhältnismässigen Teil anzunehmen und dem 
Besitzer des geschlachteten Tieres eine entsprechende 
Vergütung zu zahlen (z. B. in Aarberg, Kanton Bern 
und anderen Orten Berns). In neuerer Zeit macht 
sich aber immer mehr das Bestreben geltend, mit 
diesem umständlichen, unzweckmässigen Verfahren 
zu brechen und dem Versicherten eintretendenfalls 
die Entschädigungssumme in barem Gelde zu zahlen. 
Zu diesem Zwecke verteilen die meisten Orts- Vieh- 
versicherungen am Ende einer jeden Geschäfts- 
periode die Gesamtunkosten derselben auf die 
einzelnen Mitglieder, nachdem die im Laufe der 
Periode vorgekommenen Schäden zunächst mit Hilfe 
eines Reservefonds beglichen sind. Um der Even- 
tualität einer Zahlungsunfähigkeit möglichst aus dem 
Wege zu gehen, haben viele Orts- Viehversicherungen 
Rückversicherungs- Verträge abgeschlossen. 
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Die Verwaltung der Ortsvereine ist äusserst 
einfach; zuweilen wird sie geradezu patriarchalisch 
gehandhabt. An der Spitze des Unternehmens steht 
gewöhnlich eine Vertrauensperson des betreffenden 
Ortes. Dieser Vorsitzende ist die Seele des Ver- 
eins, er erledigt die Schreibereien, besorgt in vielen 
Fällen auch die allerdings sehr einfache Buch- und 
Kassenführung, achtet scharf darauf, dass die ein- 
zelnen Mitglieder ihren Verpflichtungen pünktlich 
nachkommen und geht dem behandelnden Tierarzt 
mit sachkundigen Diensten zur Hand.*2) Eine von 
Zeit zu Zeit einberufene Generalversammlung hat 
das Verhalten des Vorsitzenden zu beurteilen und 
ihm eventuell Decharge zu erteilen. 

Die Ortsversicherungen haben, so wenig rationell 
sie auch zu sein scheinen und wohl manchmal be- 
trieben werden, viele Vorteile. Sie ermöglichen vor 
allem eine scharfe gegenseitige Kontrolle. Die Ver- 
hältnisse sind so leicht zu überblicken, dass dem 
einzelnen Versicherten das Prinzip der Gegenseitig- 
keit voll zum Bewusstsein kommt. Betrügerische 
Manipulationen oder Vernachlässigung in der Be- 
handlung der Tiere seitens eines Mitversicherten 
werden sofort als persönliche Schädigung erkannt 
und dementsprechend energisch bekämpft. Die Ver- 
waltung ist eine sehr billige; in vielen Fällen be- 
sorgt der Vorsitzende des Vereins die Geschäfte 
ohne jegliche Vergütung. 

Diesen Vorteilen stehen aber auch noch Mängel 
gegenüber, die keineswegs die Viehversicherungsfrage 
durch diese Institute schon als gelöst erscheinen 



^2) So soll es wenigstens sein. Wie weit die ent- 
worfene Skizze auf den jeweiligen Fall passt, hängt natürlich 
von der persönlichen Tüchtigkeit des Vorsitzenden ab. 
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lassen. Der sowohl örtlich wie anck soslal sehr 
beschränkte Wirkungskreis der Ortsvereine hat emesi 
höchst wechselnden Jahresbeitrag zur unausbleiblichen 
Folge. Schwankungen zwischen V2 — ^ % ^^^^ keine 
Seltenheit. Mehrere auf einander folgende grössere 
Verluste sprengen fast regelmässig die Kasse und 
lassen damit die ganze Einrichtung in sich zusammen- 
fallen. In Gegenden, wo der Grossgrundbesitz vor- 
wiegt, kommen Orts-Viehversicherungsvereine über- 
haupt nicht auf; zu verwundern ist es deshalb nicht, 
dass, sowohl in der Schweiz wie in Deutschland, 
die in dem Viehstande angelegten Summen höchstens 
bis zu 5 % durch Versicherung bei Ortsvereinen 
gedeckt sind. 

Wohl zu beachten bleibt aber doch, dass bei 
allen neueren Reformvorschlägen für Viehkapital- 
schutz durch Versicherung von den Ortsvereinen als 
Grundlage ausgegangen wird; aus ihnen soll sich 
das Ganze aufbauen, so dass sie also den Unterbau 
darstellen, allerdings aber mit der in irgend einer 
Weise gebotenen Sicherung ihres Bestandes durch 
Rückversicherung oder Vereinigung zu grösseren 
Schutzverbänden. 

Es handelt sich in der That nur darum, für die 
Neuordnungen allenthalben das Gute dieser Ver- 
sicherungsvereine erhalten zu wissen und ihnen 
deshalb das zu geben, was ihnen nach Ait ihrer 
Organisation fehlen musste: die Mitbeteiligung auch 
der grösseren Viehbesitzer in den Gemeinden und 
der Rückhalt im Falle von Unglücksfällen über die 
Normalzahl hinaus. 

In Vorbeuge, Kontrolle, Abschätzung des 
Schadens, Raschheit der Hilfe, Kostenersparung u.s. w. 
kann keine andere Organisation von Versicherungs- 
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vereinen die des Ortsvereins übertreffen, wenn ihm 
ein gutes Verwaltungspersonal zu Gebote steht; wo 
es aber an einem solchen fehlt, wird weit rascher 
wie anderwärts die Summe der daraus folgenden 
Uebelstände von den Mitgliedern erkannt und zu 
beseitigen gesucht. 

Mit Recht urteilte Minist.-Rat Haag in Bayern 
dahin, dass die Zukunft den örtlichen Viehversiche- 
rung s-Ver einen und -Anstalten, natürlich vorbehaltlich 
weiterer Ausgestaltung und Organisation nach Mass- 
gabe des Bedürfnisses, gehöre. 

Dass aber auch schon Grossbesitzer diesen 
Vereinen ihre volle Sympathie zuwenden und mit 
ihnen und für sie thätig sind, beweisen schon viele 
Vorgänge dieser Art und am besten die ein- 
schlagenden Verhandlungen in grossen Vereinen und 
Vertretungen (Landwirtschaftsrat, Landeskulturrat, 
landw. Zentralstellen u. s. w.), sowohl in deutschen 
Landen, als auch anderwärts. 

Bei dem grossen Gewichte, welches diesen 
Vereinen zuzuschreiben ist, sollen am Schluss vor- 
liegender Arbeit von berufenster Seite entworfene 
Muster- oder Normalstatuten gegeben werden. 

b) Grössere Gesellschaften auf Gegen- 
seitigkeit. 

Neben den lokalen Viehversicherimgs-Vereinen 
giebt es auch grössere Gegenseitigkeitsunter- 
nehmungen, die sich mit der Viehversiclierüng be- 
schäftigen. Sie haben alle rein kaufmännischen 
Charakter; einer Anzahl von Personen gewähren sie 
Gelegenheit, ihr täglich Brot und mehr als das zu 
verdienen. Der einzelne Versicherte hat nur sehr 
geringen Einfluss auf den Gang der Geschäfte, und 
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nur insofern kann von Gegenseitigkeit die Rede 
sein, als der Einzelne die guten oder schlechten 
Geschäftsresultate an der Höhe seiner Beiträge zu 
ermessen im stände ist. 

In Deutschland haben nach dem missglückten 
Versuch von Masius (s. S. 9) noch viele andere ver- 
sucht, dem Viehversicherungswesen durch Gründung 
grösserer Gesellschaften Vorschub zu leisten. Den 
meisten ist der Versuch ebenfalls misslungen. Augen- 
blicklich können noch etwa zwanzig solcher Gesell- 
schaften genannt werden. *3) 

Grössere schweizerische Gesellschaften konnten 
sich bis jetzt nicht halten. Eine 1830 im Aargau 
und eine andere 1846 in Basel gegründete Gesell- 
schaft haben ihre Thätigkeit längst wieder ein- 
gestellt. Zur Zeit arbeiten nur ausländische derartige 
Institute in der Schweiz. 4*) 

Gegenstand der Versicherung sind bei den 
grösseren Gesellschaften gewöhnlich nur grössere 
Haustiere (Pferde und Rinder). Es hängt dies 
damit zusammen, dass diese Tiere meistens im 
Besitz der wohlhabenderen Bevölkerung sich be- 
finden, diese aber hauptsächlich die Mitglieder der 



*3) Die bedeutendsten sind : Pfälzischer Viehvers.-Verein, 
Speier 1849. — Braunschw. Allg. Viehvers.-Ges., Braunschweig 
1851. — Viehvers. - Bank für Deutschland, Berlin 1861. — 
„Veritas", Viehvers.-Ges., Berlin 1863. — Zentral-Viehvers.- 
Verein, Berlin 1863. — Anhaltische Viehvers.-Bank, Köthen 
1868. — National-Viehvers.-Ges., Kassel 1869. — Sächsische 
Viehvers.-Bank, Dresden 1872. — Viehvers.-Bank f. Hannover, 
Uelzen 1873. — Rheinische Viehvers.-Ges., Köln 1875. — 
Badische Pferdevers.-Anstalt, Karlsruhe 1879. — Deutsche 
Viehvers.-Ges. a. G.. Flau i. M. 1889. — Perleberger Vieh- 
versicherung a. G. zu Perleberg. 

^) Es sind dies: La Garantie föderale, Paris 1865. — 
Zentral- Viehvers.-Verein, Berlin 1865. — Sächsische Viehvers.- 
Bank, Dresden 1872. — Badische Pferdevers.-Anstalt, Karls- 
ruhe 1879. 
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augenblicklich in Frage stehenden Institute bilden. 
Dagegen tritt hier ein für die Lebensfähigkeit der 
Gesellschaften verhängnisvoller Umstand auf, der 
nämlich, dass meistens nur die Kategorie von Vieh- 
besitzei n versichert, welche erfahrungsgemäss durch- 
schnittlich grosse Viehverluste hat (Hauderer, 
industrielle Etablissements u. s. f.). 

Die Gesellschaften erheben entweder feste 
Prämien und reduzieren bei schlechten Geschäfts- 
zeiten die Entschädigungen, oder sie behalten sich 
das Eecht vor, ausser den festen Prämien einen 
den Verhältnissen angepassten Nachschuss erheben 
zu dürfen. 

Zur Erledigang ihrer Geschäfte bedürfen diese 
Anstalten natürlich eines viel kostspieligeren und 
komplizierteren Apparates als die Ortsvereine. Ein 
Direktor leitet gewöhnlich die Geschäfte; ihm zur 
Verfügung steht das Bureau-Personal und ein Heer von 
Agenten. Ausserdem werden die Verwaltungskosten 
noch erheblich durch die unumgängliche, von der 
gegenwärtigen Konkurrenz bedingte Reklame erhöht. 

Jedes einzelne Mitglied ist formell berechtigt, 
auf den jährlichen Generalversammlungen zu er- 
scheinen und hier seine etwaigen Wünsche zum 
Ausdruck zu bringen. 

Alles, was bei den Orts-Viehversicherungen als 
besondere Vorzüge hingestellt ist, trifft nicht zu bei 
den grösseren Gesellschaften. Die Verwaltung dieser 
Institute verschlingt einen enorm hohen Prozentsatz 
der Prämien. ^^) 

*^) Die in der Schweiz zugelassenen Gesellschaften ver- 
wandten zu Verwaltungszwecken iin Jahre 1895: 48,5 7o» 
37,3 %, 29,3 %, 21,3 %; nach der „Deutschen Versicherungs- 
presse'' im gl. Jahre die grössten deutschen Gesellschaften 
22 bis 45 % der gesamten Einnahmen. 

6 
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Dem Versicherten geht im grossen und ganzen 
die Idee der Gegenseitigkeit vollständig verloren; 
er wird gewöhnt, an die grössere Gesellschaft auch 
grössere Anspräche zu stellen und gerät bei Vieh- 
verlusten auf diese Weise leicht in Konflikt mit der 
Direktion, welche die Schaden-Regulierung nur nach 
den Statuten von statten gehen lässt und bei dem 
geringsten Verstoss des Versicherten gegen dieselben 
leicht geneigt ist, überhaupt die Entschädigungs- 
pflicht von sich zu weisen. Der Besitzer glaubt sich 
im Recht mit seiner Forderung, wird klagbar und 
verliert in den allermeisten Fällen den Prozess.*^) 
Viele Prozesse nehmen auch deshalb einen un- 
günstigen Verlauf für die Versicherten, weil sie sich 
auf die Angaben der Agenten stützen und diese 
immer geneigt sind, alle statutarischen Bestimmungen, 
die den Viehbesitzer abhalten könnten, den Ver- 
sicherungs-Vertrag einzugehen, so zu, deuten, dass 
der Besitzer glauben muss, auf die Befolgung gerade 
dieser Punkte käme es nicht an. Nachher muss er 
dann zu seinem Schaden das Gegenteil erfahren. 

Umgekehrt verliert auch die Gesellschaft bei 
ihrem örtlich weit verzweigten Geschäftsbetriebe 
die Kontrolle über den einzelnen Versicherten; sie 
kann betrügerische Machenschaften nicht verhüten, 
und wenn dieselben geschehen sind, diese nicht mit 
der nötigen Sicherheit als solche erkennen. Die 
verschiedenen Gesellschaften versuchen ja durch 
verschärfte Bestimmungen difese Kontrolle zu ersetzen, 
bewirken aber dadurch gerade wieder, dass die Ver- 
sicherung dem ehrlichen Viehbesitzer alsbald zur 



^) Von sieben in der Schweiz 1895 geführten derartige^ 
Prozessen gewann die betreffende Versicherungs - GeseU- 
schaft sechs (Kummer). 
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Last wild ; er ist nicht mehr Herr über seiu eigenes 
Vieh. Gerade dieser Umstand ist einer Ausbreitung 
der Viehversicherung ausserordentlich hinderlich. 
Es ist gar nicht so selten, dass Gegenden, in denen 
die Mehrzahl der Landwirte durch geschickte Agenten 
für eine bestimmte Zeit der Versicherungs - Gesell- 
schaft gewonnen waren, nachher für den Vieh- 
versicherungs-Gedanken überhaupt verloren sind.**^) 

Die Schwankungen in den Prämien, welche bei 
den Orts- Viehversicherungen gerügt sind, finden sich 
auch hier wieder, nur mit dem Unterschiede, dass 
die Durchschnittshöhe der Prämien eine bedeutend 
grössere ist. 

Der Einfluss, welcher dem Einzelversicherten 
statutarisch durch die Möglichkeit, die General- 
versammlungen zu besuchen, eingeräumt ist, wird 
illusorisch gemacht durch die weite Entfernung 
des Wohnsitzes der meisten Versicherten von dem 
Wohnsitz der Direktion (beispielsweise Berlin- 
Schweiz). 

II. Aktien-Gesellschaften. 

In allen anderen Versicherungszweigen sind 
Aktien - Gesellschaften eine ganz gewöhnliche, zu- 
weilen die ausschliessliche Betriebsform. Die vor- 
liegende Versicherung gegen Viehverluste macht 
auch hierin eine Ausnahme. Sie bietet für das 
Aktien-Kapital zu wenig Aussicht auf Gewinn. 

In den fünfziger Jahren bestand in Deutschland 
eine Aktien-Gesellschaft „Ceres^*, mit Direktionssitz 
in Magdeburg. Ausserdem war eine französische 
Soci6te anonyme „L'Assnrance Eurale" in Deutsch- 

^^) Dieses ist z. B. der Fall im Fürstentum Lippe. 

6* 
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land konzessioniert. Beide haben ihre Thätigkeit, 
die sich übrigens auch auf Hagel - Versicherung 
erstreckte, längst wieder eingestellt. Augenblicklich 
giebt es nur sehr wenig Viehversicherungs - Unter- 
nehmen, welche auf Aktien gegründet sind, z. B. 
die „Breslauer Viehmarkts-Bank". 

Im übrigen gilt für Aktien - Gesellschaften in 
noch weit erhöhtem Masse dasselbe, was von den 
grösseren Gesellschaften auf Gegenseitigkeit gesagt 
ist: eine heilsame Förderung der Vieh Versicherung 
ist von ihnen kaum zu erwarten. Die Nachteile 
der Gegenseitigkeits-Gesellschaften werden noch um 
einen vermehrt, und zwar um die nur zu natürliche 
Sorge für die Erzielung möglichst hoher Dividende. 

Mit allen grösseren Gesellschaften sind im all- 
gemeinen die Landwirte wenig zufrieden, weshalb 
den meisten landwirtschaftlichen Viehbesitzern die 
Staatsversicherung am liebsten wäre; die wesent- 
lichsten Klagen über die privaten Gesellschaften be- 
ziehen sich auf: 

1. Die Höhe der Beiträge infolge zu grosser 
A^erwaltungskosten ; 

2. die ungenügenden Entschädigungen zumal 
bei zu hoher Anrechnung von verwertbaren Teilen, 
welche auf dem Lande oft gar nicht absetzbar sind; 

3. der zu sehr erschwerte Verkehr mit den Ver- 
waltungsorganen der Gesellschaften; 

4. die zu strengen Vorschriften der Gesell- 
schaften, welche ausserdem nicht immer klar genug* 
in den Statuten angegeben sind, ganz besonders be- 
züglich der vielen Schreiberei, welche die unaus- 
bleiblichen Veränderungen im versicherten Vieh- 
bestand bedingen, sowie auch der Vorschriften über 
Veränderungen innerhalb der Gehöfte durch Ver- 
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Setzungen in andere Stallungen oder auf die 
Weide u. s. w.; 

5. die Strenge der Vorschriften beim Eintritt 
von Erkrankungen und bei Todesfällen; 

6. das fehlende oder ein ungenügendes Recht dea 
Widerspruchs gegen belastende Massregeln; 

7. das Verfahren bei den Wertabschätzungen 
mit zu strengem Ausschluss von der Versicherung, 
z. B. von Tieren in höherem Alter, von Tieren mit 
kleinen Gebrechen u. dergl. m.; 

8. die zu lange Dauer des Eintritts der Wirk- 
samkeit der Versicherung nach Abschluss des Ver- 
trages. — Quarantäne u. dergl.; 

9. die Weigerung gegen Abschluss von Ver- 
Sicherungsverträgen mit runder Kapitalsumme gegen- 
über der verlangten Versicherung von Stück für 
Stück ; 

10. die Schwierigkeiten bezüglich Versicherung 
von Mehreren oder ganzen Verbänden auf eine Police; 

11. die für die Versicherten zu ungünstige Be- 
rücksichtigung des Wertunterschiedes der Tiere, wie 
er sich durch Zu- oder Abnahme aus natürlichen 
Ursachen (Alter), durch Haltung, Gebrauchsart u. s. w. 
immer ergeben muss; 

12. das Verhalten der Agenten vor und nach 
dem Abschluss von Verträgen. 

Es ist begreiflich, dass die Versicherer, die 
Gesellschaften, nicht allen Wünschen der Landwirte 
Rechnung tragen können, weil noch immer für die 
Viehversicherung das Risiko ein zu grosses ist und 
dieses von zu vielerlei Einwirkungen beeinflusst wird. 

Dass die soliden Gesellschaften im eigenen 
Interesse nach Möglichkeit berechtigten Wünschen 
der Versicherten entgegenkommen wollen, darf nicht 
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bezweifelt werden; es ist aber andererseits auch 
gewiss, dass es im Versicherungswesen überaus 
schwer hält, von gewohnten Bahnen zu kühnerem 
Aufschwung sich entschliessen zu können und er- 
erbte Meinungen aufzugeben. 

Die Ansicht, dass die Versicherten durch Ge- 
währung nur eines Prozentsatzes des erlittenen 
Schadens vor unrechten Handlungen bewahrt bleiben 
könnten, z. B. vor absichtlicher Gefährdung der 
Tiere, um Geld zu erlangen, sollte nicht mehr ernst 
genommen werden, da sie doch immer nur die Hand- 
lung Einzelner sein könnte. Je weiter entgegen- 
kommend und je liberaler verfahren wird, um so 
mehr wächst die Aussicht auf Zunahme der Ver- 
sicherungen. Zur Zeit ist überall der Prozentsatz 
der versicherten Tiere noch zu gering, und die natür- 
liche Folge ist die Unmöglichkeit, mit den Forde- 
rungen der Gegenleistungen herabgehen zu können. 

Es darf wohl gefragt werden, warum nach den 
grossen Fortschritten in anderen Branchen des Ver- 
sicherungswesens nicht kühner in der Reform der 
Viehversicherung vorgegangen wird. 

Im Interesse der Bekämpfung der Seuchen sollte, 
um jeden Anreiz zur Verheimlichung von Erkran- 
kungen zu beseitigen, soweit immer möglich mit 
Vollwerten entschädigt werden; es liegt nahe, dass 
auch da, wo es sich nicht um Seuchen handelt, der 
gleiche Grundsatz gewünscht wird, weil Jeder, 
welcher versichern will, vollkommenen Schaden- 
ersatz im Unglücksfall erstrebt; Niemand soll mehr 
erhalten, als Ersatz der Schadengrösse, welche ehr- 
liche Abschätzung festgestellt hat; warum aber 
davon noch Abzüge und so grosse, wie üblich, bei 
der Viehversicherung gemacht werden, das ist eine 
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Sache, welche auf dem Lande nur schwer ver- 
standen wird. 

Unter allen Umständen muss Jeder, welchem 
angeboten wird, Vieh zu versichern, recht genau 
die Bedingungen — die Statuten u. s. w. der Ge- 
sellschaften — prüfen oder prüfen lassen. 

III. Staatliehe Viehversicherungen. 

Das dritte System der Viehversicherungen, 
dessen Eigentümlichkeit darin besteht, dass der 
Staat als Versicherer auftritt, ist das jüngste. 

Je nachdem hierbei die Einführung der Vieh- 
versicherung den einzelnen Gemeinden überlassen 
bleibt, oder dieselbe kurzweg allen Landesbewohnern, 
soweit sie Tierbesitzer sind, vorgeschrieben ist, 
unterscheidet man eine fakultative und eine obli- 
gatorische Viehyersicherung. 

Fakultative Versicherungen bestehen zur Zeit 

1. im Grossh. Baden (29. Juni 1890), 

2. im Königr. Bayern (1. November 1895)*^) — 
und einige obligatorische in der Schweiz. 

Von dem Landwirtschaftsrat in den deutschen 
Reichslanden wurde schon vor einigen Jahren ein 
Gesetzentwurf durchberaten, der auch eine fakultative 
Viehversicherung anbahnte. Bei der grossen Ab- 
neigung der elsass-lothringischen Bevölkerung gegen 
jegliche Einmischung der Regierung in die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse des Einzelnen ist jedoch 
an eine Annahme eines solchen Entwurfes vor der 
Hand nicht zu denken. 

*^) Die Einrichtung, bei staatlicher Organisation die Ver- 
sicherung des Viehs ganz dem individuellen Ermessen zu 
überlassen, existiert nirgends. Dahin zielende Versuche in 
der Schweiz sind, wie nachgewiesen wurde, missglückt. 
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Im Königreich Preussen lag im Frühjahr 1895 
dem Landtage ein Gesetz vor, demzufolge die ein- 
zelnen Provinzial-Regieningen befugt sein sollten, 
eine Zwangs- Schweineversicherung für das 
Gebiet der betreffenden Provinz anzuordnen. Ob- 
wohl diese Vorlage im Herrenhause damals ein- 
stimmig angenommen wurde, scheiterte sie doch an 
dem Widerstände des Abgeordnetenhauses. 

Schweiz. 

Seit Anfang dieses Jahrzehntes haben die obli- 
gatorischen Viehversicherungskassen in der Schweiz 
grosse Krfolge aufzuweisen gehabt. *•>) 

Das Bundesgesetz vom 22. Dezember 1893, 
betreffend die Förderung der Landwirtschaft durch 
den Bund, hat in Art. 13 auch eine Unterstützung 
der Bestrebungen der Kantone für die Vieh- 
versicherung in Aussicht genommen und hierüber 
bestimmt: 

„Aus den für diesen Zweck alljährlich durch das 
Budget festzustellenden Summen werden Bundes- 
beiträge ausgerichtet an diejenigen Kantone, welche 
die obligatorische Viehversicherung im ganzen 
Kantonsgebiete oder in einzelnen Teilen desselben 
(Bezirken, Gemeinden etc.) ins Leben rufen, unter- 
stützen und beaufsichtigen. 

Der Bundesrat wird die weiteren Bedingungen, 
betreffend die Bewilligung und Verwendung dieser 
Beiträge, festsetzen.*' 

In Art. 75 der Vollziehungsverordnung vom 
10. Juli 1894 zum erwähnten Bundesgesetz hat der 
Bundesrat sodann folgendes festgesetzt: 

^^) Die folgenden aUgemeinen Ausführungen sind dem 
Vortrag des Herrn Professor Hess -Bern vom 7. Nov. 1878 
entnommen; cf. Anhang'. 
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„Den Kantonen, welche die obligatorische Vieh- 
versicherung im ganzen Kantonsgebiete oder in 
einzelnen Teilen desselben (Bezirken, Gemeinden etc.) 
ins Leben rufen, unterstützen und beaufsichtigen, 
können Bundesbeiträge bis zur Höhe der kantonalen 
Leistung unter der Bedingung gewährt werden, dass 
die Organisation und Geschäftsführung vom schweize- 
rischenLandwirtschajFtsdepartemente,beziehungsweise 
dem Bundesrate, genehmigt sei, und dass die einzelnen 
Versicherungsgesellschaften die Obliegenheiten der 
AMehinspektoren übernehmen. Schäden, für die ge- 
mäss Art. 17, 18, 19 und 20 des Bundesgesetzes 
über polizeiliche Massregeln gegen Viehseuchen vom 
8. Hornung 1872 vom Bunde und den Kantonen 
Ersatz geleistet werden muss, sind von dieser Ver- 
sicherung ausgeschlossen.^* 

Nach dem Erwähnten haben das Bundesgesetz 
und die Vollziehungsverordnung die Gestaltung des 
Obligatoriums vollständig den Kantonen anheim- 
gestellt, eine Massnahme, welche für die Ver- 
sicherungstechnik von hervorragendem Interesse 
werden wird. 

An Formen und Systemen der obligatorischen 
Viehversicherung sind bis jetzt folgende hervor- 
getreten : 

I. Das Obligatorium wird im Gesetze selbst für 
alle Viehbesitzer ausgesprochen, und es werden die- 
selben verpflichtet: 

a) einer einzigen Anstalt beizutreten, welche den 
ganzen Kanton umfasst, oder 

b) einer Zentralanstalt und örtlichen Sektionen, 
in welche dieselbe zerfällt, sich anzuschliessen, 
oder 
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c) in örtliche Vereinigungen einzutreten, welche 
entweder 

1. für sich bestehen, oder 

2. zu einem Rückversicherungs- oder Reserve- 
verbande vereinigt sind. 

II. Die Einführung des Obligatoriums wird einem 
.Mehrheitsbeschlüsse der Interessenten anheimgegeben^ 
und es werden nur die Voraussetzungen hierfür im 
Gesetze bestimmt. 

In den einzelnen Kantonen sind als wichtigste 
Vorgänge seit 1890 zu nennen: 

I. Kanton Basel-Stadt 

1892, 1. Dezember, nach Vorschlag des Reg.-Rates 
vom 10. November 1892, Gesetz, betr. die Errichtung 
einer allgemeinen obligatorischen, auf Gegenseitigkeit 
beruhenden Viehversicherungsanstalt für alle Eigen- 
tümer von Rindvieh im Gebiete, aber unter Ausschluss 
von Schlacht- und Handelsvieh und von Jungvieh 
unter einen Jahr, und ohne Entschädigung für Fälle 
von Brandunglück und Selbstverschulden der Eigen- 
tümer. Vollen Ersatz im Falle angeordneter 
Schlachtung, in sonstigen Fällen 7io des Wertes. 
Verbot noch anderweitiger Versicherung. 

In Verordnung vom 7. Januar 1893 Regelung des 
Geschäftlichen nach § 5 des Gesetzes und Bestimmung, 
dass dieses am 1. Februar 1893 in Kraft treten soll. 

In weiterer Verordnung vom 14. November 1895 
einige Abänderungen über die zu zahlenden Prämien, 
die Staatsbeiträge, die Verwendung der üeberschüsse 
und die Deckung etwaiger Defizits. Gebildet wurden 
zwei Klassen: I. für Bauernvieh bezw. Landwirt- 
schaft, II. für Milchvieh bezw. (städtische) Milch- 
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Wirtschaft; für I gilt jetzt 2,50 Fr., für II 3 Fr. 
Jahresprämie (vorher allgemein 1,50 Fr.). Deckung 
von Defizits zuerst durch den Reservefonds der betr. 
Klasse (gebildet aus Ueberschüssen), dann Nach- 
prämien, für jede Klasse besonders berechnet, dann 
in Höhe dieser Nachprämien Staatsbeitrag (vorher 
ohne Nachprämien und nur Inanspruchnahme des 
Staates über den Reservefonds hinaus). — 

Die nachträgliche Erhöhung des Prämiensatzes, 
welche auch für die Staatsbeiträge massgebend ist, 
war veranlasst durch starkes Auftreten von Maul- 
und Klauenseuche und von Tuberkulose im Jahre 
1893/94 und durch das starke Steigen der Viehpreise 
nach dem Jahre der Futtemot 1893, die Notwendig- 
keit der Nachprämien und die Beschränkung des 
Staatsbeitrags zur Deckung von Defizits auf die Höhe 
dieser durch das grosse Defizit von 1894.^^) 

IL Kanton St. Gallen. 

Nach Beschluss vom 26. November 1885 waren 
aus den Erträgnissen der Viehseuchenkasse als Jahres- 
unterstützung 15 000 Fr. an die freiwilligen Ver- 
sicherungs- Gesellschaften bewilligt worden. Von 

^) Der „Verwaltungsbericht des Finanz - Departements 
über das Jahr 1894" giebt unter VI, Kantonale Viehversichernng, 
S. 31 flf. an: 1898 St. Rindvieh im Bezirk, 113 St. 5,79% 
des Bestandes zur Entschädigung; durchschn. Satz 167,75 Fr. 
(im Vorjahr nur 111,33 Fr.), zus. 18 955,17 Fr. */. des Ver- 
kehrwertes, abz. Verwertung brauchbarer Teile. Einnahme: 
Prämien zu 2 Fr. - 3796 Fr., Staatsbeitrag in gleicher Höhe, 
Bundesbeitrag 3800 Fr., zus. 11392 Fr. Ausgaben noch 1014 Fr. 
für Kosten u. 8. w., zusammen 19969,17 Fr., Defizit 8577,17 Fr. 
— laut Beschluss v. 11. Januar zu Lasten des Staates. Der 
Staatsbeitrag im ganzen war also 12373,17 und mit dem des 
Bundes 16173,17 Fr. gegenüber nur 3796 Fr. als Leistung der 
Versicherten, d. h. diese trugen nur 19%, der Staat (Kanton 
und Bund) 81% der gesamten Kosten fi^r Entschädigang 
(einschl. Abschätzung u. s. w.). 
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29 820 Stück versichertem Rindvieh stieg bis zum 
I.Januar 1895 infolge dieser Unterstützung die Zahl 
auf 36 993, nicht ganz 40% der Viehzahl. Der 
Jahresverlust wurde zu 3,03% angegeben und die 
Gesamtausgabe für Entschädigung der gefallenen 
oder getöteten versicherten Tiere, abzüglich Ver- 
wertung, zu 200000 Fr. für 1894, was für den ganzen 
Viehstand etwa 500000 Fr. bedeutete. 

Eine Botschaft des Regierungsrats an den Grossen 
Rat vom 4. Mai 1895 befürwortete das Obligatorium 
und einen Gesetzentwurf dieserhalb; in der Botschaft 
wurde die Frage erörtert, ob Bezirks- oder Ge- 
meinde-Obligatorium, oder unter Fortbestehen 
der in guter Entwickelung fortgeschrittenen Gesell- 
schaften zentrale Anstalt mit Sektionen. Vor- 
geschlagen wurde die Versicherung in kleinen auto- 
nomen Kreisen unter staatlicher Leitung und mit 
finanzieller Unterstützung des Staates, die Vereinigung 
lokaler und zentralisierter Versicherung, aber nicht 
die stramme Zentralisation, sowie unter Aufhebung 
des Beschlusses blosser Unterstützung vom 26. No- 
vomber 1885 der Zwang zur Versicherung für alle 
Rindviehbesitzer; deren Vereinigung zu Gesellschaften 
mit in der Regel nicht über 250 Stück Rindvieh im 
Alter von über sechs Monaten, Entschädigung auch 
für den Fall der Blitzgefahr und Fortdauer der Ver- 
sicherung auch bei Versendung von Vieh auf die Alp 
und sonst in andere Kantone, mit welchen kein 
Ge^enrecht besteht. Kantonaler Beitrag 300000 Fr. 
jährlich aus der Viehseuchenkasse und 15000 Fr. im 
Staatshaushalt einzustellen. Ebenso in diesem Jahres- 
beiträge zur Unterstützung freiwilliger Gesellschaften 
für Versicherung von allen anderen Vieharten. Dieser 
Entwurf wurde vom Volke verworfen. 
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III. Kanton Zürich. 

Im Gesetz betr. obligatorische Viehversicherung* 
und Entschädigung für Viehverlust durch Seuchen, 
veröffentlicht nach dem Ergebnis des Referendums 
vom 19. Mai 1895 namens des Kantonsrats am 
27. Mai d. J., sind die Hauptbestimmungen: obliga- 
torische Versicherung von Rindvieh, Bildung von 
Versicherungskreisen (kleinere Gemeinden zusammen 
und Teilung grosser) mit besonderen Kassen unter 
selbständiger Verwaltung, Kreisversammlungen nach 
selbständig entworfenen, aber zu genehmigenden 
Statuten, Fundierung durch Beiträge der Versicherten 
(vom Schätzungswert ^l^^loji Zinsen des Reservefonds 
der Kassen, Erträgnisse des kantonalen Versiche- 
rungsfonds (gebildet aus den bisherigen Viehschein- 
stempelfonds und Beitrag der Kantonalbank von 
100 000 Fr.), Einnahmen aus dem Viehverkehr 
(Viehscheinstempel, Patentgebühren u, s. w.), Bei- 
träge des Bundes und des Kantons (20% der 
Schadenvergütungen), allfällige Beiträge der Ge- 
meinde, Vermächtnisse und Schenkungen, Nach- 
schüsse auf Beschluss der Kreisversammlung, Re- 
duktion der ordentlichen Jahresbeiträge unter Um- 
ständen ebenso, Verwendung von Ueberschüssen zum 
Reservefonds; Versicherung von Kleinvieh und von 
Pferden nur auf Antrag der Besitzer und auf Grund 
von in die Statuten aufzunehmenden Bedingungen, 
Ausschluss von Schweinen aus Zucht- und Mast- 
anstalten durch Beschluss der Kreisversammlung, 
Festsetzung der Beiträge zur Pferdeversicherung 
durch den Regierungsrat, Entschädigung bei Seuchen 
durch den Staat wie anderwärts. Inkrafttreten des 
Gesetzes am 1. Januar 1896 unter Aufhebung des 
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Gesetzes betr. Entschädigung bei Viehverlust vom 
7. Dezember 1884. 

IV. Kanton Solothurn. 
Hier wurden durch Gesetz vom 19. Mai 1895 
ähnliche Viehversicherungs-Anstalten gegründet wie 
in Zürich. 

V. Kanton Graubünden, 
In einer Botschaft des Kleinen Eates an den 
Grossen Eat mit ausgearbeitetem Gesetzentwurf 
betr. Eindviehversicherung vom 30. April 1897^^) 
wurde mit Hinweis auf die Leistungen und auf die 
Zusicherungen des Bundes die Frage, ob die Finanz- 
lage des Kantons eine bescheidene Unterstützung der 
Vißhver Sicherung gestatte, bejaht, zur Forderung 
des Bundes, das Obligatorium betreffend, aber be- 
fürwortet, weder einer einzigen Anstalt für den 
ganzen Kanton, noch einer Zentralanstalt mit ört- 
lichen Sektionen zuzustimmen, sondern nur dem 
Wege allmählicher Einführung durch die Beteiligten 
selbst infolge von Mehrheitsbeschluss der Inter- 
essenten, also damit sich zu begnügen, nur die Vor- 
aussetzungen dafür im Gesetze zu bestimmen. Der 
Entwurf besagt deshalb nur, dass jede Gemeinde, 
welche für sich das Obligatorium einführt, Anspruch 
auf kantonale und eidgenössische Subvention erheben 
dürfe, und beschränkt sich darauf, diejenigen Be- 
stimmungen aufzustellen, welche notwendig sind, 
um den Gemeinden die zur Ausübung des Obliga- 
toriums erforderlicheu Kompetenzen zu schaffen, die 
zweckentsprechende Verwendung der staatlichen 
Subventionen zu sichern und Bund und Kanton vor 
Ausbeutung zu schützen. Alles sonst soll den zu 

^0 In „Botschaften des Kleinen Rats", Chur 1897, S. 30 ff. 
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gründenden Anstalten selbst überlassen werden unter 
Vorbehalt der Genehmigung ihrer Statuten und der 
Gesellschaftsrechnungen durch die Regierung. 

Der dazu gegebenen Berechnung des Schadens 
bei Vorhandensein von 61000 St. Rindvieh zu durch- 
schnittlich 250 Fr. mit der Annahme von 2,5% 
Verlust jährlich und der Art, wie dieser Schaden 
durch Zusammenwirken von Bund, Kanton und Vieh- 
besitzern gedeckt werden solle, ist bereits gedacht 
worden. 

Aus dem Ganzen ergiebt sich, dass in der 
Schweiz auch jetzt noch nicht Uebereinstimmung in 
dem, was zum Schutze des Viehstandes nach dem 
Eingreifen der Bundesregierung geschehen soll, ge- 
wonnen worden ist, und dass die Viehversicherungs- 
frage nur in ihren ersten Anfängen gelöst wurde, 
grösstenteils nur für einen Teil des Rindviehs und 
für dieses nur für einen Teil der möglichen 
Schädigungen. Nach wie vor bilden die Orts- 
Genossenschaften die hauptsächlichsten Versicherer, 
und nach wie vor bleibt der grösste Teil des Vieh- 
kapitals unversichert. 

Von vier ausländischen Gesellschaften wird be- 
richtet, dass sie zusammen in der Schweiz einen 
Versicherungsbestand von 3531 290 und eine Prämien- 
einnahme von 154275 Fr. oder 4,37% des Kapital- 
wertes haben.^2) 

Gegenüber dem im Ganzen noch nicht be- 
friedigenden Schutz der Viehwerte hat vor kur- 
zem Professor Anderegg-Bern einen vollständigen 
Organisationsplan mit Anlehnung an die Bundes- 

52) Angabe im „Statist. Jahrb. der Schweiz", 6. Jahrg. 
Bern 1897, S. 198. 
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Gesetzgebung bezw. einen Gesetzentwurf darüber 
veröffentlicht, dessen Grundzüge die folgenden sind.^'^) 

1. Orts -Vieh -Versicherungs - Genossen- 
schaften auf dem Grundsatze des fakultativen 
Obligatoriums durch Beschluss sämtlicher Vieh- 
besitzer einer Gemeinde, welche mit 2 Drittel Mehr- 
heit beizutreten verpflichtet sind. Versicherung 
aller landwirtschaftlicher Haustiere zusammen, oder 
nach Beschluss der Viehbesitzer Gruppenversiche- 
rung (allgeiAein für alles vorhandene Vieh und be- 
sondere — für Pferde, Rinder, Kleinvieh, als Schafe, 
Ziegen und Schweine — ) Versicherung gegen alle 
Arten von Schaden, ausser durch Seuchen, welche 
durch kantonale Viehseuchenkassen zu entschädigen 
sind, durch Feuer, wofür die Feuerversicherungs- 
anstalten zu benutzen sind, und durch Selbst- 
verschulden der Eigentümer, welche in diesem 
Falle den Schaden dann selbst tragen müssen. 
Schadenersatz im Minimum 75 Prozent, im Maxi- 
mum 80% des wirklichen Schadens, abzüglich ver- 
wertbarer Teile, deren Vei-wertung Sache des Eigen- 
tümers ist. Moralische Verpflichtung der Genossen 
zur Fleischabnahme, wie es zur Verwertung kommt. 
— Mittel zu Leistungen des Schadenersatzes durch 
ordentliche Jahresbeiträge, bezw. Nachschüsse der 
Genossen, Beiträge der Kantone, Subventionen des 
Bundes (nach den im Anfang dieses Abschnittes er- 
wähnten Gesetzen). Feststellung der ordentlichen 
Jahresbeiträge für die einzelnen .Tiergattungen in 
den Statuten, der etwaigen Nachschüsse nach vor- 



^3) In ,)Simmerthaler Blatt". Anzeiger für das Bernische 
Oberland. Wimmis No. 49 1897 — und in „Die Bauernstube" 
Herzogenbuchse No. 20, 22, 23, 24 und 25, 1897 (Mai und 
Juni). 
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liegendem Rechnungsabschluss, prozentualisch auf 
die Jahres-Beiträge. Selbstständiges Arbeiten mit 
eigener Verwaltung nach Statuten im Einklänge 
mit den Bestimmungen des Entwui-fs, des schweizer- 
ischen Obligationenrecbtes (Art. 678—882, Genossen- 
schaften betr.) und der Bundesgesetze. 

2. Amts-Viehversicherungsverbände, ge- 
bildet aus den Orts-Viehversicherungs - Genossen- 
schaften; Regierungsstatthalter als Präsident der 
von diesen zu wählenden Vorstände; Bestätigung 
der vorgeschlagenen Schätzungsmitglieder und Ver- 
walter (Sekretäre und Kassierer) durch den Prä- 
sidenten. 

S.Kantonal- Vieh versicherungs- Verbände, 
in ähnlicher Weise aus den Amtsverbänden gebildet; 
Landwirtschaftsdirektor als Präsident des von Ver- 
tretern der Amtsverbände gewählten Vorstandes. 
Dessen Funktionen sollen sein: Zentralleitung und 
Aufsicht über alle Anstalten. — Vermittelung des 
Verkehrs mit den kantonalen und durch diese mit 
den eidgenössischen Behörden. — Erörterung aller 
im Interesse des Viehversicherungswesens liegenden 
Fragen. — Veröffentlichung von Jahresberichten über 
Ergebnisse und Gang der Viehversicherung und 
Sammlung von Berichten zur kantonalen Vieh-Unf all- 
Versicherungs- Statistik. — Ernennung von Schieds- 
richtern für Entscheidung von Streitigkeiten zwischen 
Versicherten und Vorständen der Ortsgenossen- 
schaften und selbst Schiedsgericht für Streitigkeiten 
zwischen Ortsgenossenschaften und Amtsverbänden. 
— Einsammlung und Zuteilung der kantonalen Bei- 
träge (nach Stück Vieh) im Masse der Verluste; 
Anlage der Ueberschüsse zu Reservefonds für die 
Amts- Versicherungskassen, bezw.Hilfskassen. — Erlass 

7 
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von Normalstatuten für Ortsgenossenschaften und 
kantonale Verbände durch den Regierungsrat. 

Ob mit einem derartigen Organisationsplan, 
welcher in den Einzelheiten wesentliche Fortschritte 
enthält, aber eine straffe Zentralisation bedeutet, 
den Wünschen der Viehbesitzer gedient wird und 
das in der Schweiz erforderliche Referendum über- 
standen werden kann, muss noch bezweifelt werden, 
weil diese Zentralisation viele Gegner hat und die- 
jenigen, welche sie befürworten, am liebsten den 
ganzen Viehseuchenschutz und die Viehversicherung 
durch Staats-Fürsorge und Betrieb geregelt sehen 
wollen. 

Im Jahre 1895 hat das schweizerische Land- 
wirtschafts-Departement eine „Anleitung zur Ein- 
führung der obligatorischen Viehversicherung 
in den Kantonen" herausgegeben. Dieser An- 
regung hat der schon früher erwähnte Gesetzes- 
entwurf über die Viehversicherung im Kanton Bern 
(Februar 1898) seine Entstehung zu verdanken. 
Wider Erwarten ist derselbe in der 1898 er 
Sommer-Session des Berner Grossen Rates noch nicht 
zur Verhandlung gekommen. Es bleibt also noch 
abzuwarten, ob er praktische Folgen zeitigt; be- 
merkenswert ist jedenfalls, dass man, wie aus der 
Begründung des Entwurfes hervorgeht, auch in Bern 
nur in dem Obligatorium eine befriedigende Lösung 
der vorliegenden Frage sieht und nur aus Nützlich- 
keitsrücksichten zunächst das Fakultativum vor- 
schlägt. 



Die staatlichen Versicherungs - Anstalten be- 
schäftigen sich fast immer nur mit einer Art der 
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Haustiere, und zwar tritt hier wiederum das Rind 
in den Vordergrund, So bildet in Baden, Bayern, 
wie auch in sämtlichen schweizerischen Kantonen 
mit solchen die Versicherung des Rindviehs die 
Grundlage der ganzen Einrichtung; nur in Bayern 
und im Kanton Zürich werden eventuell auch Ziegen 
aufgenommen. Im Königreich Preussen machte die 
Regierung 1895 den vergeblichen Versuch, eine 
obligatorische Schweineversicherung einzuführen. 

Die Versicherungsunkosten werden durch jähr- 
liche Beiträge der Versicherten gedeckt, deren Höhe 
in einigen Staaten von der Stückzahl (Basel, Bayern), 
in anderen Ländern von dem Werte der versicherten 
Tiere abhängt. 

Die staatliche Viehversicherung erheischt ihrer 
ganzen Natur nach einen ganz besonders wohl- 
geordneten Verwaltungsapparat. Im Prinzip wird 
überall nach demselben System gearbeitet. Man 
lässt die Ortsvereine bestehen, giebt ihnen Normal- 
statuten, vereinigt sie zu einem Zentralverband 
und giebt dem Ganzen durch Auswerfen eines Re- 
servefonds eine solide pekuniäre Basis. 

Die Kritik' über die privaten Viehversicherungs- 
Gesellschaften musste ihr Urteil dahin abgeben, dass 
diese Betriebsformen ihrer ganzen Natur nach ein 
befriedigendes Resultat nicht liefern könnten. Be- 
stätigt wird dieses Urteil durch die Thatsache, dass 
trotz ihres langen Bestehens diese Anstalten nur 
einen äusserst geringen Prozentsatz des Viehbestandes 
der einzelnen Länder versichern. 

Ebenso befriedigt die fakultative Staats -Ver- 
sicherung als definitive Einrichtung durchaus nicht. Vor 
allem garantiert sie nicht die Versicherung aller Tier- 
besitzer gegen Viehverluste; die Verhältnisse bleiben 

7* 
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ganz dieselben, als ob nur Orts- Versicherungen be- 
ständen, höchstens hält die staatliche Beaufsichtigung 
die Bevölkerung von der Gründung neuer Ortsvereine 
zurück.ö4) Das ganze „Fakultativum" trägt durch 
und durch den Charakter einer halben Massregel. 
Unter allen Systemen ist die obligatorische Vieh- 
versicherung dasjenige, welches allein dauernden 
Erfolg verspricht. Nur staatlicher Zwang gewähr- 
leistet eine allgemeine Benutzung des Institutes, 
eine redliche, solide Geschäftsführung, eine Ver- 
waltung, deren Kosten in dem richtigen Verhältnis 
zu dem erwarteten Nutzen der ganzen Einrichtung 
stehen. 



^) In Baden scheint thatsächlich seit 1890 die Gründnng 
von Ortvereinen nicht mehr so lebhaft vorwärts zu schreiten 
wie früher. 
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V. Berechtigung des Obligatoriums. 

Dass das Obligatorium die einzige lebensfähige 
Form der Viehversicherung ist, wurde im ersten 
Teil an der Hand der geschichtlichen Thatsachen 
gezeigt. 

Eine andere Frage ist die, ob der Staat zu 
derartigen Eingriffen in die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Einzelnen berechtigt ist. 

Je nach dem System, dem man anhängt, wird 
man die Gefahren, die aus einer solchen „obrigkeit- 
lichen Bevormundung" für den ganzen Staatskörper 
erwachsen, als äusserst bedenklich hinstellen, oder 
man wird eine „weise staatliche Fürsorge" in einer 
derartigen Massregel sehen. 

Es erscheint jedoch überflüssig, jetzt, nachdem 
in fast allen europäischen Staaten die Arbeiterschutz- 
Gesetzgebung eingeführt ist, noch über die Be- 
rechtigung des Staates zur Einführung einer obli- 
gatorischen Versicherung zu streiten; im Prinzip ist 
dieselbe anerkannt, es kann sich nur noch um die Nütz- 
lichkeitsfrage handeln. 

Nachdem zu Anfang die Vorzüge eines geregelten 
Vieh-Versicherungswesens näher auseinandergesetzt 
wurden, sei hier nur noch darauf hingewiesen, dass 
die Wichtigkeit eines guten Viehstandes für Mittel- 
europa nie so gross war, wie in dem letzen Jahr- 
zehnt. Von den Anhängern aller Parteien wird 
offen oder stillschweigend die Landwirtschaft als die 
Grundlage jeder gesunden wirtschaftlichen Ent- 
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wii^kelung ange^hen; in den ländlichen fi^reisen 
wird nun der Baekgang der Landwirtschaft all- 
gemein b\» Thatsaehe hingestellt, in industriellen 
Kreiden wird er zwar noch bestritten — jeden&Jls 
aber i»tebt daii Faktum fest, dass mit dem in der 
Landwirtschaft angelegten Betriebskapital yielfach 
negative Erfolge erzielt werden. 

Kapital auf Zinsen gelegt, erzielt eine grössere 
Heute« Hilfe thut noL — Den Ackerbau wieder 
rentabel zu machen, ist nur möglich durch Besserung 
der Konjunkturen auf dem Weltmarkt, eine Mass- 
regel, die aber nur durch tiefgreifendste wirtschaft- 
liche Reformen in allen Ländern möglich wäre, und 
deren Durchführung eine geraume Spanne Zeit in 
Anspruch nehmen würde. 

Der noch am besten lohnende Zweig der Land- 
wirtschaft ist die Viehzucht. Auf diesem Gebiete 
ißt es dem Einzelnen wie einem ganzen Volke mög- 
lich, durch erhöhte Sorgfalt die Qualität der Markt- 
ware so zu verbessern, dass eine erfolgreiche Kon- 
kurrenz mit dem . Auslande, welches vielleicht 
((uantitativ grössere Erfolge hat, möglich erscheint. 
Und thatsächlich sieht man, wie durch die Vieh- 
zucht weite Strecken Landes einem grösseren Wohl- 
stände eutgegengeführt werden, als es der Körner- 
bau unter den jetzigen Verhältnissen je gekonnt 
hätte. Wenn deshalb die Viehversicherung wirklich 
die besprochene günstige Wirkung auf die Viehzucht 
hat, dann kann wahrlich kein Zweifel mehr darüber 
bestehen, dass der Staat berechtigt, ja verpflichtet 
ist, die Regelung der Viehversicherung in die Hand 
zu nehmen. 



« 

YL Vorbereitung des Obligatoriums. 

Es wäre verkehrt, sich von dem Eifer für die 
gute Sache so weit hinreissen zu lassen, dass man 
die sofortige Einführung des Obligatoriums ver- 
langte. Gewichtige Gründe sprechen dagegen. Ein- 
mal hat sich der Tierbesitzer vielfach daran ge- 
wöhnt, jeden Versuch, ihn zum Eingehen eines Vieh- 
versicherungs - Vertrages zu bewegen, als einen 
solchen zu betrachten, dessen Ausführung unumgäng- 
lich mit einer üebervorteilung für ihn enden muss. 
Zum andern ist auch in vielen Ländern, vor allem 
in Deutschland, eine gewisse Versicherungsmüdigkeit 
nicht zu verkennen; die Arbeiterschutz-Gesetzgebung 
ist noch zu neu, als dass man der Bevölkerung 
schon wieder eine Zwangs Versicherung auf einem 
anderen Gebiete anbieten dürfte. Man würde da- 
durch eine Missstimmung hervorrufen, die zu ver- 
meiden gerade heute die Regierungen allen Anlass 
haben. Ganz abgesehen davon, dass in den demo- 
kratisch regierten Ländern die Einführung des Obli- 
gatoriums vielfach an dem Widerstände des Volkes 
scheitern würde. 

Man muss zunächst die Viehversicherung populär 
zu machen suchen. Aufklärung des Volkes über 
ihren Nutzen würde hier viel Gutes wirken, be- 
sonders in Zeiten, wo Viehverluste durch sporadische 
Krankheiten mehr als gewöhnlich vorgekommen sind, 
und infolgedessen die Bevölkerung derartigen Be- 
lehrungen mehr als gewöhnlich zugänglich ist. 



— 104 — 

Auch den Schulen, insbesondere den landwirt- 
schaftlichen, muss es zur Pflicht gemacht werden, 
belehrend und befruchtend in diesem Punkte zu 
wirken. Die Lehrer müssen an der Hand der täg- 
lichen Erfahrung und der geschichtlichen Entwicklung 
die Unzulänglichkeit der bestehenden Einrichtungen 
auf diesem Gebiete nachweisen und auf die obli- 
gatorische Viehversicherung als auf die einzige 
Möglichkeit hinweisen, dauernd Gutes zu schaffen. 
So vorbereitet würde das zukünftige Geschlecht reif 
sein, das als Wohlthat zu erkennen, was jetzt noch 
als lästiger Zwang empfanden würde. 

Ein wichtiges Mittel, durch welches sonst mit 
Vorteil ein staatliches Eingreifen vorbereitet wird, 
fällt bei der Viehversicherung weg. Es ist dies die 
Sorge, für möglichst grosse freiwillige Beteiligung 
an der Institution, welcher beizutreten demnächst 
Zwangssache werden soll. 

Es existieren auf dem Gebiete der Viehver- 
sicherung leider noch keine Anstalten, die annähernd 
den Anforderungen, die man gerechterweise an die- 
selben stellen kann, genügen. Immerhin kann aber 
die Gründung von Ortsvereinen und deren Zusammen- 
schluss zu grösseren Verbänden als Notbehelf unter- 
stützt werden, aber auch nur als Notbehelf. 



Vn, Organisation des Obligatoriums. 

Auf die besprochene Weise würde in nicht allzu 
langer Zeit ein Moment eintreten, wo der Gedanke 
an eine obligatorische Viehversicherung günstige 
Aufnahme seitens der Mehrheit der Bevölkerung 
finden dürfte. Zu dieser Zeit wird es Aufgabe der 
Regierungen sein, das Obligatorium ins Leben zu 
rufen, und zwar gleich in einer Form, welche den 
Bedürfnissen des praktischen Lebens entspricht. 

Dem Privatmann muss sich das ganze Institut 
so wenig wie möglich bemerkbar machen; wenn 
angängig, nur durch die Beitragspflicht und durch 
das Eecht auf Entschädigung. Für die Beamten 
dagegen muss eine eingehendste Instruktion bestehen. 

Die Ausführung der Sache wird, wie folgt, ge- 
dachtes) 

Es muss eine Zentralbehörde geschaffen werden, 
die zweckmässig aus drei Mitgliedern bestehen würde, 
einem Tierarzt oder Landwirt als Vorsitzenden, 
einem Juristen und einem Versicherungs-Techniker 
als Beiräten. Die richtige Auswahl der betreffenden 
Persönlichkeiten ist wichtig; — es müssen Männer 
gefunden werden, die neben den nötigen Fähigkeiten 
auch den Willen haben, ihre ganze Kraft der Be- 
wältigung dieser spröden Materie zu widmen. So- 
genannte Durchgangsstufen aus diesen Stellen zu 



^) Vergl. hierzn den Organisationsplan von S, Änderegg. 
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machen, wäre verhängnisvoll für das ganze Gedeihen 
des Unternehmens. 

Die Aufgabe dieser Behörde würde es sein, 
zunächst für eine genaue Statistik der sporadischen 
Krankheiten und Unglücksfälle zu sorgen, und dann 
die Provinzial- (Kantonal-) Regierungen zn beauf- 
tragen, eine Viehversicherung ins Leben zu rufen 
für diejenigen Haustiere, die für die Bevölkerung 
der betreffenden Provinz (des Kantons) eine grosse 
volkswirtschaftliche Bedeutung haben. Diese Ver- 
sicherung müsste nach Möglichkeit den Eigentüm- 
lichkeiten der Gegend angepasst sein, und zu diesem 
Zwecke wäre den Unter-Eegierungen ein grosser 
Spielraum für selbständige EntSchliessungen zu be- 
lassen. Hierbei hat der Grundsatz zu gelten, dass 
alle Behörden, die mit der Viehversicherung zu thun 
haben, auch pekuniär an derselben interessiert sind. 

Die Versicherung selbst wäre am besten in der 
Weise zu organisieren, dass die Ortsvorstände bei 
Gelegenlieit der Steuereinschätzung von den einzelnen 
Haushaltungsvorständen folgende Angaben verlangen : 

1. über den Wert ihres gesamten Viehs (soweit 
es für die Versicherung in Betracht kommt); 

2. über den Durchschnittswert der einzelnen Tiere 
(besondere Rubriken für jede Tiergattung). 

Diese Angaben sind entscheidend in Entschädi- 
gungsfällen. Die Entschädigungsgelder könnten er- 
lioben werden bei den Ortsvorständen, sobald der 
Verlust eines Stückes Vieh glaubhaft nachgewiesen 
und zugleich der Beweis erbracht wäre, dass der 
Haushaltungsvorstand alles das zur Verhütung des 
Verlustes gethan hatte, was ein sorgfältiger Tier- 
besitzer in selchen Fällen zu thun verpflichtet ist. 

Beide Umstände gelten als erwiesien 
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1. durch ein tierärztliches Attest 
oder 

2. durch ein schriftliches Zeugnis zweier unab- 
hängiger und unbescholtener Zeugen. 

Bei plötzlichen Unglücksfällen müsste eventuell 
der Eid an die Stelle des Attestes treten. 

Die im Laufe einer ßechnungsperiode ent- 
stehenden Kosten würden am Schlüsse derselben 
den Ortsvorständen durch die Zentralbehörde (Ver- 
mittler sind die Unter-Regierungen) zurückerstattet. 
Die Zentralbehörde hätte die Gesamtkosten zu be- 
rechnen und dieselben auf die Tierbesitzer sämtlicher 
Provinzen (Kantone) liach Massgabe des versicherten 
Wertes zu verteilen; die Tierbesitzer jeder einzelnen 
Tiergattung figurierten hierbei als selbständige 
Gruppen. Die Einziehung der Beiträge hätte der 
Ortsvorstand bei Gelegenheit der Steuererhebung 
zu besorgen. 

Um auch den einzelnen Besitzer davon abzu- 
halten, durch betrügerische Machenschaften die 
Versicherung zu schädigen, wäre das ganze Unter- 
nehmen durch äusserst scharfe Strafbestimmungen 
zu schützen. 

Wenn die Regierungen auf diese Weise vor- 
gehen würden, ist nicht daran zu zweifeln, dass 
dadurch eine Einrichtung lebensfähig gemacht würde, 
deren Nutzen von allen Volksfreunden ebenso lebhaft 
empfunden wird wie die Schwierigkeit, sie zu ver- 
wirklichen. — 



Anhang. 



Inhalt: 1. Normalstatnt ftir Orts-Viehversicherungs-Vereine 
in Bheinpreussen ; 

2. Normalstatut für Orts-, Amts- nnd Kantonal- Vieh- 
versicherungs-Genossenschaften imd Verbände, 
entworfen von Prof. Anderegg-Bern ; 

3. Referat über einen Vortrag über Viehversiche- 
ning, gehalten von Professor Hess-Bern anf der 
Jahresversammlung des Verbandes schweizer, 
amtlicher Statistiker und der schweizer. Statist. 
Gesellschaft (Lausanne, den 7.-8. November 
1898). 



I, Normalstatut für Orts-Viehversiche- 
rungs-Vereine in Bheinpreussen. 

Nachdem in der Rheinprovinz die Ortsvereine 
jEür Viehversicherung schon eine sehr bedeutende 
Verbreitung gewonnen hatten und deren Vermehrung 
einen grösseren Umfang anzunehmen begann, ver- 
anlasste der Landwirtschaftliche Verein der Provinz 
im Jahre 1867 die Entwerfung eines Normalstatuts, 
welches für alle Dorfbewohner gut verständlich sein 
sollte und in welchem diejenigen Bestimmungen, 
wofür nach örtlichen Verhältnissen auch andere 
Fassung zulässig war, in Klammern zugefügt 
wurden, öß) Dieses Statut wurde entworfen nach 
folgenden Grundsätzen: 

^) Veröffentlicbt in „Zeitscbrift des Landw. Vereins fnr 
Rheinpreussen", Jahrg. 1867, S. 343. 
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1. Beschränkung der Vereine auf kleine, leicht 
zu übersehende Bezirke und (vorderhand) auf Rind- 
yieh; 

2. Ausdehnung der Versicherung auch auf 
Seuchen, ausgenommen Rinderpest; 

3. Beschränkung der Versicherungssumme auf 
2/3 des Viehwertes; 

4. Erhebung regelmässiger monatlicher oder 
vierteljähriger Beiträge so lange, als nicht der üeber- 
schuss in der Kasse eine bestimmte Höhe übersteigt; 

5. Ermächtigung der Generalversammlung zu 
Herabsetzung der Entschädigungen, wenn das Er- 
fordernis an ausserordentlichen Beiträgen zu gross 
wird; 

6. Berücksichtigung des Grundsatzes der Rück- 
versicherung. 

Es handeln: 

§ 1 von Namen, Bezirk, Sitz und Zweck 
der Gesellschaft; als solcher ist angegeben, den 
Mitgliedern nach dem Grundsatze der Gegenseitig- 
keit für unverschuldete Verluste bei ihrem Rind- 
viehstande Entschädigung zu gewähren, aber mit 
Ausnahme von Verlusten infolge der Rinderpest. 

§ 2 vom Gegenstand der Versicherung. 
Niemand darf nur mit einem Teile einer Viehgattung 
der Gesellschaft beitreten, wohl aber nur mit sämt- 
lichen Kühen unter Ausschluss von Bullen und 
Ochsen. Nicht versichert werden junge Tiere unter 
9 Monat (alte über 10 Jahr), sog. Leihvieh und 
Vieh von Viehhändlern (Bierbrauern, Branntwein- 
brennern). 

§ 3 vom Beitritt zur Gesellschaft. Anzeige 
beim Deputierten des Bezirks (§ 25), Besichtigung 
des Viehs durch diesen unter Zuziehung von (2) 
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fachkundigen Mitgliedern innerhalb von 8 Tagen, 
erforderlichen Falls Zuziehung eines approbierten 
Tierarztes; Bescheinigung des Gesundheitszustandes; 
Abschätzung. Erhöhung oder Verminderung der 
Versicherung im Falle späterer Wert-Erhöhung oder 
Verminderung gestattet, aber nicht mehr nach dem 
sechsten Kalben und nicht innerhalb von 4 Wochen 
vor dem Kalben. Berichterstattung über die Be- 
sichtigung an den Vorsitzenden (§ 23) durch den 
Deputierten und Beantragung der Aufnahme des 
Viehs in das Kataster (§ 24) innerhalb weiterer 
8 Tage, wenn keine von dem Vorstande zu ent- 
scheidende Bedenken vorliegen, sowie die Ausferti- 
gung und Aushändigung der Bescheinigung der Auf- 
nahme (Police) an das neue Mitglied gegen ein ein- 
maliges Eintrittsgeld von 1 Pf. von jeder versicherten 
Mark (1 %) — (auch noch [10 Pf.] Einschreibe- 
gebühr für jedes in das Kataster eingetragene Stück 
Vieh bei Anmeldung von Besitzveränderungen). Vor- 
schrift, dass der Police die Statuten beigedruckt 
werden. 

§ 4 von der Anzeigepflicht innerhalb von 
14 Tagen über gekauftes oder umgetauschtes Vieh 
bei Strafe von (1) Mark pro Stück* Anspruch auf 
Entschädigung erst nach erfolgter Einschreibung. 

§ 5 vom Anfang der Versicherung mit Aus- 
händigung der Police, aber Nichtentschädigung von 
innerhalb der ersten (14) Tage vorkommenden Ver- 
lusten. 

§ 6 vom Austritt. Anzeige vom Ausscheiden 
beim Bezirksdeputierten, welcher die Löschung inner- 
halb von 14 Tagen herbeizuführen hat. Verpflichtung 
des Ausscheidenden zur Mithaft von Vereinsschulden 
nach Massgabe der Höhe seiner Versicherung und 
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für Schaden, welcher innerhalb von (4) Wochen nach 
seiner Austrittserklärung entstehen sollte. 

§ 7 vom Erlöschen des Anspruchs auf Ent- 
schädigung beim Uebergang von Vieh auf einen 
anderen Besitzer, aber Fortbestehen bei Besitz- 
wechsel unter Mitgliedern, wenn innerhalb von acht 
Tagen der neue Erwerber dem Bezirks vor st eher An- 
zeige erstattet, ähnlich bei Erbschaften, wenn das 
Vieh im Vereinsbezirk bleibt und die Erben die 
Vereinsbeiträge T^eiter bezahlen. 

§ 8 schreibt jährliche (2) Stallrevisionen 
(März und November) durch den Vorstand mit Unter- 
stützung durch 2 Mitglieder vor und giebt diesen 
das Eecht, sofort die Versicherung aufzuheben, wenn 
das Vieh nicht richtig gewöhnt, gepflegt und be- 
handelt gefunden wird — was auch zu jeder anderen 
Zeit geschehen kann. Geraten wird vorgängige 
Mahnung; der Ausschluss muss schriftlich dem 
Viehbesitzer angezeigt werden. Ausschluss auch bei 
dreimaligem Rückstand der Beiträge und bei nach- 
gewiesenen betrügerischen Angaben (§§ 10—12—17). 

§§ 9—12 Beiträge. 

§ 9. Bestimmt wird, dass das Vieh zu höchstens 
2/3 (^/^ des taxierten Wertes zur Versicherung an- 
genommen werden darf. Die Taxation nach Pfunden 
Schlachtgewicht — besser Lebendgewicht — , welche 
an einigen Orten vorkommt, wird nicht empfohlen. 

§ 10. Für Kühe sollen monatlich V^ (Vs) Pf. 
von jeder Mark der Versicherungssumme als Beitrag 
erhoben werden, wenn der Gesundheitszustand ein 
günstiger ist, anderwärts mehr, weniger aber nicht, 
weil der Verein auch die Kosten für Arzt und 
Arzneimittel zu bestreiten hat. Uebersteigt der 
Kassenbestand den Beitrag für ein Haupt Vieh von 
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3 M., dann ruht die regelmässige Hebung; Beträge 
der Kasse über 150 M. müssen in der Sparkasse 
rentbar angelegt werden. 

§ 11. Ausserordentliche Beiträge, erhoben mit 
den regelmässigen, in Höhe des ein- bis höchstens 
viermonatlichen Betrages dieser dürfen nicht länger 
als drei Monate hintereinander im Höchstbetrag 
auferlegt werden. Bei voraussichtlich auch mit 
höchster Umlage noch unzureichender Deckung der 
eingetretenen Schäden ist sofort die General-Ver- 
sammlung zu berufen, und hat diese zu beschliessen, 
ob, für welche Zeitdauer und auf welchen Anteil 
die Vergütungen herabgesetzt werden sollen. Der 
Herabsetzung müssen -Va (V4) ^^^ Anwesenden zu- 
stimmen, und über die Hälfte der gewöhnlichen Ent- 
schädigung darf nicht gegangen werden; bei mit der 
zulässigen Herabsetzung noch nicht ausreichender 
Deckung sind die älteren xiiisprüche zuerst zu 
befriedigen. 

§ 12. Die Hebung aller Beiträge gescliieht in 
den ersten Tagen jedes Monats durch den Bezirks- 
deputierten. Bei Rückstand von einem Monat sind 
(25 Pf.) Strafgelder zu bezahlen, für abermaUgeii 
Kückstand nochmals (25 Pf.); im Falle dreimaliger 
Nichtzahlung kann der Verein den Ausschluss ver- 
fügen (§ 8). Für Nichterhebung verfallener Beiträge 
und Nichtablieferung an die Kasse bis zum 15. des 
Monats muss der Bezirksdeputierte (50) Pf. und für 
Rückstand bis zu Monatsschluss (1) M. Strafe ent- 
richten. 

§§ 13 bis 17 Entschädigungsansprüche. 

§ 13. Vergütet wird jedem Mitglied nach Vor- 
schlaft der Statuten jeder Unfall oder Verlust, welcher 

.8 
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ihn unverschuldet trifft, auch der Verlust durch 
Feuer, wenn das Vieh nicht bei einer Feuerversiche- 
rnngsgesellschaft versichert ist. Die Entschädigung 

» 

muss, wenn Bedenken nicht entgegenstehen, binnen 
(8) Tagen festgestellt sein und sofort, spätestens 
aber mit dem 15. des folgenden Monats, soweit die 
Mittel vorhanden sind (§ 11), zur Auszahlung kommen. 

§ 14. Jeden Erkrankungsfall muss der Besitzer 
am nämlichen Tage und längstens in 12 (24) Stunden 
nach den ersten Anzeichen dem Bezirksdeputierten 
melden, worauf dieser sofort an Ort und Stelle sich 
verfügen und die geeignete Hilfe anordnen muss; 
hält dieser ein Kurverfahren für angezeigt, dann 
muss der Besitzer den Versach der Heilung sich 
(3) \Vochen lang gefallen lassen; nach Ablauf dieser 
Zeit und ebenso, wenn der Tierarzt von vornherein 
die Unheilbarkeit erklärt, oder im Falle der Ver- 
unglückung und des Unfalles hat die Gesellschalt 
das Tier zu übernehmen; für Verunglückung und 
Sterbefall gilt ebenfalls und mit gleichen Fristen 
die Anzeigepflicht. Die Kosten des Arztes und der 
Arzneimittel trägt die Gesellschaft. 

§ 15. Tiere, welche beim Abschlachten durch 
den Besitzer so krank befunden werden, dass nach 
ärztlichem Gutachten das Fleisch entweder gar nicht 
oder nur minderwertig: verwendbar ist, fallen gegen 
die statutenmässige Entschädigung der Gesellschaft 
zu; die Haut des Tieres darf aber nicht vom Kadaver 
getrennt sein. Die Gesellschaft übernimmt auch 
verkaufte Tiere, welche nach den gesetzlichen Be- 
stimmungen zurückgehen. Das Vergraben von nicht 
zum Verkaufe geeigneten Tieren liegt den Ver- 
sicherten ohne Entschädigung ob. 
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§ 16. Jeder Bezirksdeputiei-te darf, wenn Ge-. 
fähr im Verzuge ist, zur Verringerung des Schadens 
bei noch möglicher Benutzung des Fleisches die 
sofortige Tötung erkrankter Tiere anordnen, er soll 
aber in der Eegel vorher entweder einen approbierten 
Tiierarzt oder einen erfahrenen Nothelfer zuziehen. 
Die ' Ueberreste gefallener oder getöteter Tiere 
Iverden für Rechnung der Gesellschaft verwertet; 
bei noch verkauf barem Fleisch muss der Viehbesitzer 
alJe zum Verkauf notwendigen Eäume und Gerät- 
schaften hergeben und das Abschlachten und Ab- 
wiegen besorgen lassen gegen Vergütung von (1) M. 
pro Stück. Der die Aufsicht führende Bezirks- 
deputierte trhält (1,50) M. als A^ergütung. 

§ 17. Verweigerung der Entschädigung 
findet statt, wenn 

a) die nach § 14 vorgeschriebene Anzeige nicht 
Rechtzeitig erfolgte, 

b) der Unglücks- oder Todesfall durch grobes 
Verschulden des Besitzers oder von dessen Leuten 
veranlasst wurde, 

c) in Bezug auf die Versicherung in irgend 
einer Weise betrügerische Angaben vorliegen, 

d) ein zur Versicherung gebrachtes Tier bei 
einer anderen ähnlichen Gesellschaft eingetragen ist, 

e) der Todesfall infolge einer Operation erfolgte, 
welche nicht die Hebung der Krankheit zum Zweck 
hatte. 

Der Vorstand ist befugt, sich auf die ihm 
geeignet scheinende Weise darüber Gewissheit zu 
verschaffen. In Fällen eines zu Unrecht erfolgten 
Beitritts zur Gesellschaft und der anderweitigen 
Verwirkung der Ansprüche kann Rückerstattung der 
geleisteten Zahlungen nicht verlangt werden. 

8* 
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§§ 18—19. Rückversicherung. 

§ 18. Die Gesellschaft tritt dem Rindvieh- 
Rttckversicherungs - Verein für die Lokalabteilung 

zu bei und wird durch den Vorsitzenden 

oder dessen Stellvertreter im Vorstande des Vereins 
vertreten. Zur Beschaffung der Deckungsmittel 
wird (\^&) Pfennig von jeder Mark der versicherten 
Summe als ordentlicher Beitrag in halbjährigen 
Raten erhoben. Uebersteigt der Bestand der Ver- 
sicherungskasse das Doppelte des letzten regel- 
mässigen Jahresbeitrages, dann ruht die Zahlung 
des Beitrages. Der Vorstand ist befugt zum Aus- 
schreiben ausserordentlicher Beiträge, welche aber 
in einem Kalenderjahr die (sechsfache) Höhe des 
Jahresbeitrages nicht überschreiten dürfen. 

§ 19. Der Rückversicherungs-Verein leistet die 
Vergütung über den von der Gesellschaft unter An- 
rechnung der Rückeinnahme (Fleisch, Fett u. s. w.) 
zu vergütenden Schaden, welcher innerhalb eines 
Kalenderjahres mehr als (3%) des Versicherungs- 
kapitals beträgt. Der Rückversicherungs - Verein 
leistet Ersatz nach den Bestitnmungen dieses Statuts 
und tritt in alle durch dieses der Gesellschaft und 
deren Organen beigelegten Rechte und Pflichten ein 
für alle Verhältnisse, aus welchen ein Anspruch an 
ihn gestellt wird. 

§§ 20 — 27. Organisation. Rechte und 
Pflichten der Verwaltung. 

In diesen Paragraphen ist zunächst die Rede 
von der Leitung der Verwaltung durch den 
selbst gewählten Vorstand (Vorsitzender, Kassen- 
führei:, Bezirks deputierte — mindestens einen für 
jeden Bezirk aus der Zahl der Ansässigen, im Not- 
fall Vereinigung des Vorsitzenden und des Kassen- 
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ftihrers in einer Person), von Amtsdauer, jährlichem 
Ausscheiden u. s. w. (§ 20), dann von Vollmacht, 
Rechten, Pflichten, Verantwortlichkeit des Vorstandes, 
Beschliissfähigkeit, Versammlungstagen, Wahl des 
Vorsitzenden und des Stellvertreters aus der Mitte 
der Vorstandes, Beschlussfrtssungen, Uebernahme 
des Vereinslokals und Ort der Aufbewahrung der 
Geldbestände, Vergütung nur barer Auslagen u, 
s. w. (§ 21. 22), zuletzt vom Vorsitzenden, vom 
Kassenftihrer und von den Bezirksdeputierten ins- 
besondere (Obliegenheiten u. s. w.). — Ein De- 
putierter auf bestimmt abgegrenztem, nicht über 
(80) Stück Vieh enthaltendem Bezirk. § 26 handelt 
von den ordentlichen und den ausserordentlichen 
(xeneral - Versammlungen. Die Führung des 
Katasters mit den von den Bezirksdeputierten auf- 
zunehmenden Beschreibungen der versicherten Tiere 
nach Geschlecht, Farbe, Abzeichen, Alter, Wert und 
Versicherungssumme und Namen des Besitzers liegt 
den Kassenführern ob, ebenso die Führung des 
Protokollbuchs. Die Verpflichtungen der Bezirks- 
deputierten ergeben sich aus den §§ 3, 10, 11, 12, 
14, 16, 17. 

§§. 28 — 31. Allgemeine Bestimmungen. 

Diese handeln von Streitigkeiten zwischen der 
(Gesellschaft und einem Mitgliede, deren Erledigung 
(Schiedsgericht, Generalversammlung), und der Wahl 
der Schiedsrichter durch die Gesellschaft, das Mit- 
glied und den Ortsbürgermeister (§ 28), ferner von 
Rechtsstreitigkeiten auf Kosten der Gesellschaft im 
Falle der zu verlangenden Zurücknahme eines ver- 
sicherten Tieres auf Grund des Gesetzes vom 
3. Mai 1859 über die Gewährsmängel (§ 29), 
von Statutenänderungen und von Auflösung der Ge- 
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Seilschaft (§ 30) und von dem Ortsbürgermeister aj^ 
Auf Sichtsbeamten der Gesellschaft mit dem Rechte 
jederzeitiger Revisionen, der Teilnahme an allen 
Verhandlungen und der Zusammenberuf ung von Vor- 
stand und Generalversammlung (§ 31). 

Zur Rückversicherung wurde die Kasseler 
National - Viehversicherungs- Gesellschaft empfohlen,, 
welche sich bereit erklärte, von jedem eintretenden 
Schadenfall % der Entschädigung zn übernehmen 
gegen Leistung von V* % Eintrittsgeld und l7o jähr- 
licher Prämienzahlung, sowie ^/g Entschädigung für 
Verluste durch Seuchen, für welche die Gesellschaft 
(der Ortsvereine) keine Entschädigung gewährt. 

Im Jahre 1897 hat die Rheinische Viehver- 
sicherungs - Gesellschaft in Köln den dem Verband 
der Neuwieder Genossenschaften angehörenden Orts- 
vereinen namhafte Vorteile für Rückversicherung 
zugesichert.^^) 

11. Nonnalstatuten für Orts-, Amts- und 
Kantonal - Yiehver sicher ungs -Genossen- 
schaften und Yerbände, 

entworfen von Prof. Anderegg-Bern.^*^) 

Aus diesen für die Verhältnisse in der Schweiz 
entworfenen Statuten, welche die jüngste Veröffent- 
lichung der Art darstellen und auf Grundlage eines 
kantonalen Viehversicherungs - Gesetzentw:urfs er- 

^^) Nach Entwerfunjr des Normalstatats für die Rhein- 
provinz sind später anderwärts mit Rücksicht auf dortig^e 
lokale Verhältnisse ebenfalls Normalstatuten entworfen worden. 

58) Veröffentlicht in „Die Bauernstube" No. 20, 22, 23, 
24 und 25, 1897, als Beilage zu dem „Entwurf eines kantonalen 
Gesetzes überViehversicberunßren" in No. 6 dieser Zeitschrift 
und im „Simmenthaler Blatt" No. 49, 1897. 



— 119 — 

schienen sind, werden nachfolgend nui* diejenigen Mit- 
teilungen gebracht, welche als abweichend von dem 
obigen Normalstatut, oder als an sich für weitere 
Kreise beachtenswert erachtet werden. 

a) Normalstatuten für Ortsviehversicberungs- 

Genossenschal'ten. 

In Art. 1 wird als Zweck der Gründung einer 
Orts - Viehversicherungs- Genossenschaft angegeben : 
den Versicherten für Schäden, welche ihnen durch Un- 
fälle des Viehes, sei es durch Umstehen, Sturz oder 
Notschlachtung, infolge von Krankheiten oder anderen 
Missgeschicken erwachsen, Ersatz zu bieten. 

Die Ausnahmen betreffen, neben den durch die 
kantonale Seuchenkasse entschädigten Unfällen durch 
Seuchen, die durch Peuersgefahr, Selbstverschulden 
lind Persönlichkeiten, welche den Viehhandel ge- 
werbsmässig betreiben. 

Art. 2 bandelt vom „rechtlichen Beistand^* 
nach Unterzeichnung der Statuten seitens der Mit- 
glieder und Eintragung in das schweizer. Handels- 
register. Die Dauer des Betriebes ist unbestimmt. 

Art. 3 verpflichtet die Mitglieder zur Ein- 
tragung ihres sämtlichen Viehs von zu bestimmendem 
Alter an mit genauer Bestimmung der Gattungen in 
die betr. Versicherungskontrolle. Als Beginn der 
Versicherung soll diese Eintragung gelten, bei Neu- 
kauf vom .... Tage nach der Eintragung mit der 
Dauer bis .... Tage nach dem Verkauf. iVusser- 
halb des Ortsbezirks gesömmertes Vieh bleibt fort- 
versichert, sobald dem Kontrollführer genau der 
Tag der Alpfahrt, der Name der Sömmerungsalp 
und später auch der Tag der Rückkehr angegeben 
worden ist. 
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* Wegen der grösseren Gefahren, welchen das 
Alpvieh ausgesetzt ist, soll eine Zuschlagstaxe zu- 
lässig sein oder auch vSelbstversicherung auf das 
Minimum, 

Art. 4 bestimmt als Schadenersatz für Unfälle 
75 — 80% des wirklichen Schadens, d. i. jeweiliger 
Vollwert abzjflglich des Wertes verwertbarer Teile, 
welche Sache des Eigentümers ist. Die Mitglieder 
der Genossenschaft werden moralisch verpflichtet 
zur Abnahme des verwertbaren Fleisches nach 
statutarischen Bestimmungen und genauer Festsetzung 
des Verhältnisses der Zuteilung. Bei Uebernahme 
solcher Teile durch die Gesellschaft ist der zu ent- 
schädigende W^ert gleicli Vollwert abzüglich von Erlös 
und von 20 bis 25% für Selbstversicherung. 

Art. 5. Zum Ab schätzungs verfahren ist vor- 
geschrieben, dass jeder Schätzer für sich vorerst den 
Vollwert (Art. 4), das Gewicht von Fleisch in den 
Vierteln und der Haut, sowie den Wert von Fleisch 
und Haut nach Kilogramm zu berechnen hat, wobei 
Messungen oder Wägungen zulässig sind. Je nach 
Art des Unfalls soll für Abzug der Selbstversicherung 
das Maximum (25%) oder das Minimum (20%) an- 
wendbar sein. Das Mittel aus den P^inzelschätzungen 
ist massgebend für die Wertberechnung. 

Art. 6. Die Mittel zur Leistung von Schaden- 
ersatz sollen bilden: 

1. Die ordentlichen Jahresbeiträge (entweder 
nach der Schätzung mit bestimmter Grundtaxe für 
jedes Stück Rindvieh im Zuschlag für jede 100 Fr. 
Mehrwert oder nach einer Skala mit aufzustellenden 
Altersklassen oder Gattungsklassen (Rinder, Kühe, 
Zuchtstiere) oder nach Nutzungszwecken (Zucht-, 
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Milch-, Ziio-, Mastvieh) oder nach Durchschnittswert 
per Stück der einzelnen Art und Gattung. Der ge^ 
wählte Modus muss genau festgesetzt werden im 
Statut und ähnlich ist bei anderen Tierarten zu 
verfahren). 

2. Etwaige Nachschtisse (zu ermitteln nach dem 
Modus für die ordentlichen Jahresbeiträge pro- 
zentualisch auf das versicherte Stück). 

3. Kantonale Beiträge (prozentualisch auf die 
einzelnen Tonfälle verteilt und jährlich Zurücklegung 
eines bestimmten Prozentsatzes für den Reservefonds, 
eventuell die Verbandsreservekasse). 

4. Subvention des Bundes (Verwendung nach 
Art. 13 des Bundesgesetzes vom 22. Dezember 1893 
und Art. 75 der Vollziehungsverordnung vom 10. Juli 
IHM). 

5. Eventuell Verbandsleistungen (nach Art. 6 
der Verbandsstatuten). 

Art. 7 behandelt die solidarische Haftbarkeit 
der Mitglieder für alle Verbindlichkeiten der Orts- 
Viehversicherung. 

Art. 8 ff. betreffen die Hauptversammlung, den 
Vorstand und die Schätzer. 

Der Hauptversammlung liegt ob: die Wahl von 
Vorstand, Schätzern und Stellvertretern und des 
Tierarztes, die Genehmigung des Jahresberichtes 
und der Jahresrechnung, die Festsetzung für den 
Bezug der ordentlichen Jahresbeiträge, mit den 
darauf basierenden Taxen und den Entschädigungen 
an Sekretär, Kassierer, Schätzer und eventuell auch 
an Tierärzte, die Beschlussfassung über Beitritt in 
den Amtsverband, bezw. Austritt, die Abänderung 
der Statuten, die Autlösung der Genossenscliaft. 



— 122 — 

Dem Vorstand (Vorsitzender^ Sekretär, Kassieret* 
und Beisitzer) kommt zu: die Leitung, Führung un<j[ 
Ueberwachung, besonders die Vollziehung der 
Htatutarischen Bestimmungen und der Beschlüsse det 
Hauptversammlung, deren Einberufung und Leitung 
mit Festsetzung der Tagesordnung, der Bezug der 
Jahresbeiträge und der Nachschüsse, die Anordnung 
der Abschätzungen bei Unfällen, die Bezahlung des 
Schadenersatzes, die Verwaltung des Reservefonds, 
die Zuteilung der staatlichen Subvention (vgl. Amts- 
verband), die Entrichtung des Jahresbeitrags an die 
Verbandskasse, die Abfassung des Jahresberichts 
und der Jahresrechnung, die Führung der Vieh- 
kontrolle und die Abfassung von Protokollen, der 
Verkehr mit dem Vorstand des Amtsverbandes, 
eventuell der Vorschlag für den Delegierten (Ver- 
waltungsratsmitglied) in diesen, die Formulierung 
und Einbringung von Anträgen für die Hauptver- 
sammlungen der Genossenschaft. 

Die Schätzer und ihre Stellvertreter werden auf 
je .... Jahre aus Mitgliedern gewählt; sie können 
in gewissen Fällen den Tierarzt herbeiziehen, und 
bei ihren Schätzungen muss der Sekretär mit be- 
ratender Stimme zugegen sein und das Protokoll 
führen. Für Unfälle, welche einen Schätzer be- 
treffen, muss ein Stellvertreter, für solche bei Ver- 
wandten ebenfalls ein Stellvertreter, welchen der 
Vorsitzende bestimmt, fungieren. 

In Art. 13 wird dem Vieheigentümer die Ab- \ 

Schlachtung oder die Fortdauer der ärztlichen Be- 
handlung nach der Schätzung freigestellt, doch 
bleibt diese massgebend; bei gefallenen Tieren; 
welche nur nach dem Tode zu schätzen sind, muss 
der Vorsitzende zuvor durch den Tierarzt feststellen . 
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lassen, ob das Tier zur Entschädigung abgeschätzt 
werden soll. 

Art. 14 schreibt für unwahre Angaben die teil- 
weise Herabsetzung oder die vollständige Sistierung 
der Entschädigung vor und verweist in schwierigen 
Fällen auf das Schiedsgericht, worüber Art. 16 
handelt (Wahl des Obmanns durch den Gerichts- 
präsidenten des Amtsbezirks). 

In Art. 15 wird über die Jahresrechnung — 
Anfang und Schluss mit dem Kalenderjahr und Ab- 
schluss bis Mitte Januar des folgenden Jahres — 
bestimmt. Deckung etwaiger Defizits durch Nach- 
schüsse, Ueberweisung von üeberschüssen an den 
Reservefonds bezw. die Hilfskasse des Verbandes. 
Besondere spezifizierte ßechnungsaufstellung über 
staatliche Subventionen und Zuschüsse aus der Amts- 
versicherungs- bezw. Hilfskasse. Fortlaufende Ver- 
zeichnung des Vermögensstandes in der Rechnung. 

Art. 17. Auflösung der Gesellschaft, verordnet, 
dass die Liquidation durch den dermaligen Vorstand 
oder durch eine von der Hauptversammlung zu er- 
nennende Kommission vorzunehmen ist und dass im 
Handelsamtsblatt das Erlöschen angezeigt werden 
muss. Ein etwaiger Ueberschuss ist an die Ge- 
meindearmenkasse, bezw. an die Reserve- oder Hilfs- 
kasse des Amtsverbandes auszuliefern. 

Art. 18 handelt von den Schlussbestimmungen 
und ein Zusatz besagt, dass etwaige anderweitige 
Bestimmungen einzelner Genossenschaften dieser Art 
ebenfalls im Statut anzugeben sind. 

Zum gezeichneten Normalstatut sind mit ent- 
worfen die folgenden beiden Formulare mit dazu 
gehörenden Anmerkungen. 
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Anioerkung zu Formular No. 1: 

Bei dem Bezugsmodus nach Altersklassen muss diese 
Rubrik mehrere Kolonnen haben, um die wechselnden Bei- 
träge nach dem Alter einzutragen, so dass immer die Ziffer 
in der letztausgeftlllten Kolonne den zu zahlenden Beitrag 
bedeutet. Bei dem Modus nach Gattungsklassen genügen 
drei Kolonnen (Rind, Kuh, Zuchtstier), wobei der Beitrag der 
ersten Kolonne ausser Betracht fällt, sobald das Tier (als 
Kuh) in die zweite Kolonne eingeschfitzt werden muss. Bei 
dem Bezugsmodus nach Nutzungszwer^ken sind vier Kolonnen 
nötig. Bei dem Modus einer Grundtaxe mit Mehrwertzuschlag 
müssen mehrere Kolonnen erstellt werden, indem bei der 
jährlich stattfindenden Schätzung die Beitragspflicht wechselt. 
Die letztausgefüllte Kolonne bildet den Beitrag während des 
laufenden Jahres. Sollten bei den Gattungs- und Nutzungs- 
zweckgrnppen noch besondere Wertklassen vorgesehen werden, 
so müssen innerhalb der Rubriken der aufgestellten Gattungs- 
und Nutzungsgruppen noch eine entsprechende Zahl Kolonnen 
für die Wertklassen gemacht werden. Umständlicher wäre 
es, wenn man diesen Modus (Grundtaxe mit Mehrwertszuschlag) 
gleichzeitig mit dem Modus nach Alterklassen oder Gattungs- 
klassen verbinden wollte, so dass nach Alter oder Gattung 
verschiedene Grundtaxen aufgestellt würden, obschon auch 
dieser (in Statuten Art. 6 AI. a und b, Anmerk. 7} wegge- 
lassene Modus nicht vorgesehen ist und gerade wegen dieser 
Umständlichkeit weggelassen wurde. Mit den durch die 
Sache nötigen Abändjaungcn können an der Hand dieser 
Kontrolle auch solche für andere Viehgattungen erstellt 
werden.) 

Anmerkung zu Formular No. 2. 

Anmerkung ^) Zur Vereinheitlichung sollten diese Ta- 
bellen gedruckt mit genügendem Raum erstellt werden und 
bieten dann leichte Uebersicht zur Aufstellung der Statistik 
und für Abfassung des Geschäftsberichtes. 

Anmerkung ^ Die Einzelschätzungen sollen derart aus- 
geführt werden, dass jeder Schätzer nach obigem Schema 
solche auf Papier bringt. Die Papiere werden vom Sekretär 
eingesammelt und ohne Namensnennung in die Kontrolle ein- 
getragen. 

NB. Wird diese Kontrolle in je doppelter Form, als 
Abreisskontrolle erstellt, so wird das abzureissende Blattteil 
den Vieheigentnmern zugestellt oder kann auch als Beleg 
dem Amts versicherungs verbände resp. dessen Vorstand dem 
Bericht behufs des Erhalts der staatlichen Beiträge zu- 
gestellt werden und wird somit in diesem Fall doppelt aus- 
gefertigt. 
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Formular No* 2« 



Pag. 



Formular einer Abschätzun^skontrolle.O 

Zugluich Formular für das Abschätzungsverfahren, vorgl. 8tat. Art. 5.} 

Viehversichernngs- 

Genossenschaft 

Rindvieh 

1. No. des Unfalles und der Abschätzung (die Nummer 

wird jährlich fortlaufend eingesetzt). 

2. Datum der Abschätzung: Jahr , Monat , Tag 

3. Name und Wohnort des betr. Vieheigentümers. No. der 

Kontrolle 

4. Bezeichnung des abgeschätzten Stückes: (Eier wird der 

Name des Stücks, Alter und No., unter der es einge- 
tragen, verzeichnet.) 

5. Tierärztlicher Befund : (Hier wird die Art des Unfalles 

und des Krankheit und deren Verlauf nach dem Bericht 
des Tierarztes eingetragen.) , 

6. Abschätzungsergebnis : 



Voll wert 
d. Tieres 



Gew.u. Preis-|jGew.u.Preis-j| 7o *'<** 
anschlug desanschlag derii Schaden- 
Fleisches j< Haut I ersatzes 



Fr. Rp. II Kilo äRp 



a. Einzel- 
schätz ungen'-*)!. 
2, 
3. 

b. Durchschnitts- 
schätzung 



c. Berechnnns: des wirklichen, 



Safflma 
Fr. pp. 



I p' 



Kilo 



Fr. 



Schadens : 

a. DurcUschn. Vollwert 



1.. 



>» 

»? 



Wert des Flcischos 
Hautvvert 



Kp. 



(l. Wirklicher Schaden 
V. o/o- Abzug _^.. 



% 



d. Summe des auszubezahlenden Schaden- 
ersatzes 

Unterschrift des Vieheigentümers 
nach der Ausbezahlung, zugleich Quittung. 



a 



Bttfliina 
Fr. ppJ 



Fr. 



/o 



Rp. I 



Unterschrift der Schätzer, des Sekretärs 
und des Tierarztes. 
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b) Statutenentwurf für einen Amts-Verband 

von Orts-Viehversicherungs-Genossen- 
schaften auf Grundlage eines Gesetzentwurfs 

über Viehversicherung. 

In Art. 1 wird als Zweck eines solchen Amts- 
Verbandes angegeben: 

a) Die Erzielung eines einheitlichen, zusammen- 
wirkenden Vorgehens in der Verwaltung der 
einzelnen selbständig arbeitenden Orts-Vieh- 
versicher ungs - Genossenschaften ; 

b) die Herbeiführung einer Ausgleichung des 
Schadenersatzes durch Erweiterung des Ge- 
schäftskreises bei diesen; 

c) die Betriebserleichterung durch abzuschliessende 
Rückversicherungen und Gründung einer Amts- 
Verbands -(Reservefonds- oder Hilf S-) Kasse mit 
staatlichen Beiträgen und Subventionen, und 
die Verwaltung dieser Kasse; 

. d) der hilfreiche Beistand zur Verhütung ver- 
mehrter Unfälle durch gemeinsam durchzu- 
führende schützende Anordnungen und An- 
regungen. 

Art. 2 schreibt zui^ Erwerbung der Verbands- 
mitgliedschaft die schriftliche Anmeldung unter Bei- 
lage der Statuten, Angabe der Mitgliederzahl, Anzahl 
der versicherten Stücke Vieh und dergl. bei der 
Direktion des Verbandes vor. 

Art. 3. Austritt nur nach Schluss dfes Rechnungs- 
jahres zulässig und ohne Anspruch auf etwaiges 
Verbandsvermögen. 

Art. 4. Verpflichtung zum jährlichen Beitrag für 
Bildung der genannten Kasse (Pestsetzung nach dem 
Modus der Jahresbeiträge der Orts- Viehversicherung, 
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oder nach dem Gesamtwert des versicherten Viehs, 
oder nach der Stückzahl, oder nach Verhältnis der 
Entrichtung von kantonalen Beiträgen. — Genaue 
Feststellung des gewählten Modus im Statut, ebenso 
der Taxen u. s. w.). 

Art. 5. Zur Ausgleichung der Schadenersatz- 
summe, zur Unterstützung der Versicherungen und 
zur Vereinfachung der Verwaltung Zuführung der 
Beiträge der Genossenschaften und der staatlichen 
Subventionen und Beiträge an den ^'^erband zu 
Händen von dessen Kassen. Am Jahresabschluss 
daraus Zuteilung der Zuschüsse nach Massgabe der 
Unfälle im Amtsbezirke an die einzelnen Orts-Vieh- 
ver-icherungen mit Verwendung eines prozentischen 
Anteils davon für die Amts-, Reserve- oder Hilfs- 
kasse. Zuweisung besonderer Zuschüsse aus der 
Hilfskasse durch den Amtsvorstand im Falle von 
ausserordentlich zahlreichen Unfällen bei einer Oi ts- 
Viehversicherungs - Genossenschaft. Eröffnung ein es 
('onto Corrento bei den Amtsersparniskassen zui* 
leichteren Bestreitung laufender Ausgaben auf Wunsch 
der Ortsvereine. 

Art. 6. Nach Vorschlag dieser Wahl von je 
einem Mitglied in den Verwaltungsrat des Verbandes 
(erweiterter Vorstand, Delegierte), durch diesen aus 
seiner Mitte Wahl des Sekretärs, des Kassierers und 
zweier Beisitzer als Direktion (engerer Vorstand), 
Bestimmung des Vorsitzenden und der Präsidentschaft 
des Verwaltungsrats durch den jeweiligen Regierungs- 
statthalter (von Amts wiegen). Für Verhandlungen 
und Beschlüsse des Verwaltungsrats hat jeder Orts- 
verein nur über eine Stimme zu verfügen. (Nach 
Wunsch besondere Bezeichnung der Funktionen von 
Sekretär und Kassierer, welche durch ihre Wahl 
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Mitglieder des Verwaltungsrats und der Direktion 
sind.) 

Art. 7. Als Befugnisse und Pflichten des Ver- 
waltungsrats sind bezeichnet : Wahl der Direktion — 
Aufnahme neuer Orts-Versicherungen — Festsetzung 
des Bezugsmodus, der jährlichen Beiträge an die 
Verbandskasse und der Beitragsquote — Genehmi- 
gung etwaiger Abschlüsse von Rückversicherungen 
seitens der Direktion — Genehmigung der Jahres- 
berichte, der Jahresrechnung und der Abänderung 
von Verbandsstatuten — Wahl der Eechnungs- 
revisoren und Bestimmung der Entschädigung an 
den Verwalter — Beitrittserklärung zu einem sich 
bildenden Kantonal -Versicherungsverband — Ge- 
nehmigung aller Massnahmen zur Verhütung von 
Unfällen — Auflösung des Verbandes. 

Art. 8 — 10. Direktion. Als Obliegenheiten: 
Einladung, Anordnung u. s. w. der Sitzungen des 
Verwaltungsrats — Abfassung des Jahresberichts 
und der Jahresrechnung — Bestätigung der ge- 
wählten Verwalter, Schätzer und Stellvertreter der 
Orts-Viehversicherungs-Genossenschaften — Anträge 
für Aufnahme oder Austritt von Genossenschaften an 
den Verwaltungsrat — Verwaltung der Amts- Verbands- 
kassen — Bezug der Beiträge der Einzelgenossen- 
schaften und der kantonalen und eidgenössischen 
Subventionen u. s. w. — Abschluss von etwaiger 
Rückversicherung — Zuteilung der Beiträge aus den 
Amts- Verbandskassen an die Einzelgenossenschaften — 
Massnahmen zur Verhütung von Unfällen (Gesetz- 
gebung, Schutzwehren in Alpen u. s.w.) — Abhaltung 
von Instruktionskursen für Schätzer und Stellvertreter, 
Melker- und Hirten-Sennen über Viehbehandlung bei 

Erkrankungen und in Gesundheit — Beurteilung von 

9 
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Streitfällen in der Eigenschaft als Schiedsrichter — 
Zusammenstellung der Geschäftsberichte und der 
Protokolle der einzelnen Genossenschaften behufs 
einer Jahresstatistik über ViehunfiQle und Gang des 
Versicherungswesens — Monatliche regelmässige 
Versammlungen, ausserordentliche nach Bedarf (Ver- 
waltungsrat jährlich in der Regel) — Führung des 
Verkehrs mit den Einzelgenossenschaften, den kan- 
tonalen Behörden und dem Vorstand des Kantonal- 
Verbands. 

Art. 11. Auflösung. Notwendig dazu 2/g Stimmen- 
mehrheit aller Delegierten (des Verwaltungsrats) — 
Ueberweisung etwaigen Vermögens an die kantonale 
Seuchenkasse. 

Art. 12. Schlussbestimmungen wie üblich. Be- 
merkt wurde, dass Sekretär und Kassierer oft in 
einer Person sich vereinigen, welche dann der 
eigentliche Verwalter ist, und dass für Direktion 
und Verwaltungsrat in den Statuten noch weitere 
als die angegebenen Befugnisse und Pflichten auf- 
gezählt werden können. 

c) Statutenentwurf für einen Kantonal- 
Viehversicherungs- Verband. 

Art. 1 bestimmt, dass sich in Ausführung des 
kantonalen Viehversicherungsgesetzes vom — (vergl. 
Art. 8, 13, 14) — die Bezirks -Viehversicherungs- Ver- 
bände des Kantons .... zu einem Kantonal- Verband, 
welcher die im Gesetz (Art. 8, 13 und 14) fixierten 
Aufgaben, sowie die Zentralleitung der im Kanton .... 
bestehenden Viehversicherungs-Genossenschaften und 
der im Gesetz (Art. 12) vorgesehenen und bestehenden 

Amts -Viehversicherungs -Verbände übernimmt, ver- 
einigen. 
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Art. 2. Der Kantonal- Verband beginnt seine 
Thätigkeit nach Unterzeichnung vorliegender Statuten 
durch die Vorstände der beigetretenen Amtsverbände 
und sobald den gesetzlichen Bestimmungen des 
Schweiz. Obligationenrechts durch Eintragung des 
Verbandes in das Schweiz. Handelsregister öenüge 
geleistet wird. 

Art. 3 ordnet an, dass der Kantonal- Verband 
seinen Sitz in ... . hat und die Firma „Viehver- 
sicherungs- Verband des Kantons . . . ." trägt. 

Nach Art. 4 kann jeder gesetzlich organisierte 
Amts-Viehversicherungs- Verband durch schriftliche 
Anmeldung die Mitgliedschaft erwerben, austreten 
aber nur nach Schluss eines Eechnungsjahres. 

Art. 5. Als Organe des Kantonal -Verbandes 
sind genannt: 1. die Verbands-Direktion und 2. die 
Delegiertenversammlung. 

Art. 6. Die Verbands-Direktion bilden fünf Mit- 
glieder: Präsident, Vizepräsident, Verwalter und 
zwei Beisitzer. Die Präsidentschaft fällt dem je- 
weiligen Landwirtschafts-Direktor des Kantons . . . . 
zu; sie vertritt in Behinderungsfällen der Vize- 
präsident. Der Verwalter ist ständiger Angestellter 
und versieht in den Direktionssitzungen der Dele- 
giertenversammlung die Thätigkeit eines Sekretärs, 
sonst auch die eines Kassierers und Korrespondenten. 
Dessen Besoldung wird vom Regierungsrat bestimmt 
und von der Kantonskasse infolge eines hierfür be- 
stimmten Kredits entrichtet. Vizepräsident, Ver- 
walter und Beisitzer werden von der Delegierten- 
versammlung gewählt; diese Wahlen bedürfen der 
Genehmigung des Regierungsrats. 

Art. 7. Als Funktionen der Direktion (bezw. 

ihres Verwalters) sind angegeben: 

9* 
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1. Durchführung aller im Gesetz fixierten Be- 
stimmungen und Beschlussfassungen der Delegierten- 
versammlung. 

2. Abfassung des Generaljahresberichts, der 
Generaljahresrechnung und der vorgesehenen Statistik. 

3. Alljährliche Veröffentlichungen der Ergebnisse 
der Verwaltung mit kurzen belehrenden Aufsätzen 
aus dem Gebiet des Versicherungswesens, der Vieh- 
pflege u. s. w. 

4. Der Verkehr zwischen der kantonalen Behörde 
und durch diese mit der eidgenössischen, sowie den 
Viehversicherungs- Verbänden. 

5. Schiedsrichterliche Funktionen bei Anständen 
zwischen Orts - Viehversicherungen und Amtsver- 
bänden — übertragbar besonders dem Vizepräsidenten 
und den Beisitzern. 

6. Entgegennahme von Jahresberichten^ Jahres- 
rechnungen und Statistik der Amtsverbände behufs 
Abfassung des jährlichen Generalberichts. 

7. Aufsicht über gesetzmässige Verwendung der 
kantonalen und eidgenössischen Subventionen seitens 
der Amts-Viehversicherungs- Verbände. 

8. Einreichung der Berichte an das eidgenössische 
Versicherungsamt, unter dessen Aufsicht, soweit die 
bez. Gesetze vorsehen, die Kantonal -Verbands- 
Direktion steht. 

Art. 9, 10, 11 handeln von der Delegierten- 
versammlung und bestimmen: 

Zusammensetzung aus von der Hauptversammlung 
der Amtsverbände gewählten Abgeordneten, jß ein 
Delegierter für jeden Amtsverband, welcher nur eine 
Stimme hat. Einberufung durch die kantonale Ver- 
bands-Direktion, ordentlich jährlich einmal, ausser- 
ordentlich nach Massgabe der Geschäfte oder auf 
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Wunsch von 7» ^^^^ beigetretenen Amtsverbände. 

Vorsitz durch den Direktionspräsidenten, bezw. dessen 

Stellvertreter, Schriftführung durch den Verwalter. 

Als Obliegenheiten sind genannt (Art, 11): 

1. .Wahl des Verwalters, des Vizepräsidenten 
und der Beisitzer (vergl. Art. 6). 

2. Genehmigung des Generalberichts (vergl. 
Art. 7). 

3. Anträge an die kantonale Behörde betr. Ver- 
abreichung von Subventionen an die kantonale Vieh- 
versicherung. 

4. Besprechungen über alle in das Viehver- 
sicherungswesen einschlagenden Fragen und über 
Anregungen und Wünsche aus den Versicherungs- 
kreisen nach Anhörung bez. Vorträge und Eeferate. 

5. Anregungen und Anträge an die kantonale 
und eventuell durch diese an die eidgenössische 
Behörde in Fragen der Viehversicherung und Vieh- 
pflege (Tierschutz, Viehtransport auf Eisenbahnen etc.) 

6. Anordnung von Instruktionskursen für Schätzer, 
* für Hirten und Melker zur Behandlung des gesunden 

und kranken Viehs und Belehrung für Benutzung 
von Hausapotheken bis zum Erscheinen des Tier- 
arztes (besonders für Alpen) in den Amtsverband- 
kreisen. 

Art. 12 enthält die Schlussbestimmungen, nach 
welchen die Unterschriften der Vorstände der bei- 
getretenen Amts- Viehversicherungs- Verbände folgen. 



lU. 

In der 1898 er Jahresversammlung des Verbandes 
schweizerischer amtlicher Statistiker und der schweize- 
rischen statistischen Gesellschaft haben Professor 
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Hess-Bern und Professor Anderegg-Bern über Vieh- 
versicherung gesprochen. ^^) 

Die Andereggschen Ausführungen sind identisch 
mit denen, welche derselbe Verfasser in den aus- 
führlich angegebenen Normalstatuten vertritt. 

Hess^<^) bespricht zunächst kurz die Vor- und 
Nachteile der lokalen Viehversicherungs- Vereine. Als 
Vorteile werden hervoi gehoben : die leichte, genaue, 
wenig kostspielige Kontrolle der einzelnen Ver- 
sicherten, die gegenseitige stetige Aufsicht der Mit- 
versicherer, die einfache Organisation, niedrige^Vei*- 
waltungskosten und Prämien, ausgiebigste Verwertung 
der geschlachteten Tiere, rasche, nicht bureau- 
kratische Erledigung der Schadenersatzansprüche, 
wenig Prozesse und Hebung des Sparsamkeitssinnes. 
Dagegen werden folgende Nachteile aufgezählt: Be- 
schränkte und ungenügende finanzielle Leistungs- 
fähigkeit, ungleichmässige Prämien bei ungenügender 
Entschädigung, parteiische Leitung infolge von ver- 
wandtschaftlichen oder finanziellen Beziehungen, 
mangelhafte Verwaltung, Versicherung nach Kopfzahl 
anstatt nach dem Wert der Tiere, ungenügendes^Be- 
schwerderecht gegen Verfügungen des Vorstandet, 
Fehlen einer Rückversicherung und Mangel an 
Solidaritätsgefühl zwischen benachbarten Gesell- 
schaften. 

Im grossen und ganzen sieht Hess in den Orts- 
vereinen einen zwar anerkennenswerten Notbehelf, 

^^) ProtokoU der Jahresversammlung des Verbandes 
schweizer, amtlicher Statistiker und der schweizer. Statist. 
GeseHschaft, den 7. u. 8. November 1898 im Grossratssaale 
in Lausanne; Bern, Druckerei v. Stämpfli & Co., 1899. 

^) Cfr. auch von demselben Verfasser: „lieber Vieh- 
versicherung". Separatabdruck aus dem landwirtschaftlichen 
Jahrbuch VII, 1893. Zürich, Druck des Art. Institut Orell 
Fiissli, 1893. 
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keineswegs aber eine definitive Lösung der Vieh- 
yersicherungsfrage. Diese letztere sieht auch Hess 
nur in dem Obligatorium, dem er in einem zweiten 
Abschnitt, betitelt: Soll die Viehversicherung auf 
dem Prinzip der Freiwilligkeit oder auf dem Obli- 
gatorium beruhen? lebhaft das Wort redet; er 
fuhrt aus: 

Trotz der segensreichen Wirkung einzelner Orts- 
Viehversicherungs- Vereine nimmt deren Zahl eher ab 
als zu. Beweis genug, dass das Prinzip der Frei- 
willigkeit auf diesem Gebiete Durchgreifendes zu 
schaffen nicht im stände ist. Durchaus verfehlt ist 
es daher auch, derartige freiwillige Institute staat- 
lich durch Zuwendung von Geldmitteln zu unter- 
stützen. Ein Eecht auf Unterstützung haben nur 
die obligatorischen Viehversicherungs-Gesellschaften. 
Selbstverständlich bei dem Obligatorium ist die kon- 
stante strenge und belehrende staatliche Aufsicht 
über die Geschäftsführung, speziell das Rechnungs- 
wesen der einzelnen Gesellschaften. 

Da die Einführung des direkten Obligatoriums 
in. vielen Kantonen noch auf mächtige Schwierig- 
keiten stösst, so rät Hess, dieselbe einem Mehrheits- 
beschlüsse der Interessenten anheimzustellen, „denn", 
schreibt er, „langjährige Erfahrung auf dem Gebiete 
des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens lehrt 
zur Evidenz, dass die successive Einführung des 
Obligatoriums durch die Beteiligten selbst am 
sichersten zum Ziele führt. Beispiel und Erfolg 
wirken eben auch auf diesem Gebiete aufmunternd 
und anregend." Bezüglich des Versicherungssystems 
wird die Gründung einer einzigen Anstalt für den 
ganzen Kanton oder die einer Zentralanstalt mit 
örtlichen Sektionen empfohlen. 



— 136 — 

Die Frage, ob Seuchenfälle von der obligato- 
rischen Viehversicherung ausgeschlossen werden 
soüen, beantwortet Hess nicht einheitlich. Es ist 
richtig, meint er, dass Todesfälle infolge von Rinder- 
pest, Lungenseuche, Maul- und Klauenseuche, Milz- 
brand, Rauschbrand, Wut bei grösseren Haustieren 
und Rotz durch besondere staatliche Einrichtungen 
entschädigt werden, — schon aus dem Grunde, weil 
sonst in gewissen Gegenden absolut keine noch so 
stark subventionierte private Gesellschaft bestehen 
könnte. Entschieden gegen die staatliche Ent- 
schädigungspflicht spricht sich Hess aus bei Ver- 
lusten durch Tuberkulose, bösartiges Katarrhalfieber, 
gelben Galt und bösartiges infektiöses Klauen- 
geschwür. Speziell die Tuberkulose will Hess mit 
in den Kreis der eigentlichen Viehversicherung ge- 
zogen wissen, da dann eine grosse Anzahl tuber- 
kulöser Tiere frühzeitiger als sonst zur Schlachtung 
gebracht wird. 

Wichtig für den sachgemässen Ausbau der 
fraglichen Institution hält Hess die Heranziehung 
des zuständigen Viehinspektors zu den Vorstands- 
geschäften der Versicherungsanstalt. Durch ihn 
hat die Anlage einer Viehbestands- und einer Vieh- 
verkehrskontrolle zu erfolgen. Er hat auch für 
die richtige Abgrenzung des einzelnen Viehversiche- 
rungsbezirks zu sorgen. 

Eine Versicherung so durchgeführt wird nach 
Hess nicht verfehlen, ein kräftiges Remedium gegen 
Verarmung und Ruin des kleinen Mannes, ein 
niächtiges Hilfsmittel zur Förderung des Genossen- 
schaftssinnes abzugeben und schliesslich vielleicht 
den Weg zu einer kräftigen Interessenvertretung der 
Landwirte in der Schweiz zu ebnen. Sicher ist es 
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schliesslich, dass einzig mit Hufe der obligatorischen 
Viehversicherang die absolut notwendige Erweiterung 
der sogenannten Viehstatistik ermöglicht wird. 

In einem dritten Abschnitt bespricht Hess noch 
einige besondere bei der Viehversicherung in Be- 
tracht kommende Punkte. 

Als geeignete Grösse eines Versicherungs- 
kreises wird ein solcher angesehen, der ungefähr 
einen Bindviehbestand von 500 — 1000 Stück auf- 
weist. Vorläufig soll die Versicherung auf den ge- 
samten versicherungs fähigen Bindviehbe-t 
stand, eventuell noch auf Ziegen und Schweine 
beschränkt werden. Naturgemäss müssen die Ver- 
sicherungsvorschriften bei Ziegen- und Schweine- 
versicherung möglichst einfach sein, d. h. die V er-. 
Sicherung soll nach Stückzahl und Einheitsschatzung 
stattfinden. Das Alter, während welchem Viehver- 
sicherungspflichtig ist,, soll auf die Zeit vom 3. Monat 
bis zum vollendeten 10. Lebensjahr festgesetzt werden. 

Das Sömmerungsvieh, das mannigfacheu, 
dem Thalvieh nicht drohenden Gefahren ausgesetzt 
ist, wird entweder beim Verlassen des Versicherungs- 
kreises für die Dauer der Weidezeit von der Ver- 
sicherung ausgeschlossen, oder dem erhöhten Bisiko 
entsprechend mit einer Extraprämie bedacht. 
Schliesslich können auch die Berg- und Alpgenossen- 
schaften gleichzeitig die Pflichten einer Viehversiche- 
rungs-Gesellschaft übernehmen. Unter den Gefahren 
für das Sömmerungsvieh sind besonders rote Buhr, 
Lungenwurmkrankheit, Vipernbisse, Abstilrzen und 
Blitzschlag erwähnenswert. 

Wie das Sömmerungsvieh, so ist auch das Aus- 
stellungsvieh versicherungstechnisch gesondert zu 
behandeln; es hat sich diese Gruppe aber als ein 
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verhältnismässig geringes Risiko herausgestellt. Es 
genügt, wenn für eventuelle Schäden auf jedes Pferd 
oder Rind ein Betrag von 5 Fr., auf jedes Schwein, 
jede Ziege oder jedes Schaf 2 Fr. erhoben werden. 

Die Entschädigungspflicht für Tiere, welche sich 
nach der Schlachtung als ganz oder teilweise un- 
geniessbar erweisen, hat nicht durch die allgemeine 
Viehversicherung zu geschehen. Zu diesem Zwecke 
sind entweder eigene Genossenschaften an den ein- 
zelnen Viehhöfen zu gründen, oder es muss der An- 
schluss an eine grössere Viehversicherungs - Gesell- 
schaft gesucht werden. 

Ganz besonders wichtig für das Gedeihen der 
Viehversicherung ist die Einführung des tier- 
ärztlichen Behandlungszwanges. Die Statistik 
beweist nicht nur, dass von den tierärztlich be- 
handelten Stücken über 80 7o wiederhergestellt 
werden, sondern die Erfahrung lehrt auch, dass bei 
frühzeitiger fachmännischer Behandlung zahlreiche, 
sonst die Schlachtung bedingende Krankheiten der 
Verdauungs- und Geschlechtsorgane noch geheilt 
werden können, und dass ferner bei rechtzeitig vor- 
genommener Schlachtung Fleisch - Quantität und 
-Qualität erheblich besser, somit die Verluste für die 
Versicherungs-Gesellschaft auch geringer sind. Die 
Wahl des Tierarztes müsste dem einzelnen Ver- 
sicherten überlassen bleiben. 

Die Auflösung der einzelnen Gesellschaften muss 
im Interesse einer ruhigen und stetigen Entwickelung 
erschwert werden. 

Die Einschätzung kann entweder geschehen 
durch eine besondere Schatzungskommission (um- 
ständlich und kostspielig) oder 
durch eine Selbstschatzung des Viehbesitzers. 
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Durchaus vorzuziehen ist die zweite Art ; natür- 
lich würde die vom Besitzer angegebene Wertsumme 
nur das Maximum der eventuellen Entschädigungs- 
summe darstellen, nach dem sich zwar die Prämien- 
sätze immer richten würden, die faktische Ent- 
schädigung aber nur dann, wenn die Schätzung des 
Besitzers mit derjenigen einer ad hoc einberufenen 
Kommission übereinstimmt. 

Das entschieden wichtigste und schwierigste 
Problem der ganzen Viehversicherung ist die so- 
genannte Prämienfrage. Man unterscheidet fixe 
und variable Prämien. Fixe Prämien sind ebenso 
bequem wie verhängnisvoll; mit grosser Sicherheit 
werden durch sie die Schäden wesentlich vermehrt 
und eine ungerechte Handhabung der Entschädigungs- 
frage herbeigeführt. 

Die variablen Prämien können in verschiedener 
Weise erhoben werden: 1. nach Prozenten unter 
Fixierung eines bestimmten Wertmaximums; 2. kann 
die Prämie normiert werden nach Prozenten des 
Versicherungskapitals, aber in der Weise, dass die 
Höhe der Prämie von einer gewissen oberen 
Schatzungssumme an nicht mehr prozentual, sondern 
derart steigt, dass hierzu für je 50—100 Fr. ein 
Prämienzuschlag kommt; 3. die Prämienfestsetzung 
erfolgt nach bestimmten Gefahrenklassen. Ent- 
scheidend sind hier für die Einteilung: Gattung, 
Geschlecht, Alter, Kondition, Gebrauch, Pflege und 
Aufenthalt. — Diese Prämien sind entschieden die 
gerechtesten und rationellsten, leider fehlt noch eine 
entsprechende Statistik. 4. Die Prämien werden 
erhoben zugleich mit Rücksicht auf den Versicherungs- 
wert und auf die dem betreffenden Besitzer zu 
leistende Schadenvergütung. Damit erreicht man, 
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dass die Viehbesitzer zu grösserer Sorgfalt und 
möglichster Schadenverhütung angespornt werden. 
5. Nicht empfehlenswert ist das Verfahren, nach 
welchem nur diejenigen Besitzer zur Prämienzahlung 
herangezogen werden, welche in der verflossenen 
Rechnungsperiode Verluste erlitten haben. 

Einen Reservefonds anzulegen ist kein ab- 
solutes Bedürfnis, wenn auch nicht zu bestreiten ist, 
dass es Fälle geben kann, in denen die Möglichkeit 
der Ausgleichung zu hoher Belastungen sich für 
den Fortbestand der Anstalten als wertvoll erweisen 
wird. Sicher ist, dass die Versuche, einen Reserve- 
fonds zu bilden, nur dann Aussicht auf baldigen 
Erfolg haben, wenn derselbe vor missbräuchlicher Aus- 
nutzung geschützt ist, d. h. wenn die einzelnen 
Versicherten zu direkten und durch die Geschäfts- 
resultate bedingten Beiträgen herangezogen werden.^^) 



^1) Nicht unterlassen möchte es der Verfasser, an dieser 
SteUe die interessierten Kreise anf die vorzügliche Sammlung 
der Litteratur über Viehversicherung hinzuweisen, die sich 
im Besitze des Herrn Professor Hess-Bern befindet. Diese 
Sammlung umfasst die Bücher- und Zeitschriften - Litteratur 
all^r europäischen Eulturstaaten auf dem Gebiete der Vieh- 
versicherung. 
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